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WAS NUN, HERR SCHNOOR? 

Der Innenminister des volkreichsten Bun­
deslandes und Stellvertreter des Minister­
präsidenten, Dr. Herbert Schnoor, läßt seit 
Jahren keine Gelegenheit aus, die Feuer­
wehren zu loben und die Auflösung des 
Technischen Hilfswerkes zu fordern. Seine 
Überlegungen gehen so weit, daß auch die 
Einheiten des Bundes, die dieser für den 
erweiterten Katastrophenschutz personell 
besetzt und fachlich ausgestattet hat, über­
flüssig und folglich auflösbar seien. Die so 
eingesparten Mittel des Bundes müßten 
dann den Ländern zur Verfügung gestellt 
werden, damit der friedenszeitliche Kata­
strophenschutz gewährleistet sei. Und der 
wird von den Feuerwehren .. quasi neben­
bei" wahrgenommen und sichergestellt. 
Schnoor blieb bei seiner Auffassung trotz 
aller Gegenargumente unbeirrbar und 
selbst sozialdemokratische Ministerkolle­
gen - Glogowski, Zuber - vermochten ihn 
nicht auf den Pfad der Realität zurückzufüh­
ren. 
Da kam das Weihnachtshochwasser 1993, 
gefolgt von den glücklicherweise glimpflich 
verlaufenen Neujahrsüberschwemmun­
gen. In den Zeitungen, im Rundfunk und 
natürlich im Fernsehen wurde über die 
~ahrhundertflut ausführlich berichtet. Und 
man sah: Bundeswehrsoldaten beim 
SChleppen von Sandsäcken und mit Booten 
in den überfluteten Straßen, Polizeibeamte 
des BGS in Schlauch- und Motorbooten 
beim Personentransport, Helfer des THW 
beim Stegebau, mit Notstrompumpen­
aggregaten und auf Pontons. Mobile Ein­
satzleitungen wurden durch den BGS 
betrieben, Regieeinheiten führten Füh­
rungs- und Fernmeldezentralen, sämtlich 
bundeseinheitlich beschafft und bezahlt. 
Wo waren die Feuerwehren? - Sie waren 
eine Einsatzkomponente unter vielen. Das 
lag nicht an den Journalisten, Kameraleuten 
und Photographen. Es lag auch nicht an den 
Feuerwehren und ihren haupt- und ehren­
amtlichen Männern und Frauen, die bis zur 
Erschöpfung gegen die Fluten kämpften . 
Es lag ganz einfach an der Stärke der Natur­
gewalten, an der Dimension ihrer Auswir­
kungen, an der Schnelligkeit, mit der die 
Ereignisse eintraten. 
Eine erste Schadensbilanz von über 130 
Millionen Mark, allein in Köln, zeigt das Aus­
maß der Zerstörung. Am 2. Weihnachtsfei­
ertag waren 40 Burdeseinheiten nur in 
Köln im Einsatz, wo eine der größten deut­
schen Berufsfeuerwehren beheimatet ist. 
ABC-Züge, Fernmeldezentren, LF 16-Fahr­
zeuge, dislozierte Führungsstellen wie 
TELs; alle jene Einheiten und Geräte, die 
Herr Schnoor entbehrlich hält, waren im 
Einsatz. In der Bundeshauptstadt und am 
Niederrhein bei Emmerich waren die Not­
strompumpenaggregate des THW uner­
setzlich. Jenseits von Nordrhein-Westfalen 

taten das THW und andere Kräfte des Bun­
des Dienst in Remagen, Sinzig, Koblenz, 
Lahnstein, Neuwied ... Verpflegungstrupps 
verpflegten Opfer und Helfer. Die Liste 
ließe sich beliebig fortsetzen. Sie zeigt: Die 
Länderzuständigkeit für den Brandschutz, 
die Rettungsdienste, die Technische Hilfe 
und den Katastrophenschutz, die daraus 
resultierenden Rechts- und Organisati­
onsgrundlagen reichen für den Notfall im 
Alltag, für große Einzelschäden, aber nicht 
für großflächige Schadenslagen. 
Das Rhein-Hochwasser war eben nicht das 
von Innenminister Birzele aus Baden-Würt­
temberg, von Staatsminister Zuber aus 
Rheinland-Pfalz und erst recht nicht das von 
Herrn Schnoor. Sein Land bekam nämlich 
die länderübergreifende Hochwasserwelle 
am stärksten ab. Alle Hilfsorganisationen 
waren gefragt - jeder mit seinen spezifi­
schen Kenntnissen und Erfahrungen. 
Betreuung war notwendig - auch für die 
Helfer. Mit kommunalen Strukturen und 
zentralistischer Führung einfach nicht zu lei­
sten . So fragen sich die Fachleute zu 
Beginn des Jahres 1994, wie lange noch 
Politiker diese Fakten ignorieren, wie lange 
noch Herr Schnoor alles übernehmen und 
für alles zuständig sein will. Es sei denn, er 
überzeugt seinen Kollegen, den Finanzmini­
ster, zu einer 9stelligen Investition in 
Sachen Katastrophenschutz. "Bevor man 
daran geht, die Welt zu ordnen, muß man 
zuerst die Wirklichkeit abschaffen . .. Diese 
Weisheit von Robert Musil gilt auch für die 
Welt des Innenministers, die da Nordrhein­
Westfalen heißt. 

(Horst Schöttler) 
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BEVÖLKERUNGSSCHUTZ , 994 
NEUORGANISATION 

DER ZIVILEN VERTEIDIGUNG 
Für die Zivile Verteidigung sind im Dokumentation: Horst Schöff/er 

Bundesministerium des Innern zuständig: (Stand: 23. 12. 93) 

Dr. jur. Kurt Scheiter 
Staatssekretär 

- Geboren 1946 in Schwarzenhammer 
(Bayern), 
verheiratet, drei Kinder 

- Studium der Rechts- und Staatswissen­
schaften an der Universität Erlangen­
Nürnberg 

- 1974 

- 1975 
- 1981 

Zweite Staatsprüfung und 
Laufbahnbeginn im Bayeri-
schen Staatsministerium für 
Arbeit- und Sozialordnung 
Promotion 
Leiter des Landtags- und 
Kabinettsreferats 

- 1984-1987 Leiter des Ministerbüros im 
Bayerischen Staatsministe­
rium für Arbeit und Sozialord-
nung 

- 1988-1989 Protokollchef der Bayeri­
schen Staatsregierung 

- 1989 Berufung als Amtschef des 
Bayerischen Staatsministe­
riums für Bundes- und 
Europaangelegenheiten und 
Ernennung zum Ministerial­
direktor 

- seit 
15. 9. 1993 beamteter Staatssekretär im 

Bundesministerium des 
Innern 

- Lehraufträge an den Universitäten Mün­
chen und Regensburg 

- Prüfer (Vorsitzender) in der Zweiten juri­
stischen Staatsprüfung 

4 NY + ZV, 1/1994 

Bundesminister Manfred Kanther 
Bundesministerium des Innern 
- Geboren 1939 in Schweidnitz (Schle­

sien), 
verheiratet, ev., sechs Kinder 

- Nach Vertreibung Schulbesuch bis zum 
Abitur in Thüringen 

- 1957 Wechsel in die Bundesrepu­
blik Deutschland 

- 1958-1962 Jurastudium in Marburg und 
Bonn; anschließend Refe­
rendarzeit in Lüdenscheid 
(Westfalen) 

1967-1970 Stadtoberrechtsrat in Plet­
tenberg 

- 1970-1987 Landesgeschäftsführer und 
Generalsekretär der CDU 
Hessen 

- 1987-1991 Hessischer Minister der 
Finanzen 

- Mitglied des Hessischen Landtags 
1974-1993 

- seit 7. Juli 1993 Bundesminister des 
Innern 

Organisationsreferat 
Z 6-006 100 BMI/98 

Dr. jur. Rüdiger Kass 
Abteilungsleiter LZV; zuständig für den 
Bereich Notfallvorsorge und Bevölkerungs­
schutz. 

- Geboren 1944 in Lägerdorf/Holstein, 
verheiratet, zwei Kinder 

Nach Abitur in Kiel 
- 1964-1969 Studium der Rechtswissen­

schaften in Kiel, Referendar­
examen 

- 1973 Promotion zum Dr. jur. und 
Assessorexamen 

- 1973-1975 Bundesministerium der Ver­
teidigung 

1976-1980 Ständige Vertretung der 
Bundesrepublik Deutsch­
land bei der DDR in Ostberlin 

1980-1991 Bundeskanzleramt, Arbeits­
stab Deutschlandpolitik, seit 
1991 Leiter des Büros des 
Chefs des Bundeskanzler-
amtes 

- seit 
26. 11 . 1991 Bundesministerium des 

- seit 

Innern, Leiter des Minister­
büros, seit 4. August 1992 
zugleich Leiter der Unterab­
teilung für Kabinetts- und 
Parlamentsangelegenhei­
ten, Presse, Offentlichkeits' 
arbeit, Protokoll 

23 . 12. 1993 Leiter der Abteilung LZV 

Bonn, den 23. Dezember 1993 
Bekanntmachung 

Betr.: Organisatorische Änderungen im BMI: 
-- hier: Abteilungen G und B sowie Arbeitsstab KN 

Die Aufbauorganisation des BMI ist wie folgt geändert worden : 



1. Abteilung GB (Innenpolitische Grund­
satzfragen; Politische Bildung; Berlin) 
Die beiden Unterabteilungen G I und 
GI/werden getrennt. 
Die Unterabteilung GI/wird künftig als 
Unterabteilung GB 11 (innenpolitische 
Grundsatzfragen, Politische Bildung) 
geführt. Sie umfaßt die bisherigen Orga­
nisationseinheiten G 11 1 bis G 11 5. 
Die Organisationseinheiten B 1 bis B 4 
sowie das neue Referat " Geschäfts­
stelle des Drogenbeauftragten " werden 
zur Unterabteilung GB I zusammenge­
faßt. Das bisherige Referat B 5 wird auf­
gelöst. 
Die neue Abteilung GB ist mit Aus­
nahme der Org.-Einheiten GB I 1-
GB 13, die Staatssekretär Dr. PriesnJ'tz 
zugeordnet sind, Staatssekretär Krop­
penstedt unterstellt. 

Abteilung LZV 
Leitungsstab: 

Zivile Verteidigung 

MinDirig Dr. Kass 
Ständiger Vertreter: N.N. 

MB 
Ministerbüro 

MinR Scheuring 

Referat LZV 1 

2. Abteilung LZV (Leitungsstab; Zivile Ver­
teidigung) 
Aus dem bisher im Leitungsbereich 
angesiedelten Ministerbüro, der Unter­
abteilung G I und dem Arbeitsstab KN 
wird eine neue Abteilung gebildet. Die 
für den Arbeitsstab KN geltende Aufga­
benbeschreibung "Katastrophen-/Zivil­
schutz, Notfallvorsorge, Zivile Verteidi­
gung" wird aufgegeben und durch den 
Oberbegriff "Zivile Verteidigung", der 
auch den Zivilschutz einschließt, ersetzt. 
Das Ministerbüro behält die Kurzbe­
zeichnung "MB", während die übrigen 
Organisationseinheiten die Kurzbe­
zeichnung LZV 1 bis LZV 8 erhalten. 
Die neue Abteilung LZV ist Staatssekre­
tär Dr. Scheiter unterstellt. 

bisher Minister 
unmittelbar unterstellt 

bisher Referat G I 1 
Kabinetts- und Parlaments referat 

N.N. 

Referat LZV 2 bisher Referat G I 2 
Pressereferat 

RD Dauke 

Referat LZV 3 
Öffentlichkeitsarbeit, Informations- und Besucherdienst 

bisher Referat G I 3 

MinR Pracht 
RD Kühne 

Referat LZV 4 bisher Referat G I 4 
Angelegenheiten Staatlicher und Nationaler Repräsentation, 

Protokoll Inland 

MinR von Fircks 

Referat LZV 5 bisher Referat KN 1 
Grundsatzangelegenheiten der zivilen Verteidigung und des 

Zivilschutzes, NATO-Angelegenheiten 

MinR Vogt 

Referat LZV 6 bisher Referat KN 2 
Katastrophenschutz; Interministerielle Koordinierungsstelle für 

großflächige Gefährdungslagen; Humanitäres Völkerrecht, 
Wehrerfassung 

MinR Ahrens 
MinR Wittschen 

Referat LZV 7 bisher Referat KN 3 
Warndienst, Schutzraumbau, Wassersicherstellung, 

Schutz der Gesundheit der Zivilbevölkerung 

MinR Schenk 

Referat LZV 8 
Technisches Hilfswerk, Humanitäre Hilfeleistung, Selbstschutz 

bisher Referat KN 4 

MinR Dr. Ammermüller 
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NEUORGANISATION DER ZIVILEN VERTEIDIGUNG 

Vom 7. bis zum 22. Dezember 1993 bestand 
im BMI ein 

Arbeitsstab KN 
Katastrophen-/Zivilschutz, Notfall-

vorsorge, Zivile Verteidigung 

Die am 7. Dezember ergangene Organisati­
onsverfügung erläutert und verdeutlicht die 
Auflösung der Abteilung KN, ihre kurzfri­
stige Umwandlung in den Arbeitsstab und 
die geltenden Organisations- und Umglie­
derungsgrundsätze bei der Bildung der 
neuen Abteilung LZV. Zu beachten ist: Lei­
tungsstab und Zivile Verteidigung sind 
zwei völlig getrennte Arbeitseinheiten! 

Organisationsverfügung vom 7. Dezem-
ber1993 

Betr.: Neuorganisation der Abteilung 
KN; 
hier: Umwandlung in einen Ar­
beitsstab 

Die Abteilung KN ist in den Arbeitsstab KN 
umgewandelt worden. Der Arbeitsstab ist 
Herrn StS unmittelbar unterstellt. 
Diese Maßnahme hat folgende organisato­
rischen Konsequenzen: 
- Die Referate KN 1 (Grundsatz Zivilvertei­

digung und Zivilschutz) und KN 7 (Zivilmi­
litärische Zusammenarbeit, NATO) wer­
den mit der Folge zusammengelegt, daß 
das neue Referat KN 1 für alle nationalen 
und internationalen Grundsatzangele­
genheiten der Zivilverteidigung und des 
Zivilschutzes zuständig wird. 

- Die Arbeitsgruppe KN 2 (Katastrophen­
schutz) wird in ein Referat umgewandelt 
und wieder mit dem Referat KN 6 (Inter­
ministerielle Koordinierungsstelle) verei­
nigt, das seinerzeit aus KN 2 herausge­
löst worden war. Zusätzlich erhält das 
Referat die Aufgaben des Referates 
KN 4 (Wehrerfassung, Freistellung der 
Helfer, humanitäres Völkerrecht). 

- Das Referat KN 3 (Warndienst, Hub­
schrauber, Fernmeldeorganisation) wird 
mit Ausnahme des Bereichs "Selbst­
schutz, BVS" mit dem Referat KN 5 
(Schutzraumbau, Wassersicherstellung, 
Gesundheit) zusammengelegt. 

- Das Referat KN 8 bleibt als Referat KN 4 
zuständig für das THW und erhält zusätz­
lich die Aufgabe "Selbstschutz, BVS", 
womit die bundeseigenen Helferorgani­
sationen THW und BVS unter einer Auf­
sicht stehen. 

Referat KN 1 (alt) 
jetzt LZV 5 

Grundsatzangelegenheiten der zivilen 
Verteidigung 

und des Zivilschutzes 
NATO-Angelegenheiten 

MinR Vogt 

1. Allgemeine und grundsätzliche Angele­
genheiten 

2. Zivilschutzrecht, soweit nicht KN 2 bis 
KN 4 zuständig sind 

3. Koordinierung der zivilen Verteidigung 
in den Bereichen Haushalt (Einzelplan 
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36), Organisation und Angelegenhei­
ten des Gemeinsamen Ausschusses 
gem. Art. 53a GG 

4. Angelegenheiten der Schutzkommis­
sion für die Beratung in wissenschaftli­
chen Fragen des Bevölkerungsschut­
zes 

5. Internationale Zusammenarbeit im 
Bereich der zivilen Verteidigung, insbe­
sondere NATO-Angelegenheiten 

6. Zivilmilitärische Zusammenarbeit 
7. Ziviles Lage- und Meldewesen, Zivile 

Alarmplanung 
8. Aufenthaltsregelung und Flüchtlings­

lenkung 
9. Befehlsstellen- und Stationierungspla­

nung, Ausweichsitz der Verfassungsor­
gane 

10. Fachaufsicht über 
10.1 die Akademie für zivile Verteidi­
gung (AkzVl, 
10.2 das Bundesamt für Zivilschutz 
(BZSl, soweit nicht KN 2 bis KN 4 
zuständig sind, 
10.3 die Dienststelle Marienthai 

11. Vertretung des BMI im Arbeitskreis V 
der Innenministerkonferenz 

12. Mitwirkung bei Angelegenheiten des 
Bundessicherheitsrates 

Referat KN 2 (alt) 
jetzt LZV 6 

Katastrophenschutz; Interministerielle 
Koordinierungsstelle für großflächige 

Gefährdungslagen; 
Humanitäres Völkerrecht, 

Wehrerfassung 
MinR Ahrens (Nr. 1-5) 

MinR Wittschen (Nr. 6-11) 

1. Angelegenheiten der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 

2. Gesetz über die Erweiterung des Kata­
strophenschutzes 

3. Interministerielle Koordinierungsstelle 
für großflächige Gefährdungslagen 

4. Zusammenarbeit mit dem Ausland, 
einschließlich EG und internationale 
Organisationen, soweit nicht ein ande­
res Referat der Abteilung fachlich 
zuständig ist 

5. Fachaufsicht über das Bundesamt für 
Zivilschutz im Aufgabenbereich des 
Referates KN 2 

6. Objektschutz/Erfassung schutzbedürf­
tiger Objekte 

7. Humanitäres Völkerrecht (Mitwirkung 
bei der Durchführung und Fortentwick­
lung der Genfer Rotkreuz-Abkommen) 

8. Wehrerfassung sowie Freistellung von 
Wehrpflichtigen für Zwecke des Kata­
strophenschutzes und der zivilen Ver­
teidigung, Mitwirkung an der Wehr­
dienst- und Zivildienstgesetzgebung, 
einschI. Helferrecht 

9. Personelle und materielle Bedarfsdek­
kung, insbesondere 
9.1 Bundesleistungsgesetz, Landbe­
schaffungsgesetz, Schutzbereichsge­
setz 

9.2 Mitwirkung bei Rechts- und Ver­
waltungsangelegenheiten des Arbeits­
sicherstellungsgesetzes 

10. Aufsicht über die dem BMI nachgeord­
neten Dienststellen in Notstandsange­
legenheiten (außer BfV, BKA, BeschSt 
und BGS) 

11 . Mitwirkung bei Rechtsangelegenhei­
ten der alliierten Stationierungsstreit­
kräfte (NATO-Truppen statut, Zusatzab­
kommen, NATO-Hauptquartierproto­
koll) 

Referat KN 3 (alt) 
jetzt LZV 7 

Warndienst, 
Schutzraumbau, Wassersicherstellung, 

Schutz der Gesundheit 
der Zivilbevölkerung 

MinR Schenk 

1. Angelegenheiten des Warndienstes 
2. Angelegenheiten des Flugwesens in 

der zivilen Verteidigung, Katastrophen­
schutzhubschrauber im Rettungswe­
sen 

3. Fernmeldeorganisatorische Angele-
genheiten der zivilen Verteidigung 

4. Aufrechterhaltung von Rundfunk und 
Fernsehen im Verteidigungsfall 

5. Schutzraumbau 
6. Wassersicherstellungsgesetz sowie 

sonstige Vorsorgemaßnahmen der 
Wasserwirtschaft auf dem Gebiet der 
zivilen Verteidigung 

7. Maßnahmen zum Schutz der Gesund­
heit der Zivilbevölkerung, insbesondere 
7.1 Sanitätsmaterialbevorratung 
7.2 Hilfskrankenhäuser 
7.3 Ausbildung von Schwesternhelfe­
rinnen 
7.4 Ausbildung der Bevölkerung in 
Erster Hilfe 

8. Mitwirkung bei der Gesundheitssicher­
steilung und anderen gesetzlichen 
Regelungen auf dem Gebiet des Sani­
täts- und Gesundheitswesens 

9. Fachaufsicht über das Bundesamt für 
Zivilschutz im Aufgabenbereich des 
Referates KN 3 

Referat KN 4 (alt) 
jetzt LZV 8 

Technisches Hilfswerk, 
Humanitäre Hilfeleistung, 

Selbstschutz 
MinR Dr. Ammermüller 

1. Angelegenheiten des Technischen 
Hilfswerks 

2. THW-Helferrechtsgesetz 
3. Einsatz des Technischen Hilfswerks 

auf Anforderung der Länder und im 
Rahmen der humanitären Hilfe 

4. Angelegenheiten des Selbstschutzes 
5. Fachaufsicht über 

5.1 die Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk 
5.2 den Bundesverband für den 
Selbstschutz • 



AUFSTIEG UND FALL DES WOLFGANG B. 

In diesem Jahr -1994 - wäre der bisherige 
Abteilungsleiter KN 10 Jahre im Amt gewe­
sen. Er hatte die Nachfolge von Ministerial­
direktor Wedler angetreten, der als Techno­
krat galt und das Aufgabengebiet der 
ZIVilen Verteidigung mehr verwaltete denn 
gestaltete. So richteten sich viele Hoffnun­
gen auf den neuen Mann, der über kommu­
nalpolitische Erfahrungen verfügte und 
deshalb Pragmatik versprach. Damals noch 
hieß die Abteilung ZV; 1987 wurde sie in 
Katastrophenschutz/Zivilschutz, Notfallvor­
sorge und Zivile Verteidigung (KN) umbe­
nannt. Die Länge des Namens versinnbild­
lichte die Palette der Aufgaben und die 
umfassende Bedeutung staatlicher sicher­
heitspolitischer Vorsorgeplanung. Sie ver­
deutlicht - und das sollte auch heute noch 
gelten - daß der Auftrag zum Schutz der 
Zivilbevölkerung mehr als nur das Pendant 
zur militärischen Verteidigungsbereitschaft 
bei bewaffneten Konflikten ist, sondern ein 
unabdingbares Erfordernis zur Koordination 
der Gefahrenabwehr in einem föderalen 
Staat. Will heißen - nicht in die orginäre 
Zuständigkeit der Länder für den friedens­
zeitlichen Katastrophenschutz der Länder 
einzugreifen, aber auf der Grundlage unter­
schiedlicher Gesetze der Länder Verfah­
rensgrundlagen, Ausstattung, Ausrüstung 
und Ausbildung zu harmonisieren - Primus 
inter pares zu sein - und mit den Investitio­
nen im erweiterten Katastrophenschutz 
finanziell auszutarieren. Dafür (er)fand man 
das Wort" Doppelnutzen ". Das an sich ver­
nünftige Ziel eines einheitlichen und umfas­
senden Gefahrenabwehrsystems erfreute 
sich jedoch nur wenig Zuspruchs bei den 
Ländern. Die Fronten verhärteten sich und 
bei den Besprechungen zwischen AbtLtr 
KN als Repräsentant des Bundes und den 
Vertretern von Ländern, kommunalen Spit­
zenverbänden und Hilfsorganisationen 
erschöpften sich die fachlichen Diskussio­
nen in der Darstellung unterschiedlicher 
Positionen. Das Verhältnis Bund/Länder 
war und blieb über Jahre hinweg gestört. 
Auch wenn Abteilungsleiter B. immer grif­
fig formulierte: "Das wichtigste ist es, die 
Lufthoheit über den Stammtischen zu 
gewinnen." 
Während der Zuständigkeit von Staatsse­
kretär Priesnitz für die KN entschärften sich 
die atmosphärischen Störungen durch 
seine eigene Verhandlungsführung, die 
zugleich Wolfgang B. zum Statisten 
machte. 
Gleichwohl behauptete dieser nach Aus­
landsreisen kühn: "Wir sind im Bevölke­
rungsschutz Spitze zwischen New York und 
Wladiwostok! " 
Das Renommee der Abteilung KN fiel mit 
der Person des Abteilungsleiters, dessen 
acht Referatsleiter zu Fachthemen oft 
sechs abweichende Meinungen nicht nur 

abteilungsintern, sondern auch in der 
Öffentlichkeit verkündeten. Referatsleiter 
wurden zunehmend am Abteilungsleiter 
vorbei zu Spitzengesprächen mit der Lei­
tung des Hauses aufgefordert. Der Frust 
aller Beteiligten wuchs - auch, weil der 
AbtLtr KN nun schon im 10. Jahr nicht zum 
Ministerialdirektor befördert wurde. Ein 
Manko, das nicht nur das Ende der Karriere 
von Wolfgang B. absehen ließ, sondern der 
Reputation der Staatsaufgabe Notfallvor­
sorge im Bund und bei der Vertretung des 
Bundes in den Ländern schadete. 
Zudem hätte man sich von einem mißliebi­
gen politischen Beamten durch Entlassung 
leichter trennen können, als einen Lauf­
bahnbeamten im Hause umzusetzen. Dies 
hinderte die politische Führung des BMI 
(Minister und Staatssekretäre) mindestens 
seit 1989, zu einer schnellen Personallö­
sung an der Spitze der KN zu kommen. 
Obwohl immer wieder mit einer baldigen 
Entscheidung gerechnet wurde, folgten 
internen Ankündigungen keine Taten. 
So ist dem neuen Innenminister, Manfred 
Kanther, und dem ebenfalls neuen Staats­
sekretär, Kurt Scheiter, beide erst seit dem 
2. Halbjahr 1993 im Amt, zu bescheinigen: 
In kurzer Zeit erfolgte die (Ab-)Lösung -
Wolfgang B. ist seit 1. Dezember 1993 
Unterabteilungsleiter V 2 in der Abt. V des 
BMI. 
Es wäre unfair, zweierlei zu behaupten: B. 
sei an der Situation des Bevölkerungs­
schutzes alleine schuld und jetzt könne 
alles besser werden. Richtig ist, daß Men­
schen in führenden Positionen Aufgaben 
prägen, Mitarbeiter beflügeln und Haushäl­
ter wie Parlamentarier überzeugen können. 
Richtig ist aber auch, daß der Bevölke­
rungsschutz, sobald er mit dem Wort Ver­
teidigung verknüpft ist, auf geradezu 
geballte Ab lehnung und eine teilweise 
unerklärliche, ja hysterische Abneigung 
stößt. Die Wohlstands- und Wohlfahrtsge­
sellschaft der alten Bundesrepublik ver­
drängte Gefahren, solange sie nicht auftra­
ten, und forderte vom Staat massiv 
Vorsorge, Vorbeugung und sofortige 
umfassende Hilfe, wenn das Schadenser­
eignis eingetreten war. In den östlichen 
Bundesländern leiden die Bürger noch 
immer unter dem Obrigkeitssyndrom und 
lehnen alles, was Uniformen trägt, ab. 
Selbst die Dienstkleidung der Hilfsorgani­
sationen ist ihnen zu militärisch. Zivile Ver­
teidigung gilt als Alptraum, war doch die 
Zivilverteidigung der Ex-DDR Teil des 
Machtapparats. In diesem geistigen und 
gesellschaftlichen (für viele Bürger anderer 
Staaten und Kontinente unververständli­
chen) Spannungsfeld, verbunden mit tiefer 
wirtschaftlicher Rezession und hoher 
Staatsverschuldung, beginnt die Neuord­
nung des Bevölkerungsschutzes und der 

Notfallvorsorge als integraler Bestandteil 
eines umfassenden Sicherheitssystems: 
Fürwahr kein leichtes Unterfangen! Da 
kann der Erfolg von weihnachtlichen Inspi­
rationen motiviert und von den guten Wün­
schen im neuen Jahr schon beflügelt wer­
den. 
Die verantwortlichen Personen für die Not­
fallvorsorge des Bundes sind bestimmt. Sie 
sind unzweifelhaft Persönlichkeiten, die 
das notwendige Gewicht zum Schutz des 
einzelnen und der Gemeinschaft einbrin­
gen, doch merke: "Es gibt keinen günsti­
gen Wind für den, der nicht weiß, wohin er 
segeln will. " (Wilhelm von Oranien) 

(Horst Schättler) 

• 

Schreiben des Präsidenten des 
Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz, Dr. Cornelio Somma­
ruga. an die Redaktion: 

LE PRESIDENT Genf, den 
21 . Oktober 1993 

Sehr geehrter Herr Dr. Schöttler, 

Ihren freundlichen Brief vom 30. Sep­
tember und die Beilagen verdankend, 
möchte ich Ihnen sagen, daß es mich 
ganz besonders geehrt hat, daß Sie 
meinem Vortrag einen so prominenten 
Platz in Ihrer wohl gestalteten und 
äußerst informativen Zeitschrift einge­
räumt haben. 
Auch hat mich Ihre großzügige Wid­
mung gefreut. Sie unterstützt meinen 
Glauben, daß es notwendig ist, der von 
Camus ausgesprochenen Tatsache 
entgegenzutreten und Menschen in 
Not immer von neuem zu helfen. 
Dem von Ihnen zusammen mit Herrn 
Hoffmann herausgegebenen Buch zu 
den Genfer Zusatzprotokollen kommt 
größte Bedeutung zu . Ich bin über­
zeugt, daß ein kontinuierliches Debat­
tieren und Überprüfen der Anwendung 
der Bestimmungen der Abkommen 
und Protokolle an theoretischen und 
historischen Beispielen dazu beitra­
gen, die Kenntnis dieser so wichtigen 
Dokumente zu verbreitern . 
Ich wünsche Ihnen und Ihrer Zeitschrift 
viel Erfolg und verbleibe 

mit freundlichem Gruß! 

Ihr Cornelio Sommaruga 
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ZIVILSCHUTZ IN DEUTSCHLAND 

PROGRAMM FUR DIE ZUKUNFT 

Einleitung 

Grundlage des Zivilschutzes ist das Kata­
strophenschutzpotential in den Ländern. 
Der Bund ergänzt und verstärkt dieses 
Potential, um auch Gefahren aus einem 
Verteidigungsfall wirksam begegnen zu 
können. 
Der Umfang des gemeinsamen Hilfelei­
stungssystems und die Art seiner Ausge­
staltung werden wesentlich bestimmt 
durch die Gefahren, vor denen es Schutz 
bieten und Rettung gewährleisten soll. 
Die sicherheitspolitische Lage in Europa 
hat sich in den letzten Jahren grundlegend 
geändert. Die neuen politischen Rahmen­
bedingungen, das Fortschreiten der Tech­
nik und der Zwang zur Sparsamkeit machen 
eine Anpassung des Zivilschutzes erforder­
lich. Das Bundesministerium des Innern 
hat in seinem Grundsatzpapier zu den 
Strukturen der Zivilen Verteidigung vom 20. 
September 1991 erste Schritte zu einer 
Neuorientierung auch des Zivilschutzes 
unternommen. Vorgelegt wird jetzt das 
Konzept für eine Neuordnung des Zivil­
schutzes. 
Die Grundstruktur des Zivilschutzes soll er­
halten bleiben. Das Katastrophenschutzpo­
tential der Länder ist auch in Zukunft die 
Basis des Zivilschutzes. Tragendes Ele­
ment bleibt der ehrenamtliche Helfer. Ziel 
des Konzeptes ist es, auf Bewährtem auf­
bauend, das gemeinsame Hilfeleistungssy­
stem zu modernisieren und effektiver zu 
gestalten. Zu diesem Zweck wird auf über­
holte Strukturen verzichtet, bürokratische 
Hemmnisse werden abgebaut. Sichtbar 
gewordene Defizite sollen beseitigt wer­
den. Die Prioritäten werden neu gesetzt. 
Realisiert werden kann die Neukonzeption 
nur in enger Kooperation mit den Ländern, 
kommunalen Spitzenverbänden und Hilfs­
organisationen. Der Bund ist hierzu bereit. 

I. Grundbedingungen und Ziele 

1. Bei der Neukonzeption des Zivilschut­
zes wird davon ausgegangen, daß es 
derzeit keine allgemeingültige Bedro­
hungsannahme gibt und somit verbind­
liche Aussagen über etwaige Schadens­
bilder nicht getroffen werden können . 
Der Neukonzeption liegt die Annahme 
zugrunde, daß anders als bisher 
- keine flächendeckenden, sondern 

nur lokale/regionale Schadenslagen 
zu bewältigen sind, 

- die Infrastruktur im wesentlichen er­
halten bleibt, 

- gegenseitige Hilfe von Einsatzkräften 
möglich ist. 
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Entwurf 

Bundesministerium des Innern, Bonn 
(Stand: 23. 11. 1993) 

2. Die staatliche Hilfe ist grundsätzlich 
subsidiär zur Selbsthilfe der Bürger. 
Deshalb sind Selbst- und Nachbar­
schaftshilfe weiter zu stärken. 

3. Das ehrenamtliche Element bleibt 
Grundpfeiler des Zivilschutzes. Die 
Motivation der Helfer sowie die Eigen­
verantwortung der Organisationen sol­
len gestärkt werden. Administrative 
Hemmnisse werden abgebaut. 

4. Der Zivilschutz wird auf den Strukturen 
des vorhandenen Gefahrenabwehrpo­
tentials in den Ländern aufgebaut. Auf 
die Vorgabe bundeseinheitlicher Struk­
turen wird grundsätzlich verzichtet. 

5. Der Warndienst wird dem Stand von 
Wissenschaft und Technik angepaßt. 
Seine Strukturen werden gestrafft. 
Hierbei ist ein enges Zusammenwirken 
von Bund und Ländern erforderlich. 

6. Das Prinzip der Auftragsverwaltung im 
Zivilschutz bleibt erhalten. Die Länder 
führen die Zivilschutzgesetze grund­
sätzlich wie bisher im Auftrag des Bun­
des aus. 

7. Der im Entwurf des Haushaltsgesetzes 
1994 und in der Finanzplanung bis 1997 
festgeschriebene Finanzrahmen soll 
eingehalten werden. Einsparungen in 
einzelnen Bereichen sollen vornehm­
lich der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes zugute kommen. 

8. Das Verhältnis der Organisationen hin­
sichtlich ihres Anteils am Gesamtvolu­
men des Zivilschutzes soll grundsätzlich 
erhalten bleiben. 

9. Die Verwaltungsstrukturen der Einrich­
tungen des Bundes werden gestrafft. 

10 Die Verwaltungsabläufe zwischen 
Bund, Ländern und den Organisationen 
sollen wesentlich vereinfacht werden. 

Die ersten Schritte zu einer 
Neukonzeption des 
Bevöl keru ngssc h utzes 
Mit Schreiben vom 29. Oktober 1993 teilte 
der Bundesminister des Innern, Manfred 
Kanther, dem Präsidenten der Johanniter­
Unfall-Hilfe, Wilhelm Graf von Schwerin, 
mit: "Seit das Bundesinnenministerium am 
20. September 1991 seine grundsätzlichen 
Erwägungen zu den Strukturen der Zivilen 
Verteidigung vorgestellt hat, ist die Zivil­
schutzdiskussion lebhaft und kontrovers 
geführt worden. Oie vielfältigen Anregun­
gen werden jetzt zu einem einheitlichen 
Konzept zusammengeführt, das anschlie­
ßend mit den parlamentarischen Gremien, 
den betroffenen Ressorts, den Ländern 
und Organisationen erörtert werden soll. 
Ich habe zu diesem Zweck eine abteilungs­
übergreifende Projektgruppe ,Zivilschutz' 
eingerichtet, die ihre Ergebnisse noch in 
diesem Jahr vorlegen wird. " 
Die angekündigten Ergebnisse drücken 
sich einmal in der Neuorganisation aus. Die 
konzeptione llen Grundüberlegungen fin­
den sich im Programm-Entwurf "Zivil­
schutz" wieder. Staatssekretär Scheiter 
kündigte am 22. Dezember 1993 an, daß 
der vorgelegte Entwurf nunmehr im Kreise 
der Betroffenen, neben den Hilfsorganisa­
tionen und -verbänden, auch mit allen Län­
dern und den kommunalen Spitzenverbän­
den diskutiert werde. Auch eine 
Einberufung des Beirats nach dem Gesetz 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes, wie dies der Präsident des Deut­
schen Roten Kreuzes, Botho Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein, vorgeschlagen habe, 
sei baldmöglichst vorgesehen. 
Dieses Vorgehen ist auch bei solcherma­
ßen gravierenden Änderungen angezeigt, 
sagt doch der Gesetzestext: Der Beirat 
berät den Bundesminister des Innern in 
Fragen der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes (§ 7b, 1). 
Es ist an der Zeit, die Unruhe der Hilfsorga­
nisationen, die erhebliche Probleme haben, 
ihre freiwilligen Helfer zu motivieren und 
"bei der Stange zu halten" durch Informa­
tionen und Gespräche zu beenden. Rat­
schläge sollte man zu einem Zeitpunkt ein­
holen, wenn Meinungen nicht verfestigt 
und Konzepte nicht verbindlich sind. Das 
gebietet die Partnerschaft und fördert Aus­
gewogenheit und Berücksichtigung von 
Sachargumenten. Zu berücksichtigen ist 
seitens der Hilfsorganisationen aber auch, 
daß erst Gliederung, Struktur und Perso­
nenkreis festgelegt und benannt werden 
muß, bevor Gespräche geführt werden 
können. Diese Voraussetzungen bestehen 
seit 23. Dezember 1993. 
Nun ist nicht alles neu, was da präsentiert 
wurde. Bis auf den Leitungsstab - den man 
erst nach zweimaligem Hinsehen als nicht 
zur ZV gehörig feststellt - war alles schon 
einmal da : auch die Zivile Verteidigung 
kommt wieder zu Ehren . Ob dieser Name 
rekultiviert hätte werden sollen, sei mit 
einem Fragezeichen versehen. Zumal das 
Ministerium halbherzig den Begriff nutzt 
und mit anderen variiert: Programm für den 
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Zivilschutz, Bevölkerungsschutz, Notfall­
vorsorge; alles Bezeichnungen, die aus den 
neuesten Verlautbarungen stammen. In 
der neuesten Ausgabe der Broschüre über 
das BMI vom 27. Dezember 1993 steht auf 
der Seite 177 ff. über dem Kapitel: BevS, 
NV, ZV; warum nicht dies als Name für die 
Arbeitseinheit? 
Wie bereits betont, wird die "Zivile Verteidi­
gung" als Ober- und Zentralbegriff weder 
dem Zeitgeist noch der soziologischen Be­
findlichkeit der Zivilbevölkerung gerecht. 
Notfallvorsorge versteht und akzeptiert 
Jedermann: und die Medien können dem 
Vorsorgegedanken nichts anlasten. Aber, 
wenn sie wollen, Kritisches in das Wort 
"Verteidigung" hineininterpretieren. 
Nicht nur die Hilfsorganisationen haben die 
"zIvile Verteidigung" aus ihrem Vokabular 
gestrichen, auch alle Bundesressorts 
haben ihre Aufgabenfelder "zivile Verteidi­
gung" aus dem Sprach- und Organisati­
onsgebrauch verbannt und in "Zivile Not­
fallvorsorge " umbenannt. 
Dem neuen Abteilungsleiter, Dr. Rüdiger 
Kass, ist zusammen mit den Mitarbeitern 
der Referate LZV 5 bis 8 nur zu wünschen 
die Talfahrt des Bevölkerungsschutzes z~ 
stoppen. Da die Abteilung LZV eigentlich 
aus zwei völlig getrennten Bereichen 
besteht, die auch zwei Unterabteilungen 
sein könnten, ist vorzuschlagen, daß für die 
Komponente ZV ein ständiger, verantwortli­
cher Leiter benannt wird. Gerade bei groß­
flächigen Schadenslagen und Katastro­
phen, wie sie das mehrere Bundesländer 
überziehende Weihnachtshochwasser 
1993 zeigt, ist der Abteilungsleiter mit sei­
ner besonder~n Funktion gegenüber dem 
Minister nicht In der Lage, Einsatzentschei­
dungen für Bundeseinheiten zu treffen und 
zu koordinieren . Dem Referat LZV 6 (früher 
KN 2) kommt die Rolle der Einsatzzentrale 
zu, während die Leitungs- und Unterrichts­
funktion für Abteilungsleiter, Staatssekre­
täre und Minister dem Grundsatzreferat 
LZV 5 zugesprochen werden muß. 
Die Glaubhaftmachung zur Kooperation 
des Bundes mit den Ländern wird nicht nur 
durch Programm- und Projektgruppen, son­
dern vor allem durch das "Schulter-an­
Schulter-Stehen" in Gefahrenlagen doku­
mentiert. Und zu diesem Schulterschluß im 
Notfall sind immer noch mehr Länder bereit 
als dagegen. 
Sicherheit für Bürger ist ein politisch-admi­
nistrativer Verbund, der zu den Grundwer­
ten unserer Gesellschaft und somit zu den 
Grundlagen unseres Staates zählt. Und nir­
gendwo ist die Sensibilität so groß wie in 
punkto Sicherheit - das zeigen alle Mei­
nungsumfragen. Zwar sind die Faktoren 
der eigenen Sicherheit weit gefächert; von 
der Rechtssicherheit über wirtschaftliche 
und soziale Sicherheit bis hin zur Notfall­
sicherheit werden die Erwartungen und 
Forderungen an den Staat definiert. 
Zugleich wird viel Vertrauen in eine funk­
tionsfähige Demokratie investiert. In einer 
"Bananenrepublik" ist nichts sicher und 
man fühlt sich unsicher. 
Unsicherheit macht sich aber auch dann 
breit, wenn in einem demokratischen 
Musterstaat, zu dem im weltweiten Ver-

gleich die Bundesrepublik Deutschland 
wohl gerechnet werden kann, Entschei­
dungs- und Zuständigkeitsebenen schwer 
erkennbar, weit weg vom Bürger sind, so 
daß Verantwortungsebenen undurchsich­
tig werden, der Ansprechpartner nicht 
mehr zu finden ist, anonym bleibt. 
Honore de Balzac (7799-1850) formulierte 
vor 150 Jahren: "Der Staat ist heute jeder­
mann, und jedermann kümmert sich um 
niemanden. " 
Dieses "bin nicht zuständig oder verant­
wortlich-Syndrom" verflochten mit dem 
"kenne auch keinen Verantwortlichen" ist 
sicher der maßgebliche Grund, daß Bürger 
immer weniger ihr Augenmerk auf die 
"äußere Sicherheit" richten. Diese ist von 
den Streitkräften zu gewährleisten. Und 
weil nach dem politischen Zusammen­
bruch des Kommunismus der Feind nicht 
mehr ausgemacht werden kann, steckt 
alles Militärische in einer Sinn- und Akzep­
tanzkrise. 
DER BEVÖLKERUNGSSCHUTZ IST VON 
SEINEM AUFTRAG UND VON SEINER OR­
GANISATION HER DAS ZENTRALE UND 
WICHTIGSTE SICHERHEITSPOLITISCHE 
BINDEGLIED ZWISCHEN BUND, LÄN­
DERN UND GEMEINDEN. 
Notlagen sind durchgängig, Gefahren tref­
fen alle; immer weniger freiwillige Helfer 
sind erst recht nicht in einen Bundes- und 
Landesanteil teilbar. Die fÖderalistische 
Vielfalt ist bei der Gefahrenprävention und 
-abwehr eher eine Einheit. 
Um dies im Jahre 45 des Bestehens der 
Bundesrepublik Deutschland sichtbar wer­
den zu lassen, bestehen alle Chancen. Aller 
Anfang ist nicht nur schwer, sondern auch 
Anstoß zur Neugestaltung. Dazu bedarf es 
aber einer Abkehr von der "Sicherheit nach 
Kassenlage" - in Bund und Ländern! 

(Horst Schöttler) 

Es folgen "veröffentlichte 
SorgenIl aus Hilfsorganisa­
tionenl -gemeinschaften und 
Ländern: 

Aus der" Braunschweiger Zeitung" 
vom 31. Dezember 1993: 

Katastrophenschutz 

Helfern die finanzielle HiHe 
gestrichen 

Noch während in fünf Bundesländern 
Katastrophenschutzhelferinnen und 
-helfer bei der Bewältigung des Hoch­
wassers in stundenlangem Einsatz 
sich mÜhten, erreichte die Katastro­
phenschutzorganisationen Post aus 
dem Bundesinnenministerium. Für 
2441 Einheiten und Einrichtungen der 
Führung, des Betreuungs-, Versor­
gungs- und Veterinärdienstes soll 
danach zum 31. Dezember 1993 die 
Bundesfinanzierung eingestellt wer­
den. Die Rücknahme der Bundesfinan­
zierung für weitere Einheiten und Ein­
richtungen wurde angekündigt. 

Schreiben des 
Bundesvorsitzenden der 
ARKAT, Verband der 
Arbeitsgemeinschaft der 
Helfer in den Regieeinhei­
ten/-einrichtungen des 
Katastrophenschutzes in 
der Bundesrepublik 
Deutschland e. v., 
Sitz: Bonn, 
vom 20. Dezember 1993, 
an den Bundesminister 
des Innern, 
Herrn Manfred Kanther 

Sehr geehrter Herr Bundesminister, 
das Innenministerium des Landes Nord­
rhein-Westfalen hat mit Erlaß vom 23. 
Februar 1993 -IIC3-2.021-15 - unter 
Bezug auf die Sondersitzung des Arbeits­
!<.reises V der Länderminister vom 18. 
Februar 1993 trotz der seitens der Regie­
rungspräsidenten am 2. November 1993 
vorgetragenen Bedenken die Auflösung 
der nachstehenden Katastrophenschutz­
einheiten des Bundes zum 31. Dezember 
1993 verfügt: 
- Beobachtungs- und ABC-Meßstelien 
- Betreuungsleitzüge 
- Betreuungsstellen 
- Erkundungs- und Lotsengruppen 
- Fernmeldezentralen HVB (12/19) 
- Fernmeldezentralen Kats-Abschnitt 
- Führungsgruppen Bereitschaft 
- Materialerhaltungstrupps 
- Verbrauchsgütertrupps und 
- Veterinärzüge. 
Ich hoffe, daß Sie mit mir in der Sache dar­
über übereinstimmen, daß eine Auflösung 
von Einheiten und Einrichtungen im Vorgriff 
des von Ihnen mit Schreiben vom 29. Okto­
ber 1993 angekündigten und weder im Par­
lament noch mit allen nach § 7b KatsG zu 
beteiligenden Organisationen und Verbän­
den abgestimmten Gesamtkonzeptes für 
die personale Aufrechterhaltung des ge­
meinsamen Hilfeleistungssystems auf 
ehrenamtlicher Basis als absolut kontrapro­
duktiv beurteilt werden muß. 
Eine Weisung der zuständigen Bundes­
oberbehörde zur generellen Auflösung 
im Zuge der Bundesauftragsverwaltung 
rechtskonform aufgestellter Katastrophen­
schutzeinheiten liegt derzeit nicht vor, so 
daß ich Sie in diesem konkreten Fall bitte, 
bundesaufsichtlich tätig zu werden, damit 
nicht durch diesen fahrlässigen Umgang 
mit ehrenamtlichem Helferpotential unwie­
derbringliches Humankapital unnötig ver­
geudet wird. 
Ein ähnliches Vorgehen ist mir aus Baden­
Württemberg bekannt geworden. Hier 
hatte ich bereits mit Schreiben vom 17. 
August 1992 bei ihrem Vorgänger im Amt in 
anderem Zusammenhang interveniert. 
ohne daß mir bisher eine Antwort erteilt 
worden ist. 
Die negativen Folgen für den Erhalt der 
ehrenamtlichen Mitwirkung in den neukon-
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zipierten Fachdiensten wären absehbar, 
wenn nicht durch sachgerechte Über­
gangslösungen das besonders in den zur 
Disposition stehenden Einheiten und Ein­
richtungen der Führung in Jahrzehnten ent­
w ickelte personengebundene Know-How 
in ein bundeseinheitliches Konzept weiter­
hin miteingebracht werden könne . 
Auf die Konsequenzen eines kompletten 
Abbaus und Wegfalls der Schutzressour­
cen im Bereich von Führung, Kommunika­
tion und Logistik habe ich in der Vergan­
genheit bereits mehrfach hingewiesen. 
Eine Reformierung des Katastrophenschut­
zes kann nur mit und nicht ohne den noch 
vorhandenen Helferstamm gelingen. Der 
für die Helferschaft in allen Trägerorganisa­
tionen hinsichtlich der politischen Prioritä­
ten enttäuschende Verlauf der Reform­
diskussion wird gegenwärtig durch 
dramatisch rückläufige Verpflichtungszah­
len in allen Katastrophenschutzorganisatio­
nen belegt. Ein ersatzloser Abbau von 
Schutzressourcen ohne Vorhandensein 
funktionsfähiger Alternativen kann deshalb 
von uns nicht hingenommen werden . 
Es ist dabei nicht allein die Besorgnis, daß 
damit das Ende des in mehr als drei Jahr­
zehnten aufgebauten gemeinsamen Hilfe­
leistungssystems von Bund und Ländern 
eingeleitet werden könnte; vielmehr ist es 
vor allem die negative Signalwirkung für 
den künftigen Erhalt von Kernstrukturen 
innerhalb unseres Gemeinwesens, wenn 
nun vom Staat selbst die Bindungen zu den 
ihn doch letztendlich bewahrenden gesell­
schaftl ichen Potentialen in so unangemes­
sener Weise aufgekündigt werden . 
Es muß uns alle nachdenklich stimmen, 
wenn Verfassungsorgane den ihnen nach 
dem Grundgesetz auferlegten hohen Rang 
des Schutzes der Bevölkerung jetzt aus 
Kostengründen und in rechtlich so fragwür­
diger Weise zur Disposition stellen . 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Kühn 

Bereits am 28. Dezember 1993 erfolgte die 
Antwort des BMI (noch unter) KN 2 an 
AR KAT: 

Betr. : Erweiterung 
des Katastrophenschutzes 

hier: Einstellung der Finanzierung 
der fachlich nicht mehr vorran­
gig benötigten Einheiten 

Sehr geehrter Herr Kühn, 
Herr Bundesminister Kanther dankt Ihnen 
für Ihr Schreiben vom 20. Dezember 1993 
und hat mich beauftragt, Ihnen zu antwor­
ten . 
Sie rügen in Ihrem Schreiben, daß die nord­
rhein-westfälische Landesregierung ohne 
das Vorliegen einer Weisung des Bundes 
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bereits die Auflösung von Einheiten/Ein­
richtungen verfügt hat. Diese Weisung des 
Bundes ist mit Datum vom 22. Dezember 
1993 an die Länder ergangen und den im 
Katastrophenschutz mitwirkenden Organi­
sationen zur Kenntnis übersandt worden. 
Die Absicht des Bundes, die in diesem 
Schreiben einzeln genannten Fachdienst­
einheiten/-einrichtungen zukünftig nicht 
mehr zu finanzieren, war seit langem be­
kannt, konnte jedoch leider in Form einer 
Weisung bisher noch nicht bekannt 
gemacht werden . Das Verteidigungsmini­
sterium hatte sich bezüglich der weiteren 
Freistellung von Helfern nicht endgültig 
festgelegt. 
Trotz der enormen finanziellen Zwänge ist 
der Bund ebenso wie Sie an sachgerechten 
Lösungen interessiert. Inwieweit jedoch 
die Fortführung einzelner Einheiten im Rah­
men der friedenszeitlichen Gefahrenab­
wehr durch andere Träger oder den zustän­
digen Hauptverwaltungsbeamten möglich 
und zweckmäßig ist, entzieht sich der 
Kenntnis und Einflußnahme des Bundes. 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Ahrens 

Brief des Präsidenten des 
Schutzforum, 
Gesellschaft für Friedens­
sicherung und angewandte 
Humanität e. v., Bann, 
vom 19. November 1993, 
an den Bundesminister 
des Innern, 
Herrn Manfred Kanther 

Sehr verehrter Herr Bundesminister, 
seit dem Jahre 1968 ist es nicht gelungen, 
für unsere Bevölkerung ein den äußeren 
und inneren Bedrohungen angemessenes 
Schutz- und Sicherheitsniveau zu schaffen . 
Hauptursachen dafür sind prinzipielle 
Schwächen in Konzeption und Vollzug der 
zivilen Verteidigung im Rahmen der 
Gesamtverteidigung . 
So wurde seitens des Bundes nicht alles 
Mögliche getan, um die Ausführung der 
Gesetze durch die Länder durchzusetzen. 
Die Länder wiederum haben es unterlas­
sen, die mit ihnen vereinbarten materiellen 
und personellen Beiträge, insbesondere im 
erweiterten Katastrophenschutz, zu lei­
sten. 
Auf der unteren Verwaltungsebene, d. h. 
der Seite der Gemeinden, wurde der Voll­
zug der Gesetze in den Feldern Selbst­
schutz und Schutzraum-Bau aus ideologi­
schen Gründen häufig sogar hintertrieben. 

Letztlich waren und sind es die Helfer im 
Ehrenamt, die in dem vom Bund allein 
finanzierten Spektrum des erweiterten 
Katastrophenschutzes die Einsatzfähigkeit 
des vorhandenen Schutzpotentials, jen­
seits von politischen und Verwaltungsque­
relen, gewährleisten. 
Sie, sehr verehrter Herr Minister, haben die 
undankbare Aufgabe, unter dem Druck 
massiver Sparzwänge, dieses vielfach ver­
schachtelte und wegen seiner Kompliziert­
heit dem Bürger kaum mehr zu erklärende 
Gefahrenabwehrsystem zu reformieren . 
Insbesondere wegen der von Ihnen in 
Kürze zu führenden Gespräche mit den Ver­
tretern der Bundesländer im Rahmen der 
Innenministerkonferenz, stellt das 
SCHUTZFORUM zu den in "Gang befind­
lichen Reformen folgende Uberlegungen 
anheim: 
- Der Bund muß den Ländern gegenüber 

klarstellen, daß die Gestaltungskompe­
tenz für den Schutz der Bevölkerung 
durch Maßnahmen der zivilen Verteidi­
gung nach unserer Verfassung bei ihm 
liegt. Es darf nicht mehr hingenommen 
werden, daß die Länder aufgrund einer 
opportunistischen (oder leichtfertigen) 
Selbstbeurteilung der sicherheitspoliti­
schen Lage nach eigenem Gutdünken 
Aufgaben der zivilen Verteidigung ein­
fach obsolet werden lassen. Als Beispiel 
sei die Einstellung bzw. Auflösung des 
Behördenselbstschutzes in einem Bun­
desland genannt. 

- Im Verantwortungsbereich des Bundes, 
d. h. vor allem im Bundesministerium 
des Inneren und seinem nachgeordne­
ten Bereich, können die beabsichtigten 
Reformen der Zivilverteidigung nur dann 
erfolgreich bearbeitet werden, wenn 
dafür genügend sachkundiges Personal 
zur Verfügung steht. Kontraproduktiver­
weise werden aber gerade jetzt viele ein­
gearbeitete und fachlich versierte 
Bedienstete anderweitig eingesetzt. Die 
zugrundeliegenden organis.atorischen 
und personalwirtschaftlichen Uberlegun­
gen sollten deshalb streng geprüft wer­
den. 

- Die ehrenamtlichen Helfer in den Träger­
organisationen des Zivilschutzes sind 
enttäuscht, ja verbittert, seit sie den Ein­
druck haben, daß ihre Mitwirkung bei der 
Konzipierung eines diesen Namen ver­
dienenden Reformpaketes von seiten 
der öffentlichen Hände, d. h. Bund, Län­
dern und Kommunen, anscheinend kein 
großer Wert gelegt wird . 
Ohne das ideelle Engagement und ohne 
die Verwertung des breiten und praxisbe­
währten Fachwissens der Trägerorgani­
sationen des Zivilschutzes werden aber 
die auch vom Parlament dringlich gefor-
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derten Reformen keinen langfristigen 
Erfolg haben. Außerdem besteht die 
Gefahr, daß durch weitere Zurückhaltung 
bei den Kontakten zu der freiwilligen Hel­
ferschaft jene Kräfte Auftrieb bekom­
men, die die Aufkündigung der Mitwir­
kung im staatlichen Teil des Zivilschutzes 
fordern. 

Das SCHUTZFORUM ist davon überzeugt, 
daß die Probleme, wie sie vorstehend auf­
gezeigt sind, letztlich nur durch richtungs­
stabile Entscheidungen Ihres Ministeriums 
gelöst werden können. Wichtig wäre dabei, 
daß den Belangen des humanitären Bevöl­
kerungsschutzes eine den Anliegen der 
inneren Sicherheit vergleichbare politische 
Priorität eingeräumt wird. 

Das SCHUTZFORUM bietet Ihnen an, Sie 
bei der Erarbeitung alternativer und 
zukunftssicherer Reformen durch eine 
außerbehördliche Enquete zu unter­
stützen. 

Es hofft deshalb auf Ihr Verständnis und Ihr 
Interesse für seine aus tiefer Sorge ent­
standene Eingabe. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Dr. Paul Wilhelm Kolb (Präsident) 

Grußwort des nieder­
sächsischen Innenministers 
und stellvertretenden 
Ministerpräsidenten, 
Gerhard Glogowski, 
"zum Jahreswechsel" 

Im Rückblick auf das Jahr 1993 haben wir 
erneut für eine Zeit zu danken, in der wir 
von Katastrophen und Großschadenslagen 
verschont geblieben sind. Dies darf unsere 
Empfindsamkeit dafür nicht trüben daß 
Veränderungen in der Natur, Verdicht~ngen 
In der Technik und die Unberechenbarkeit 
menschlichen Verhaltens - sowohl des ein­
zelnen als auch ganzer Völker - eher zu 
g~steigerten als zu verringerten Gefahren­
sItuationen führen können. Die Bereit­
schaft und die Fähigkeit, hierauf mit Kata­
strophenschutz zum Wohle der 
Betroffenen schnell und sachgerecht rea­
gieren zu können, gehört deshalb weiterhin 
zu den höchstwertigen und vorrangigen 
staatlichen und gesellschaftlichen Ver­
pflichtungen. 

In dieser Lage droht Gefahr von anderer 
Seite. 

Der vom Bund getragene Katastrophen­
und Zivilschutz wird nach lang anhaltender 
Irritation weit über das objektiv vertretbare 
und der Helferschaft einsehbare Maß 
zurückgeführt. Die freiwilligen Helfer fra­
gen sich, ob sie noch gebraucht werden 
und ob ihre Opferbereitschaft noch die ihr 
angemessene Aufnahme findet. Junge 
MenSChen beginnen, sich im Zweifel 
gegen die Mitwirkung in unseren Katastro­
phenschutzorganisationen zu entscheiden. 
Ein In der Welt einmaliges bürgerschaftlich 
verfaßtes Hilfssystem gerät ins Wanken. 
Staat und Gesellschaft geht ein Stück akti­
Ver Demokratie verloren. 

In dieser Lage sehe ich mich mit allen poli­
tisch Verantwortlichen in einer zweifachen 
Fürsorgepflicht. 

Zum einen für unsere niedersächsischen 
Bürger, die Anspruch auf ein effektives 
Katastrophenschutz-System haben. Meine 
Mitarbeiter und ich werden ihre Bemühun­
gen verstärkt fortsetzen, auf den Erhalt 
eines solchen Systems hinzuwirken. 
Zum anderen für die Helferschaft und jeden 
einzelnen Helfer. Ich möchte Ihnen versi­
chern, daß die bevorstehende Zurückfüh­
rung des erweiterten Katastrophenschut­
zes keine Geringschätzung freiwilligen 
Helfens bedeutet. Eher im Gegenteil. Ver­
kleinerte Potentiale bedürfen gesteigerten 
Engagements und erhöhter Motivation 
ihrer freiwilligen Helferschaft. Ich möchte 
Sie alle daher ermuntern, die bevorstehen­
den Entwicklungen nicht nur mit Resigna­
tion zu betrachten, sondern sie als Heraus­
forderung auch an sich persönlich 
anzunehmen. Dabei werden wir hier in Nie­
dersachsen, am Ort Ihres freiwilligen Dien­
stes, an Ihrer Seite stehen. 

In diesem Zusammenhang wird den Län­
dern, auch Niedersachsen, häufig der Vor­
wurf gemacht, sich auf Appelle an den 
Bund zu beschränken und eigenen Einsatz 
vermissen zu lassen. 
Diese Einschätzung verengt die Perspek­
tive in unzulässiger Weise auf den finanziel­
len Aspekt - obwohl Niedersachsen bei sei­
nen Leistungen für die Feuerwehren und 
dem Einsatz unserer Katastrophenschutz­
behörden sein Licht auch in diesem Bereich 
nicht unter den Scheffel zu stellen braucht. 
Mindestens genauso wichtig aber er­
scheint mir die oft verkannte Leistung der 
Länder, unmittelbar am Ort des Gesche­
hens das gesellschaftliche Umfeld für ein 
leistungsfähiges Katastrophenschutzsy­
stem zu schaffen. Dies macht Katastro­
phenschutz unserer Ausformung erst mög­
lich. 

In diesem Sinne möchte ich allen Helfern 
und ihren Organisationen dafür danken, 
daß sie uns ein weiteres Jahr des Vertrau­
ens in die Verläßlichkeit unserer Hilfsorga­
nisationen ermöglicht haben. Für 1994 
möchte ich Sie nachdrücklich ermuntern, 
gegen alle Anfechtungen in der Mitw!rkung 
im Katastrophenschutz auch weiterhin 
einen positiven Bestandteil eines selbstbe­
stimmten Lebens in praktizierter Humanität 
und Demokratie zu sehen. 
Hierin beziehe ich auch ausdrücklich die 
Soldaten der Bundeswehr in Niedersach­
sen ein, von denen wir wissen, daß wir uns 
in einem Notfall auf sie verlassen können. 

Hannover, im Dezember 1993 • 

Sind auch wir auf die nächste 
Katastrophe vorbereitet? 
Plakat der FEMA (USA) 
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DAS ROTE KREUZ IN DER HEIMAT 
DES JOHANNITER·ORDENS 

Malta besitzt keinen nationalen Katastro­
phenplan . In Absprache mit der Föderation 
der Gesellschaften vom Roten Kreuz und 
Roten Halbmond beteiligt sich das Deut­
sche Rote Kreuz an der Unterstützung des 
noch jungen Maltesischen Roten Kreuzes. 
Eine erste Verbindungsaufnahme erfolgte 
durch einen Besuch des Präsidenten, Prof. 
Dr. Frederick Fenech, und des Generalse­
kretärs, Joe Micallef, des Maltesischen 
Roten Kreuzes, welche im Februar 1993 
beim DRK-Generalsekretariat in Bonn zu 
Gast waren . Insbesondere durch die Bezie­
hungen des DRK-Kreisverbandes Köln zum 
Maltesischen Roten Kreuz entstanden 
intensive Kontakte im Aufbau der ersten 
praktischen Arbeit. 
Einige Auszüge aus meinem Bericht als 
Delegierter der Föderation der Gesellschaf­
ten vom Roten Kreuz und Roten Halbmond 
über meine Beratungstätigkeit im Juni 1993 
sind Grundlage nachfolgender Informatio­
nen über diese schöne Insel im Herzen des 
Mittelmeeres aus dem Blickwinkel vorbeu­
gender Abwehr von Katastrophen und 
schweren Unglücksfällen. 

Der Staat Malta 
Der Staat Malta verteilt sich auf die Inseln 
Malta, Gozo und Comino. Die Insel Comino 
ist praktisch unbewohnt. Nur ein Hotel 
nimmt eine beträchtliche Anzahl von Touri­
sten auf. Die Einrichtungen der Insel wer­
den von der Hauptinsel versorgt. Die 

Sliema, eng bebaut und dicht besiedelt. 
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Winfried Glass, Bonn 

Das Patrouillenboot der maltesischen Marine wird vornehmlich für Rettungsein­
sätze auf dem Wasser, im Hafen und rund um die Insel eingesetzt. 

Gesamtfläche des Staates Malta beträgt 
319,6 km 2, davon Gozo mit 67 km 2, Comino 
3 km2• 

Von insgesamt ca. 350 000 Einwohnern 
leben ca . 26 500 auf Gozo, der grünen Insel 
der Nymphe Calypso, bei der Odysseus der 

Sage nach sieben Jahren geblieben sein 
soll. 
Die Bevölkerungsdichte liegt bei 11 00/km2 ; 

Malta ist 27 km lang und 14 km breit, Gozo 
ist 14 km lang und 7 km breit. Maltas 
Küstenlänge beträgt 136 km, die von Gozo 
43 km. 
Es gibt keine Flüsse. Süßwasser kann nur 
unter Gefahr aus dem Grundwasser ent­
nommen werden, da Salzwasser nach­
strömt. Der im Jahresdurchschnitt gering­
fügige Regenfall wird von drei Meerwas­
ser-Entsalzungsanlagen ergänzt. Das Land 
ist sehr felsig und besteht zumeist aus 
korallinem und Muschelkalk-Gestein. Das 
Klima ist subtropisch; heiß im Sommer und 
mild im Winter. Dezember und Januar brin­
gen gelegentlich heftige kurzdauernde 
Regen, verbunden mit kühlem Wind . Vor 
allem in den Frühjahrs- und Herbstmonaten 
ist der maltesische Archipel mit seinen 
zahlreichen Buchten, vorgelagerten Klip­
pen und einzigartigem klaren azurgrünen 
und tiefblauen Wasser, ein Paradies für 
Urlauber. 
Malta ist seit 13.12.1974 eine unabhängige 
Republik . Die Hauptstadt ist La Valletta . 
Es wird maltesisch und englisch, in der 
Umgangssprache auch italienisch gespro­
chen . 
Bekanntlich ist die Insel Malta in ihrer inter­
essanten und wechselvollen Geschichte 
Schauplatz der christlichen Taufe des Apo-
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stels Paulus und Heimat des traditionsrei­
chen Johanniter-Ordens. 

Das Maltesische Rote Kreuz 
(MRC, 
Das MRC wurde 1991 gegründet, formierte 
sich aber mit Präsidium, Generalsekretär 
und Geschäftsstelle erst 1992 und hat zur 
Zeit ca. 500 Mitglieder. Im Präsidium sitzen 
neben einflußreichen Persönlichkeiten der 
maltesischen Gesellschaft sechs Vertreter 
der Regierung . 
Der Generalsekretär ist hauptamtlich tätig, 
abgestellt und besoldet von der maltesi­
schen Regierung; gleichzeitig ist er deren 
Zivilschutzdirektor. 
Die Geschäftsstelle befindet sich in einem 
alten Haus der historischen Altstadt von 
Valleta. 
In Gozo hatte die Werbung des MRC für 
einen ersten EH-Lehrgang spontan weit 
mehr als 400 Interessenten zum Ergebnis. 
~ie ersten 27 Lehrgangsteilnehmer sollten 
In der allernächsten Zeit ausgebildet wer­
den. In der allgemeinen Sozialarbeit, im 
Suchdienst und im Jugendrotkreuz sind 

Die Rechtslage 
des Zivilschubes 
Wie jede andere Verfassung freier Staaten 
garantiert auch diejenige des Staates Malta 
ihren Bürgern die Sicherung von Leben und 
Gesundheit. 
Die vier Genfer Abkommen von 1949 sowie 
die Zusatzprotokolle I und II von 1977 sind 
unterzeichnet und ratifiziert. Gemäß den 
Anerkennungsbedingungen des IKRK ist 
das MRC vom Staat per Gesetz anerkannt. 
Ein Katastrophenschutzgesetz gibt es 
nicht. Somit fehlt die wesentliche Geset­
zesgrundlage, obwohl Art. 61 ff. des Zusatz­
protokolls I in Malta geltendes Recht ist und 
damit auch sinnvollerweise für den frie­
densmäßigen Katastrophenschutz umge­
setzt werden könnte. 
Dementsprechend gibt es auch noch kei­
nen nationalen Katastrophenplan. 
Es sind auch keine Grundlagen für einen 
gesetzlich fixierten Rettungsdienst (auch 
auf See!) ersichtlich, jede Regelung für 
Funkverkehr von Rettungs- und Katastro­
phenschutzorganisationen fehlt. Auch für 
betrieblichen Katastrophenschutz sind 

Das britische Ehrenmal an der Hafeneinfahrt. Nicht weit davon befindet sich das 
Generalsekretariat des Maltesischen Roten Kreuzes in Valletta. 

derzeit noch keinerlei Aktivitäten zu erwar­
ten. Aufgrund staatlicher Vorgaben und 
Anregungen konzentriert sich das MRC 
zunächst auf die Mitwirkung im Zivilschutz 
Im Rahmen eines zukünftigen Nationalen 
Katastrophenplanes (National Disaster­
Plan) . Der Blutspendedienst wird im klei­
nen .Rahmen vom St.-Luke's-Hospital, dem 
einZigen allgemeinen Krankenhaus mit 
mehr als 1000 Betten, als kommunale Auf­
gabe durchgeführt. 
Unübersehbar ist bei allen Gesprächspart­
ne.~n von der Regierung und im Rotkreuz­
Prasldium das Streben und Bewußtsein, 
den Grundsatz der Unabhängigkeit des 
MRC vom Staat zu wahren und zu verwirkli­
chen sowie übernommene Aufgaben im 
Zivilschutz eigenständig durchzuführen. 

keine gesetzlichen Regelungen festzustel­
len. 

Die politische Zielsebung 
Übereinstimmend wurde von allen 
Gesprächspartnern aus Politik, Behörden 
und Organisationen folgende Zielsetzung 
dargestellt: 
a) Der bisherige Stand der Vorsorge maß­

nahmen für größere Unfälle und Kata­
strophen ist unzureichend. 

b) Es wird ein nationaler Katastrophenplan 
gefordert und aufgestellt. 

c) Die Regierung von Malta strebt bilate­
rale Abkommen zur gegenseitigen Hil­
feleistung bei Katastrophen und größe­
ren Unglücksfällen mit anderen 

Staaten, vorzugsweise mit Deutsch­
land und Italien, an. 

d) Unter den maltesischen Organisatio­
nen ist dem MRC eine koordinierende 
Rolle zugesacht. 

Andere Organisationen 
Die wesentlich etablierte Organisation als 
das MRC auf Malta ist derzeit die St. John's 
Rescue Organisation, deren Präsident der 
Kommandant der AFM (Maltesische Streit­
kräfte) ist. Sie verfügt über ca. 400 aktive 
Mitglieder im Bereich des Rescue-Service 
und weitere 200 im Social-Welfare-Bereich. 
Die Einheiten der St.-John's-Organisation 
stehen unter dem ehrenamtlichen Kom­
mando des Marquis Anthony Buttigieg de 
Piro, von Beruf Generaldirektor des Hllton­
Hotels Malta. 
Die Einheiten tragen Namen von Sponsor­
Firmen. Sie sind mit Einsatzanzügen der 
Nationalen Volksarmee der ehemaligen 
IJDR uniformiert. Auffallend ist das militäri­
sche Ritual nach britischem Vorbild. Die 
Helferinnen und Helfer sind offensichtlich 
gut ausgebildet und motiviert; mit ausrei­
chender und vernünftiger Materialausstat­
tung könnten sie eine Eliteeinheit bilden, 
die für den Einsatz an besonders schwieri­
gen Brennpunkten von Schadensereignis­
sen geeignet ist. Schwerpunkt ihrer Aus­
bildung scheint die Einsatzphase Bergen 
und Retten zu sein. Eine kleine Einheit mit 
ca. 20 Mann bildet eine "Cliff-Rescue­
Unit", ansonsten finden sich starke Spezia­
lisierungsansätze für Rettungsmaßnah­
men beim Tauchen . Eine Anzahl von Helfe­
rinnen und Helfern verfügt über eine 
Ausbildung an der KatS-Schule Ahrweiler 
und beim THW in Deutschland, vermittelt 
durch den Oberbürgermeister der Stadt 
Mainz. 
MRC und St.-John's-Organisation haben -
entsprechend den Vorstellungen, die auch 
von der Regierung geäußert wurden -
Einigkeit darüber erzielt, daß sie gemein­
sam unter Wahrung ihrer Individualität und 
Eigenständigkeit im Zivilschutz zusammen­
arbeiten wollen. 
Darüber hinaus gibt es auf Malta 85 NGOs 
(Non Government Organisations), die in 
diesen Betrachtungen keine Rolle spielen, 
weil sie entweder soziale Arbeiten durch­
führen, sich um Hilfe für das Ausland bemü­
hen oder spezielle Zielsetzungen haben; 
auf Malta vor allem die Sicherung und 
Unfallverhütung im Tauchsport . Auch die 
Drogenbekämpfung wird von den NGOs 
wahrgenommen. 

Polizei und Feuerwehr 
Die Feuerwehr, stationiert auf Malta in Flori­
ana, ist ein Teil der Polizei und besteht aus 
Beamten, die im Rahmen ihrer Poli­
zeilaufbahn zur Feuerwehr abgestellt sind 
und über eine Zusatzausbildung von einem 
privaten Institut auf Malta verfügen. Pro 
Schicht sind ca. 5 bis 7 Mann im Dienst, 
gegebenenfalls wird die Freischicht alar­
miert. Die Kfz-Ausstattung (Sonderfahr­
zeuge der Feuerwehr) ist britischer Her­
kunft und mittleren Alters. ~ 
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Eine Sondereinheit der Polizei nimmt - aus­
gestattet mit Kranwagen, Lkw und selbst­
ausgebauten Rüstfahrzeugen - Aufgaben 
des Bergens und Rettens, z. B. unter Ein­
satz von hydraulischen Scheren und Sprei­
zern sowie eines modernen Kranwagens 
wahr. Sie besteht aus ca . 20 Mann und hat 
in einer Vorführung einen kompetenten, 
durchtrainierten und eingeübten Eindruck 
hinterlassen. Geführt wird diese Einheit 
durch den Superintendenten der Maltesi­
schen Polizei, dessen Büro als Einsatzzen­
tra le fungiert. 
Ma lta gilt (noch) als sicheres Land . Man ist 
weniger von Gangstertum auf Straßen und 
an Stränden gefährdet als in vergleichbaren 
anderen Mittelmeerstaaten. Bis jetzt hat 
die Polizei , gemeinsam mit der grundsätz­
lich friedlichen und ehrlichen Bevölkerung, 
die Sicherheitslage im Griff. Inwieweit die 
massierte Förderung des Tourismus, durch 
den Staat aus wirtschaftlichen Gründen, 
auch das Verbrechertum - von der Klein­
kriminalität bis zum organisierten und inter­
nationalen Verbrechertum - hinter sich 
herzieht und fördert, wird die Zukunft zei­
gen. Die Gefahr ist deshalb groß, weil die 
zwar entschlossen handelnde und sehr 
kompetente Polizei in quantitativer Hinsicht 
zwangsläufig in ihren Möglichkeiten be­
grenzt ist. 

Streitkräfte 
In den Maltesischen Streitkräften bilden 
Heer, Luftwaffe und Marine bei einem Per­
sonalstand von ca . 500 Soldaten eine nach 
Tei lstreitkräften ohne Unterschiede unifor­
mierte Einheit. Kommandeur ist ein Briga­
dier. Zwei junge Offiziere aus dem Marine­
anteil haben z. B. mehrjährige Offiziers­
ausbildungen in der deutschen Bundesma­
rine absolviert . 
Neben ihren Sicherungs- und Objektschutz­
aufgaben werden vor allem mit Hubschrau­
bern und Patrouillenbooten humanitäre 
Dienste geleistet, solange nicht Einsätze 
zur Sicherung des Landes mit Waffenein­
satz (Verteidigung und Sicherung u. a. vor 
Terrorismus) Priorität haben. 

Fähren/Insel Gozo 
Für die ca. 26 500 Einwohner auf Gozo, die 
nur durch Fähren der Gozo-Line erreichbar 
ist. sofern man kein eigenes Boot hat, exi­
stiert ein relativ modernes 230-Betten­
Krankenhaus. Dieses ist für Großunfälle mit 
8 Zusatzbetten erweiterbar, für die aller­
dings keine weiteren personellen und tech­
nischen Vorkehrungen getroffen sind . Le­
diglich die Bettgestelle sind vorhanden . Die 
Notfall-Ausstattung kann nicht ergänzt wer­
den. Drei einfache Krankentransportwagen 
stehen als durch Krankenhauspersonal 
besetzbare Ambulanzen zur Verfügung . 
Nach meinen Eindrücken sind folgende 
hauptsächliche Gefahrenquellen sichtbar, 
die von den Fähren ausgehen: 

14 NY + ZV, 1/1994 

Mit dem Patrouillenboot der maltesischen Marine durch die weitläufigen Hafenanla­
gen von Valletta. 

- Überfüllung 
- Menschenstaus in den Auf- und Nieder-

gängen 
- Rettungsmaterialien und Ausrüstungen, 

außer den nicht ausreichenden, schwer­
fälligen Rettungsbooten, scheinen nicht 
vorhanden zu sein . Keine Einweisungen 
oder Hinweistafeln sind vorhanden . 

In der warmen Jahreszeit kommen täglich 
zwischen 3000 und 5000 Tagestouristen 
unregistriert auf der Insel an und verteilen 
sich auf dem unübersichtlichen Eiland mit 
seinen abgelegenen Buchten, Kliffs und 
Felsnischen. Das Hospital hat Ambulanz­
fahrzeuge ohne Funk und ohne feste Besat­
zungen . 

Risikofaktoren, 
Beispiele aus Betrieben 
VVasserversorgung 
Malta ist abhängig von drei Meerwasser­
Entsalzungsanlagen (Reserve Osmosis 
Plants)' die den gesamten Süßwasserbe­
darf der Insel mit .über 50 Mio. m3 täglich 
gewährleisten. Olverseuchungen und 
andere Ausfälle der Anlage würden zum 
nachhaltigen oder dauernden Wassernot­
stand auf Malta führen . Dies allein wäre mit 
den denkbaren Folgeerscheinungen bis hin 
zur Seuchengefahr ein erstrangiges Kata­
strophenrisiko. 

Industrie 
Malta-Drydocks 
Die Malta-Drydocks sind einer der größten 
Arbeitgeber mit zur Zeit ca . 4000 Arbeit­
nehmern. Die Anlagen und Gebäude sind 

stark in Anspruch genommen, wirken 
wenig gepflegt und unaufgeräumt. Ich 
habe niemanden einen Schutzhelm oder 
andere Schutzkleidung tragen sehen, 
obwohl - wie der Personalchef versicherte 
- regelmäßige Unfallverhütungsbelehrun­
gen stattfinden. Spezia leinheiten oder 
-kräfte zum Hilfeeinsatz, die sich besonders 
in der gefährlichen Arbeitsumgebung in, 
auf, unter und nahe den Schiffen ausken­
nen, gibt es nicht. Es erfolgt lediglich bei 
Ankunft eines neuen Schiffes eine Informa­
tion von Polizei und Feuerwehr. Tankschiffe 
und Schiffe mit gefährlicher Ladung wer­
den in einem entfernten Betriebsteil unter 
besonderen und theoretisch ausreichen­
den Sicherheitsvorkehrungen entgast und 
entgiftet. 
Es besteht eine betriebliche Sanitätsstation 
mit Arzt (12-h-Dienst) und Betriebssanitä­
tern (24-h-Dienst) . Zwei betriebseigene 
Krankenkraftwagen (VW-Bus) sind zusätz­
lich mit werfttypischem Bergungsgerät 
ausgestattet. 
Die Werft verfügt als Alarmplan über drei 
(3) Seiten maschinengeschriebener Tele­
fonnummern evtl. ansprechbarer Behör­
den, Stellen oder Firmen. 

Altes Kraftwerk im Hafen 
Das alte Kraftwerk im Hafen, wechsel­
weise betrieben mit Kohle und Öl, ist eine 
filterlose Dreckschleuder, deren Emis­
sionsfahnen weithin sichtbar sind . Auch 
hier sind keine Schutzhelme zu sehen; die 
Gesamtanlage wirkt unaufgeräumt und 
verschlissen. Unmittelbar bei der zentralen 
EDV-Steuerung der Gesamtanlagen befin-

~ 



det sich die Betriebstankstelle. Bauliche 
Unzulänglichkeiten und die Enge des 
Gesamtbetriebes lassen auch Gefahren für 
die Umwelt (Ölpest im Hafen) möglich er­
scheinen. 
Beim Besteigen der Kraftwerkstürme ist 
der Verrottungsgrad von Instrumenten, 
Ventilen und Rohrknieteilen, wie auch bei 
tr.agenden Teilen aufgefallen. Das Werk hat 
fur seine ca. 100 Arbeitskräfte keine Sani­
tätsstation . 

Flüssiggasabfüllung 
In Marsaxlokk 
Das . ist eine äußerst gefahrenträchtige 
Betnebsstätte! Die Flüssiggastanks stehen 
Im Abstand von nur 25 m an den Wohnhäu­
sern; die Lagerung und Verschrottung von 
Gasflaschen schließt direkt an . Es ist unver­
ständlich, daß die Behörden für Wohnraum 
so nahe an Flüssiggastanks Baugenehmi­
gungen erteilen . Die Leckagebassins unter 
den Tanks haben Neigung und sind offen in 
Richtung des Verwaltungsgebäudes. 
Die Anlage riecht stark nach dem chemi­
schen Zusatzgeruchsstoff, der dem Gas 
beigemischt wird, also ist die Luft mit Gas 
geschwängert. Es fahren Lkw freier Kun­
den zur Beladung, die nicht über besonders 
vSerkapselte Zündanlagen usw. verfügen . 

le laden die Flaschen um dann ihre 
gefährliche Fracht irgend;;o in den Städten 
Zu parken und abzuladen. 
Einige Druckflaschen sehen, auch wenn sie 
nach festliegendem Plan routinemäßig aus­
gesondert werden, nicht vertrauenserwek-

b
kend aus (Rost, korrodierte Armaturen, Ver­
eulungen) . Der Betrieb bedarf offen­

SIChtl ich der baldigen Verlegung mit Neu­
konzeption seiner Sicherheitseinrichtun­
gen. 

Sonstige Industrien 
Malta hat ansonsten weitgehend " saubere 
Industrie" wie HerstellungNerarbeitung 
von Textilien, Schuhen, Elektronik ein­
schließlich Software, Obst und Gemüse, 
Fisch. Die Unfallgefahren dürften auf dem 
unvermeidbar üblichen Stand liegen. 

Straßenverkehr 
Aufgrund der Tatsache daß 94 % der Mal­
teser in den Städten b;w. im Verdichtungs­
raum rund um Valletta und Sliema leben, 
ergibt es sich auch daß sich hier der Stra­
ßenverkehr in aller'Dichte und Hektik kon­
zkentriert. Die Höchstgeschwindigkeiten (40 
m/h innerorts und 64 km/h außerhalb) 

v.:erden vielfach nicht eingehalten und auch 
nicht kontrolliert. Der Beweis dafür zeigte 
Sich an Unfallfahrzeugen im Hof des Poli­
zeipräsidiums, deren Beschädigungen 
~~.ter Einhaltung der gesetzlich erlaubten 

ochstgeschwindigkeiten nicht möglich 
~ewesen wären . Es soll angeblich keine 

adar- oder andere Überwachung der 
Geschwindigkeitsbegrenzungen geben. 
AUßer einigen Ausfallstraßen und Haupt­
~erkehrsadern herrschen sehr enge, buck­
~ge und seitlich durch Steinmauern 
~grenzte Straßen vor. i lnen Technischen Überwachungsverein 
Ur Kraftfahrzeuge kennt man nicht, ent-

sprechend ist der Zustand mancher Fahr­
zeuge schon aus optischer Sicht . Der Ver­
kehr ist zwar hektisch und tempe­
ramentvoll, aber flüssig. 
(Als im Mai 1988 vor den Parlamentswahlen 
erwogen wurde, einen TÜV für Maltas Kfz 
einzuführen, kam man zum Ergebnis, daß 
60-65 % aller Fahrzeuge hätten stillgelegt 
werden müssen. Daraufhin nahmen die po­
litischen Parteien von dieser Idee Abstand. 
Anm. H. Schättler) 

Feuer/Explosion 
Die Gefahr von Explosionen durch Gasfla­
schen ist anerkannt groß. Die Altstädte, vor 
allem Valletta und auch Sliema sind eng 
gebaut, zugeparkt und schwer gefährdet. 
Die Bauten bestehen aus gemauerten Kalk­
steinquadern . Im Falle von Explosionen 
oder Einsturz aus anderen Gründen bilden 
sie klassische Trümmerkegel, im Gegen­
satz z. B. zu Plattenbauten . Dies läßt sich in 
den Filmaufnahmen von der Zerstörung 
Maltas im Zweiten Weltkrieg in der öffentli­
chen Multivisionsschau "Malta Expe­
rience" für Touristen auch deutlich erken­
nen und nachweisen. 
Der Trümmerbereich eines Gebäudes ent­
spricht nach gängiger Faustregel etwa der 
halben Traufhöhe des Gebäudes in waage­
rechter Richtung, die Höhe des Trümmer­
kegels etwa Y. der Traufhöhe. Damit sind 
die reichhalt igen Verzierungen der Fassa­
den noch nicht einbezogen. Im Falle eines 
Großschadensereignisses in diesen Bal­
lungsgebieten sind die schmalen Straßen 
somit durch Trümmerberge verschlossen 
und unpassierbar! 
In Valetta und Sliema sind die schachbrett­
artigen Straßenzüge so angelegt, daß sie 
jederzeit einen Luftstrom ermöglichen, 
was man an Tagen normaler Temperaturen 
schon als angenehmen Windzug verspürt. 
Mit starkem Wind auf See verstärkt sich 
dieser Effekt in der Stadt erheblich. 
Im Falle eines Großbrandes kann dieser 
Effekt aber zur Feuersbrunst bzw. zum Feu­
ersturm werden, weil durch diese Luftka­
näle große Mengen an Sauerstoff mit 
hohem Ansaugdruck zum Brandherd her­
einfließen . Es wird dann unmöglich sein, 
direkt vor Ort oder von Hubschraubern aus 
Rettungsmaßnahmen durchzuführen. Frei­
halten von ruhendem Autoverkehr in den 
dazu bestimmten Rettungszonen ist eine 
vorrangige Forderung. 

Erdbeben 
Da ein Erdbeben in jüngster Zeit nicht vor­
gekommen ist und geologische Erkennt­
nisse über Gefährdungen (trotz der Nähe 
des Ätna und Resten von Alt-Vulkanen auf 
Gozo) nicht vorliegen, wurde zunächst die 
Erdbebengefahr vernachlässigt. Es geht 
aber aus der Literatur über Malta hervor, 
daß 1693 wesentliche Teile der Insel, v. a. 
die historische Stadt Mdina, schwer 
beschädigt bzw. völlig vernichtet worden 
sind. 

Flugzeugabstürze 
Maltas Flughafen Luqa ist sehr modern. 
Die flughafen internen Sicherheitsvorkeh-

rungen entsprechen dem internationalen 
Standard. 
Es bleibt die Frage nach Abstürzen von 
Flugzeugen beim Start- und beim Landean­
flug, der nicht nur größtenteils über Was­
ser, sondern auch direkt über dichtbesie­
deltes Gebiet erfolgt. 
Ein Flugzeugabsturz für sich allein ist 
bereits ein sehr schwerer Unfall; ein 
Absturz in eines der eng besiedelten Wohn­
gebiete wäre aber eine für Malta nicht allein 
zu bewältigende Katastrophe, die rasche 
Hilfsmaßnahmen aus dem Ausland erfor­
derlich machen könnte (Grenzüberschrei­
tender KatS, Zwischenstaatliche Abkom­
men, Einfliegen von Hilfen aus europäi­
schen Staaten, v. a. aus Italien) . 

Schiffsunglücksfälle 
Schiffsunglücksfälle können im Hafen, in 
den Hoheitsgewässern Maltas und außer­
halb der Hoheitsgewässer erfolgen. Dar­
über sind sich die Behörden klar, die Streit­
kräfte sind mit ihren Möglichkeiten 
vorbereitet und könnten gegebenenfalls 
von Italien (Sizilien) Hilfe anfordern, das rd . 
90 km entfernt ist. 
Im Hafen und in Landnähe würden Tanker­
unfälle verheerende Folgen vor allem auf 
die Trinkwasserversorgung haben. 
Sofern Passagierschiffe verunglücken, 
könnte es sein, daß die Kapazitäten auf den 
Inseln Maltas für Hilfeleistungen bei wei­
tem nicht ausreichen. Die Gewässer um 
Malta sind stark befahrene Seewege. Bei 
einer wesentlich größeren Anzahl als 30 
geretteter Passagiere könnte deren Trans­
port nach Sizilien notwendig werden. 

Fernmeldewesen 
Im Lande und nach außen sowie nach 
Malta hinein sind die Verbindungen mit 
Telemalta als private Betreibergesellschaft 
zufriedenstellend. Telefonanschlüsse sind 
weitestgehend verbreitet und es gibt viele 
öffentliche Telefonsprechzellen, zumeist 
mit dem Telefonkartensystem. 
Drahtlose Telefone, tragbar oder im Pkw 
sind auch in Malta häufig zu sehen . ' 
In Normalzeiten ist jeder bewohnte Ort in 
Malta mit Telefon gut zu erreichen . Auch 
Telefax ist offensichtlich sehr verbreitet. 

Funk (nur betr. Zivilschutz;, 
ReHungsdlenst und MRC) 
Während Polizei und Feuerwehr über ein 
Funk-System verfügen, steht den Ambu­
lanzen sowie den Organisationen kein takti­
sches Funknetz zur Verfügung . 
Die Herstellung von Funkverbindungsmög­
lichkeiten ISt dringend notwendig. Das Pro­
blem der fehlenden taktischen Funkverbin­
dungen im Einsatz zwischen allen Hilfe­
leistenden muß seitens der Regierung vor­
rangig geklärt werden. 
Aus den Gesprächen mit dem Medical 
Superintendent des St.-Luke's-Hospitals 
wurde z. B. deutlich, daß die ohne Funk 
ausgestatteten Ambulanzen oftmals aus­
rücken, den Verletzten nicht finden, zurück­
fahren, um nachzufragen, dann im Kranken­
haus einen anderen Auftrag erhalten und 

~ 
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damit den unerledigten Auftrag übergehen. 
Es fehlt auch die wichtige und zeitsparende 
Möglichkeit, per Funk bereits im Kranken­
haus die notwendigen Vorbereitungen für 
den Patienten und seine evtl. erforderliche 
Operation anlaufen lassen zu können. Sum­
mierte Zeitverluste belaufen sich bei der 
Größe des Einsatzgebietes ggf. auf mehr 
als eine Stunde nur aufgrund fehlender 
Funkverbindungen, ohne andere System­
mängel des Ambulanzdienstes einzubezie­
hen. 

ReHungsdienst 
Einen Rettungsdienst auf der Basis eines 
Rettungsdienstgesetzes, wie z. B. in 
Deutschland, gibt es nicht. Die Kranken­
häuser haben Ambulanzfahrzeuge in der 
Bauart von VW-Bussen als Krankentrans­
portwagen, mit einer Minimalausstattung 
an Verbandmaterial. 
Zum Einsatz fahren in der Regel eine Kran­
kenschwester und ein Arzt mit. Aus malte­
sischer Sicht werden diese Kräfte als gut 
ausgebildet bezeichnet, was Rettungsein­
sätze anbetrifft. Die Einsatzkräfte nehmen 
bei der Alarmierung zusätzlich vorgehalte­
nes Material aus einem besonderen Bereit­
schaftsschrank mit. 

Der Generalsekretär des Maltesischen Roten Kreuzes, Joe Micallef, im Gespräch mit 
dem Kommandanten des maltesischen Patrouillenbootes. 

Erkenntnisse wie die "Rettungskette " 
oder die Forderung nach angemessen kur­
zen Eintreffzeiten sind unbekannt, wurden 
aber höchst interessiert aufgenommen. 
Die Notfallstation mit ihrer Patientenauf­
nahme in Luqa kann 30 Patienten aufneh­
men, 20 Betroffene gelten als" Massenan­
fall von Verletzten", 3 Patienten können 
sofort operiert werden. Besondere Brand­
verletzten-Kapazitäten gibt es nicht. 

Betreuungsdienst 
Betreuungseinheiten mit den Aufgaben­
steIlungen Verpflegung, Unterkunft und 
soziale Betreuung als Katastrophenschutz­
einheiten sind in maltesischen Planungen 
bisher nicht vorgesehen . Hier verläßt man 
sich wohl mehr auf die Kirchen und die 
anderen NGOs, deren Aufgabensteilung 
social welfare beinhaltet. Auch der Zusam­
menhang mit der Betreuung unverletzt 
gebliebener Personen oder alleingelasse-

Der Liegeplatz der maltesischen Marine im Hafen von Valletta. Neben allgemeinen 
Sicherungs- und Schutzaufgaben stehen humanitäre Einsätze im Vordergrund. 
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ner, aber betreuungsbedürftiger Angehöri­
gen von Verletzten nach Unfällen hat bisher 
keine Rolle gespielt. 

Migrationsbewegungen 
Die Regierung scheint aufgrund der 
begrenzten Inselstrukturen und -verhält­
nisse nicht geneigt, ohne besondere huma­
nitäre Verpflichtung fremde Migranten auf­
zunehmen. Es dürfte aufgrund der 
geographischen Verhältnisse auf der Hand 
liegen, daß Malta bei entsprechenden 
zukünftigen Entwicklungen durchaus als 
Sprungbrett zwischen Afrika und dem euro­
päischen Festland dienen könnte. 
Malta hat bisher mit strengen Maßnahmen 
die Einschleppung von Krankheiten durch 
entsprechende Gesundheitsaufsicht bei 
den Einreisenden vermieden. 
Für das MRC könnten sich hier in unabseh­
barer Weise rasch größere Aufgaben erge­
ben, als zur Zeit die noch junge Gesellschaft 
entsprechend aus eigener Kraft lösen kann . 

Nationale Katastrophen­
schUb-Planung 
Die Erstellung eines National-Disaster­
Plans ist erklärter politischer Wille der 
Regierung von Malta . Die zukünftige Zivil­
schutz-Direktion des Staates Malta wird 
mit Aufstellung, Vorlage zur Genehmigung 
und ständiger Aktualisierung, sowie mit 
dem Ablauf im Einsatzfalle beauftragt wer­
den. 
Der National-Disaster-Plan wird das Kern­
stück der zukünftigen maltesischen Pla­
nung zur Hilfe für die auf Malta befindlichen 
Menschen im Katastrophenfall sein. ~ 



Die Auswertung der vorliegenden Informa­
tionen ergibt 
- allgemein 

Die bisherigen Vorkehrungen für eine 
Katastrophenabwehr auf großer Breite 
bzw. schon zur Katastrophenverhütung 
sind unvollständig, teilweise überhaupt 
nicht vorhanden. Einzelne, z. T. hervorra­
gend ausgebildete und motivierte Ein­
satzdienste arbeiten getrennt voneinan­
der und weitgehend unkoordiniert. Sie 
reichen nur für Schwerpunkteinsätze 
aus, aber nicht für Schadensereignisse 
auf großer Breite. 

- tür das MRC 
Das MRC ist derzeit noch personell, 
finanziell und materiell außerstande, 
einen wirksamen Beitrag im Falle einer 
Katastrophe zu leisten. Es bedarf der 
nachhaltigen Hilfe beim Aufbau seiner 
Einsatzpotentiale. 

Der Innenminister des Staates Malta, Dr. 
Louis Galea, bei seiner Ansprache an die 
Helfer anläßlich einer Katastrophen­
schutz-Übung 

Wissenschaftliche 
Begleitung 
Die Universität Malta sollte gebeten wer­
den, den Aufbau des Nationalen Katastro­
phenschutzes wissenschaftlich zu beglei­
ten. 
Hierzu gehören: 
- Auswertung der Rechtslage des Staates 

Malta im humanitären Völkerrecht. 
- Juristische Beratung der Regierung bei 

der Aufste llung eigener Landesgesetz­
gebung für Zivil- und Katastrophenschutz 
unter Vergleich mit anderen Staaten und 
deren Regelungen. 

- Auswertung möglicher Schadensszena­
nen in Krieg und Frieden in bezug auf die 
Verhältnisse Maltas, seiner geopoliti­
schen und geostrategischen Lage. 

Die Einsatzeinheit der St.-John's-Rescue-Organisation ist vor der Übung zur Mel­
dung an den Minister angetreten. 

- Mitwirkung bei der Tätigkeit der IDNDR 
(Internationale Dekade für Katastrophen­
vorbeugung und -verhütung) der UNO. 

- Auswertung von Übungen und Einsät­
zen; Einflußnahme auf die Umsetzung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse durch 
die Regierung bzw. Zivilschutz-Direktion. 

Der Rektor der Universität Malta hielt im 
Gespräch die Einrichtung eines Lehrstuhls 
für "risk-and ressources-Management" für 
denkbar und überlegenswert. 

Gesamteindruck 

Es ist positiv hervorzuheben, daß es der po­
litische Wille Maltas ist, die Vorkehrungen 
für die Katastrophenabwehr nunmehr 19 
Jahre nach der Unabhängigkeit des Staates 

zu systematisieren und zu vervollständi­
gen. 
Das MRC als eine der jüngsten Schwester­
gesellschaften im IRK sollte dazu in die Lage 
versetzt werden - dabei im Vollzug der Wie­
ner und Prager Resolutionen des Internatio­
nalen Roten Kreuzes - mitzuwirken. 
Ich habe die selbstkritische und offene 
Gesprächsbereitschaft meiner maltesi­
schen Partner in diesen beiden Wochen 
schätzen gelernt. 
Man hat es mir leicht gemacht, die erforderli­
chen Informationen zu sammeln, zu ordnen 
und zur Auswertung zusammenzustellen. 
Nicht zuletzt habe ich dadurch auch ein schö­
nes Land mit faszinierender Geschichte und 
ein liebenswertes Volk kennenlernen dür­
fen. 
(Eingang des Manuskriptes: 8.12.1993) • 

Generalsekretär Micallef vom MRC inspiziert einen Einsatzwagen der Rescue-Unit 
der maltesischen Polizei. 
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DIE BKS HEYROTHSBERGE BERICHTET: 

SIE KAMEN ALS AUSLÄNDER UND GINGEN 
ALS FREUNDE -

INTERNATIONALES INFORMATIONSSEMINAR 
MIT REGER BETEILIGUNG 

In drei Informationsseminaren Zivilschutz/ 
Bevölkerungsschutz des Jahres 1993 wur­
den verantwortliche Leiter oder führende 
Mitarbeiter von Ministerien und Zivilschutz­
ämtern aus Bulgarien, Kasachstan, Kroa­
tien, Lettland, Litauen, Polen, der Russi­
schen Föderation, Slowenien, der tsche­
chischen und slowakischen Republik, 
Ungarn sowie als Beobachter Österreich 
begrüßt. 
Die osteuropäischen Gäste folgten der Ein­
ladung des Bundesministeriums des 
Innern zu den Informationsseminaren für 
Zivil- und Bevölkerungsschutz an der Brand­
schutz- und Katastrophenschule Heyroths­
berge und der Katastrophenschutzschule 
des Bundes in Bad Neuenahr-Ahrweiler. 
In den Seminaren wurden Themen, wie der 
Zivilschutz als Staatsaufgabe, die Vorsorge 
gegen Gefahren und Katastrophen, das 

Unterstützungssystem des Katastrophen­
und Zivilschutzes sowie die Rechte und 
Pflichten des Staatsbürgers im Zivilschutz 
behandelt. Jedoch nahm neben theoreti­
schen Erörterungen auch die praktische 
Ausbildung einen großen Stellenwert ein. 
Den 53 Teilnehmern an den Seminarkur­
sen, die sich gegenwärtig mit dem Aufbau 
des Zivil- und Katastrophenschutzes in 
ihren Ländern beschäftigen, wurden 
umfangreiche praktische Vorführungen 
und Exkursionen geboten, wo sie vor Ort 
die guten Erfahrungen und Erkenntnisse 
beim Aufbau des Zivil- und Bevölkerungs­
schutzes besonders in den neuen Bundes­
ländern kennenlernen konnten. 
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So wurden sie u. a. im Amt für Brand- und 
Katastrophenschutz Magdeburg damit ver­
traut gemacht, wie die seit Jahren profi­
lierte Magdeburger Rettungsgruppe der 
Feuerwehr, vor allem aus großen Höhen 
und Tiefen, mit relativ einfachen Mitteln in 
Not geratene Bürger aus Gefahrensituatio­
nen rettet. 
Die Exkursionen und der Erfahrungsaus­
tausch wurden fortgesetzt. z. B. in der 
Stadt Bitterfeld. In Bitterfeld und seiner 
Umgebung konnte man den Lehrgangsteil­
nehmern anhand der Praxis zeigen, wie 
eine durch Technikunfälle recht gefährdete 
Region mit eventuellen Katastrophen im 
Industriegebiet umgeht und auf Störfälle 
vorbereitet ist. 
Aus diesem Grunde wurde die Chemie AG 
BitterfeldlWolfen besucht. Dort gab man 
viele Antworten betreffend der Sicherheits-

technik und Gefahrenvorsorge. Neben den 
allgemeinen Gefahrenschwerpunkten und 
dem Gefahrenpotential kristallisieren sich 
die Umweltfolgen (Altlasten der chemi­
schen Industrie) und die vollkommen über­
altete, technische Infrastruktur als schwer­
wiegendes Problem heraus. Deshalb war 
auch der Weg zur Einsatzleitstelle der Stadt 
Bitterfeld eine willkommene Ergänzung. 
Hier konnte man demonstrieren, wie 
Alarm- und Abwehrprinzipien funktionieren 
und wie Einsatzkräfte aller Hilfsorganisatio­
nen zum Einsatz kommen. 
So wechselten Theorie und Praxis mitein­
ander, und seitens der Teilnehmer war zu 
hören, daß die abgestimmten Themen-

komplexe an bei den Schulen sehr interes­
sant und lehrreich waren. Selbst der Trans­
fer von der BKS Heyrothsberge zur KSB in 
Bad Neuenahr-Ahrweiler wurde für die Ver­
mittlung von Fachproblemen genutzt. Auf 
diesem Wege waren die Teilnehmer Gäste 
beim THW-Ortsverband in Bad Lauterberg, 
um sich über die Arbeit in einem Ortsver­
band zu informieren. Darüber hinaus wurde 
in Bad Lauterberg die Fachdienstausstat­
tung eines Bergungszuges vorgestellt und 
eingehend erläutert. 

Dieser Lehrgangsablauf fand seine Fortset­
zung an der Katastrophenschutzschule des 
Bundes in Bad Neuenahr-Ahrweiler. 

Neben anstrengenden fachlichen Semina­
ren, Vorlesungen und Exkursionen war Ver­
pflichtung, den ausländischen Gästen auch 
Sehenswürdigkeiten unserer Heimat vor­
zustellen. 

So wurden sie mit historischen Bauten 
und Baudenkmälern der Landeshauptstadt 
Sachsen-Anhalts, Magdeburg, vertraut 
gemacht. Besichtigungen in der schönen 
Stadt Köln rundeten das Gesamtbild der 
Bundesrepublik Deutschland ab. 

Die Bedeutung dieser Seminare fand auch 
seinen Ausdruck darin, daß namhafte Her­
ren aus dem Bundesministerium des 
Innern und aus den Innenministerien der 
Länder die ausländischen Gäste zu den 
Seminaren begrüßten. Ein abschließender 
Höhepunkt für alle Seminarteilnehmer war 
die gemeinsame Lehrgangsauswertung an 
der KSB Bad Neuenahr-Ahrweiler durch die 
Leiter beider Schulen mit der Übergabe der 
Zertifikate. 

Die Teilnehmer der drei Seminare brachten 
einstimmig zum Ausdruck, daß sie sich 
sowohl von der fachlichen Kompetenz des 
Lehrpersonals beider Schulen überzeugen 
konnten, aber auch die Herzlichkeit und Für­
sorge der Mitarbeiter der Schulen beson­
ders schätzen. 

Es ist deshalb besonders erfreulich, wenn 
auf der 2. Internationalen Konferenz über 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Zivil- und Katastrophen­
schutzes der Staaten Mittel-, Ost- und Süd­
osteuropas in Moskau festgelegt wurde, 
daß die Seminare angesichts des hohen 
Bedarfs an einem Wissenstransfer und 
angesichts der Umbruchsituation in Osteu­
ropa auch 1994 fortgesetzt werden, so wie 
es Herr Ministerialrat Günter Wittschen in 
seinem Beitrag" BMI-Initiative - erfolgreich 
fortgesetzt" ausführte. ~ 



Die neuen Termine sind zwischen dem 
Bundesministerium des Innern und den 
beiden Schulen bereits abgestimmt. Vorbe­
reitende Arbeiten für Lehrplan und Organi­
sation begannen. Die Schulen werden mit 
neuem, noch effektiveren, qualitativ ver­
besserten inhaltlichen Themenkomplexen 
aufwarten. Die Praxis wird sich darstellen 
bei Exkursionen, Besichtigungen und 
Erfahrungsaustauschen vor Ort. 
Abschließend ist festzustellen, daß der 
Wert dieser Internationalen Informations­
seminare Zivilschutz/Bevölkerungsschutz 
nicht nur unter fachlichen, sondern auch 
unter politischen Gesichtspunkten als 
Wertvoll und völkerverbindend einzuschät­
zen ist. 

Bericht: Dr.-Ing. K. Müller 
Leiter der Ausbildungsabteilung Katastro­
phenschutz an der BKS Heyrothsberge 

(Eingang des Manuskripts: 14.11. 1993) • 

Tagungsort: 
Stadthalle Bad Hersfeld 

Tagungsbeginn: 
Freitag, 10. Juni 1994, 13.00 Uhr 

Tagungsende: 
Samstag, 11 . Juni 1994, 18.00 Uhr 

Veranstalter: 
Deutsche Gesellschaft für 
Katastrophenmedizin e.V 
Präsident: Prof. Dr. med Peter Sefrin 
Institut für Anästhesiologie der 
Universität Würzburg 

Auskunft: 
Dr. med. Johann Wilhelm Weidringer, 
Generalsekretariat der Deutschen 
Gesellschaft für Katastrophenmedizin eV 
Denninger Straße 36 D-81679 München 
Tel.: 089/983935 oder 0 89/41 47-233 
Fax: 089/41 47-280 

D
TagungSgebÜhr (Freitag und Samstag): 

M 90.-

Tageskarte: 
DM 50.-

ZHimmerreservierung/ Reiseorganisation: 
apag Lloyd Reisebüro GmbH 

Incentive- und Gruppenreisen 
Arnulfstraße 27, D-80335 München 
Tel .: 089/54566-237 
Fax: 0 89/5 45 66-2 80 

Verbindliche Anmeldung bis 20.5. 1994 
an: 
Frau Ulrike Götz 
Institut für Anästhesiologie der 
Universität Würzburg 
Josef-Schneider-Str. 2, D-97080 Würzburg 
Tel.: 09 31/2 01-33 54 
Fax: 09 31/2 01-34 44 

Konto-Nummer: 
920 3541 045, Deutsche Apotheker- und 
Arztebank Würzburg, BLZ 790 906 24, 
Kennwort: DGK 

(Hinweis: Das endgültige Programm 
fmden Sie in H. 2/94 der NV + ZV) 

DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR KATASTROPHENMED IZIN EV 

6. JAHRESTAGUNG FÜR KATASTROPHENMEDIZIN 
10.-11. JUNI 1994 (Vorprogramm: Stand 25.1.1994) 

"KOMPETENZ BEIM MANAGEMENT DES 
MASSENANFALLS VON PATIENTEN" (Auszug) 

Freitag, 10. Juni 1994, 13.00 Uhr 
Seminare (Parallelveranstaltungen) zu folgen­
den Themen: 
1. Notärztliche Einsatztaktik 

Dr. T. Fleischmann-Sperber, Nürnberg 
DM 40,-

2. Katastrophe - Das Volk und die Helfer 
- Einführung in das Thema 
Reg.-Dir. Beate Coellen, Potsdam 
- Schaulust - PeNersion oder Potential 
Dr. W . R. Dombrowsky, Bremen 
- Belastungsreaktionen der Helfer nach 
Einsätzen in Extremsituationen 
Dr. H. Jatzko, Kaiserslautern 
- Seelsorgerische Begleitung von Einsatz­
kräften 
F. Waterstraat, Hameln 
- Vorbereitung von Einsatzkräften auf mög­
liche Extremsituationen 
H. Schmidt Bad Neuenahr-Ahrweiler 

DM 40,-
3. Computer-Simulation der Bewältigung 

eines Massenanfalls Verletzter 
Dr. B. Mayer, cand. med. B. Mayer jun., 
Passail (A) DM 50,-

4. Sichtungsübung 
Schutzkleidung erforderlich 
Dr. D. Becker, Bad Hersfeld, in Zusammen­
arbeit mit Freiwilliger Feuerwehr und 
Rotem Kreuz Bad Hersfeld DM 30,-

5. Chemieunfall - Audiovisuelle Präsentation, 
Gruppenarbeit, Checkliste, Präsentation 
der Gruppenarbeit. Planspiel, Evaluation 
Dipl.-Ing. ETH/SIA B. Hersehe, Sonntag­
berg (Al. Dr. B. Mayer, Passail (A) DM 40,-

6. Chirurgie unter Katastrophenbedingungen 
- Applikation des Fixateuer externe - (Kurs) 
Tutoren: Prof. Dr. B. Domres, Tübingen 

OTA PD Dr. H. Gerngroß, Ulm 
DM 150,-

7. Funk-Kommunikation am und mit dem Ein­
satzort 
W. Bischoff, Walner-Schulen, 
München, in Zusammenarbeit mit 
Fa. Motorola, Fa. AEG, Fa. Bosch u.a. 

DM 30,-
8. Primärtherapie von Verbrennungsverletzten 

vor Ort sowie am Verbandplatz 
PD Dr. M. Steen, Leipzig DM 30,-

9. "SEG" - Probleme und Lösungsansätze 
Dr. H. H. Hellweg, Simmern 
Dr. M. Reiber, Weidenthai 
Dr. H. Schöttler, Kaiserslautern DM 40,­

Seminarende: jeweils ca. 17.30 Uhr 
Begrenzte Teilnehmerzahl, daher Berücksichti­
gung nach Eingang der Anmeldung. 
Anmeldungsvoraussetzungen: keine 

Samstag, 11 . Juni 1994, 
9.00 Uhr-18.00 Uhr 
Vortragszeiten Stand 25. 1. 1994 
9.00-9.10 
Grußwort des Präsidenten der 
Bundesärztekammer Dr. K. Vilmar, Köln 
9.10-935 
Eröffnungsansprache des Präsidenten der 
DGK: Massenanfall von Verletzten-
Ein neues Phänomen unserer Gesellschaft 
Prof. Dr. P. Sefrin, Würzburg 
9.35-9.50 
Bestandsaufnahme der medizinischen 
Versorgung durch den Katastrophenschutz in 
der Bundesrepublik Deutschland 
PD Dr. E. Pfenninger, Ulm 
9.50-10.05 
"Was leistet die Katastrophenforschung in der 
Prävention von Katastrophen?" 
Dr. W. R. Dombrowski, Bremen 
ab 10AO 
Der Großunfall - Vorbereitung und 

Bewältigung - Katastrophenforschung 
Moderation: Prof. Dr. P. Sefrin, Ltd. Med. Dir. 
Dr. S. Peters 
1. Straßenunfälle 

10.40-10.50 
- Gefahrguttransporte und ihre 
Gefährdung 
Dr. B. Schulz-Forberg, Berlin 
10.50-10.57 
- Massenunfälle (BAB 8 oder 9 oder 3) 
Med. Dir. Dr. R. Schua, Würzburg 

2. Schienenunfälle 
11.00-11.10 
- Verschiedene Versorgungskonzepte 
Ltd. Med. Dir. Dr. S. Peters, Berlin 
11.10-11.20 
- Rettungszug der Deutschen Bundes­
bahn als Beitrag zur Bewältigung eines 
Massenanfalles 
Prof. Dr. P. Sefrin, Würzburg 

3. Wasserunfälle 
11.20-11.30 
- Fährschiffunfälle/Skagerrak 
Dr. P. Pietsch, Jever 
11.30-11 AO 
- Unfälle mit Fahrgastschiffen auf Binnen­
gewässern 
PHK B. Hut, Würzburg 

4. Flugzeugunfälle 
11 ,,40-11 .50 .. 
- Arztlich-einsatztaktische Uberlegungen 
zu Unfällen mit Verkehrsflugzeugen 
Dr. G. Kaul, München 
13.00-14.00 
Mitgliederversammlung 
14.00-15.30 
Expertengespräch/Podiumsdiskussion zur 
Thematik: 
"Verantwortliche (ärztliche) Leitung von 
Großschadens- und Katastrophenein­
sätzen im In- und Ausland" 
Moderation Prof. Dr. P. Sefrin, 
Dr. J. W. Weidringer 
Podiumsdiskussions-Teilnehmer: 
Prof. Dr. B. Domres, PD Dr. E. Frei, Dr. V. 
Grabarek, Dr. W. Krawietz, Dipl.-Ing. K. D. 
Kühn, Dr. H. Linde, Dr. H. Sautter, Dr. H. 
Schöttler, Dr. R. Schultze, CAp W. Wagner 
ab 16.00 
Differente Großschadensereignisse -
Kompetenz im Management 
Moderation: Prof. Dr. B. Domres, 
Dr. H. Linde 
16.00-16.10 

5. Anlagen- und Reaktorsicherheit 
Dr. H. P. Butz, Köln 
16.10-16.20 

6. Maßnahmen beim Chemieunfall 
Dr. B. Mayer, Passail (A) 
16.20-16.30 

7. Einsatzerfahrungen von der Unwetter­
Katastrophe Oberwallis 
Dipl.-Ing. ETH/SIA B.Hersche, Sonntag­
berg (A) 
16.30-16AO 

8. Die SEG als einsatztaktisches Bindeglied 
zwischen Massenanfall und Katastrophe 
Reg.-Dir. Beate Coellen, Potsdam 
16.40-16.55 

9. Abgrenzung zwischen Katastrophen und 
Großschadensereignis aufgrund neuer 
gesetzlicher Grundlagen 
Min.-Rat R. v. Andrian-Werburg, München 
16.55 - 17.05 

10. Konsequenzen aus einer Groß­
schadensübung in einem Haus der 
Maximalversorgung 
Dr. G. John, Wiesbaden 

NY + ZY, 1/1994 19 



• Guatemala 

f!jKolumblen 

.peru 1980 
('Leuchtender Pfad', 

. Guerilla) 

.. Nordirland 

.. Bosnien 

4 Kroatien 

IJ Moldawien 

• Aigerien seit 1992 ~ Angola 

iIII Senegal 1990 ~ Eritrea 

Friede ist 
nicht Abwesenheit von Krieg, 
Friede ist 
eine Tugend, 
eine Geisteshaltung, 
eine Neigung zu Güte, 
Vertrauen, Gerechtigkeit. 

Baruch de Spinoza 

Weihnachten 1993: 
Es toben 43 Kriege 
epd Hamburg - An 43 Plätzen der Welt 
herrscht nach einer Bilanz des Hamburger 
Politik-Instituts in der Vorweihnachtszeit 
Krieg. Danach wurden in diesem Jahr in 
Asien 22, in Afrika 13 und in Lateinamerika 
fünf Kriege geführt, die meisten unbeob­
achtet von der Weltöffentlichkeit. In Europa 
wird auf dem Balkan und in Nordirland 
gekämpft. Wie das Institut der Universität 
Hamburg gestern weiter mittei lte, gab es in 

1'961 

1962 

den 50er Jahren weltweit durchschnittlich 
zwölf, in den 60er Jahren im Durchschnitt 
22 Kriege. Die derzeitigen Kämpfe seien in 
der Regel innerstaatlich. Lediglich im Krieg 
zwischen Serbien und Kroatien stünden 
sich zwei Staaten gegenüber. 

Mehr als 60 bewaffnete Konflikte hat die 
von Professor Klaus Jürgen Gantzel gelei­
tete Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachen­
Forschung in diesem Jahr gezählt. Der 
überwiegende Teil werde als Krieg betrach­
tet. Die Zahl der bewaffneten Konflikte 
unterhalb der Kriegsschwelle habe sich seit 
1992 fast verdoppelt. Vor allem die von den 
herrschenden Regimen in Burundi, Kenia 
und Zaire angezettelten ethnischen Kon­
flikte hätten 1993 mehrere tausend Opfer 
gefordert. 

Zwölf Kriege sind nach Angaben des Insti­
tuts seit 1990 beendet worden. Dazu gehö­
~~n neben dem Golfkrieg auch Kämpfe in 
Athiopien, Slowenien, Vietnam, Uganda 
und der West-Sahara . Der 1993 erneut ent­
fachte Krieg in Georgien hat nach Angaben 
des Instituts gezeigt, daß auch nahezu 
befriedete Konflikte wieder eskalieren kön­
nen. Ähnliche Entwicklungen seien in Indo­
nesien oder Indien möglich . • 

• Georgien 1992 
(Ossetien, Abchasien) 

!
ArmenienlAserbaidSChan 1991 

Israel seit 1968 

Libanon 1975 

'*- Türkei 1984 
U (Kurdistan) 

~ Irak 1976 
U (Kurdistan, Schiiten) 

Naher und 

Mittlerer Osten 

6. 

• Tadschikistan 1992 
~ Liberia und 1989/ m Sierra Leone 1991 ~ Südafrika 1976 

ib Togo 1992'; Mosambik 1975 

• Indien 
• Kaschmir, 1990 6 Indonesien Punjab, 1982 

West-Irian 1965 1990 

iI!J Ägypten 1992. Burundi 19751r@~~~~~~~~if.~tt#; '1 
ifJ Sudan 1983 ~ Ruanda 1990 

#J Somalia 1988. Oschibutl 1991 

#J Zaire 1992 

Assam Ost-Timor 1975 
~ Bangladesch 1973 Aceb 1990 

~ Philippinen 
.. Sri Lanka 

(Tamilen) 1983 
(Moslems) 1970 

~ Myanmar ~ambodsc~a 1975 
(Birma) 1948 

fit Afghanistan 1978 .. Papua-Neuguinea 1992 
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DIE ZUKUNFT ZIVIL-MILITÄRISCHER 
ZUSAMMENARBEIT AUS NATIONALER 
MILITÄRISCHER SICHT UND IHR 
ÜBUNGSBEDARF 
Rainer Wink/er, Bergisch G/adbach 

7. Ausgangslage 
2. Sicherheit 
3. Vorsorge 
4. Aufgaben 
5. Erscheinungsform militärischer 

Einsätze 
6. Neue Rolle der Streitkräfte 
7 Grundlagen für Zusammenarbeit 

7 7 Notwendigkeit 
72 !Y.1öglichkeit 
?3 Ubungen 

8. Ubungsansätze 
8. 7 International 
8.2 National 

9. Übungs inhalte 
9. 7 International 
9.2 National 

9.2. 7 Militärischer Bereich 
9.2.2 Ziviler Bereich 
9.2.3 Humanitäre Einsätze 

7 O. Zusammenfassung 

, • Ausgangslage 
Seit Einstellung der Übungsserie WINTEX/ 
CIMEX 1989 findet in Deutschland keine 
umfassende Übung der Gesamtverteidi­
gung mehr statt. Damit wird auch Zivil-Mili­
tärische Zusammenarbeit (ZMZ) nicht mehr 
geübt. 
Brauchen wir sie nach Beendigung des Kal­
~en Krieges nicht mehr oder haben wir eine 

ICherheitslücke? 
~us d~r Erklärung des NATO-Gipfels von 

om uber Frieden und Zusammenarbeit 
Vom 7./8. November 1991 geht hervor, daß 
trotz der weggefallenen Bedrohung vielge­
staltige Sicherheitsrisiken bleiben. Das 
erfo~dert entsprechende Fähigkeiten der 
Streitkräfte und "angemessene Vorkehrun­
guen In den Bereichen Unterstützung und 

bungen"1). 
Da die sicherheitspolitischen Umwälzun­
gen der letzten Jahre sich vor allem auf 
~.eutschland auswirkten, ist aus nationaler 

Icht zu untersuchen 
- wie die neue Lag~ die Konzeption der 

Gesamtverteidigung beeinflußt, 
- In welchen Bereichen Zivil-Militärische 

Zusammenarbeit künftig eine Rolle spie­
len wird und 

- wie möglicher Übungsbedarf befriedigt 
werden kann. 

2. Sicherheit 
Ausgangspunkt aller Überlegungen ist der 
neue, erweiterte Begriff der Sicherheit, wie 
er Sich aus der Beurteilung der gesamtpoli­
tischen Lage ergibt. 

Sicherheit empfindet der Bürger dann, 
wenn er sich und seine Existenz nicht 
bedroht fühlt. Dabei ist in den letzten Jah­
ren das Gefühl der militärischen Bedrohung 
gegenüber dem Empfinden der Gefähr­
dung der ökonomischen, sozialen und öko­
logischen Sicherheit in den Hintergrund 
getreten. Dem hat die politische Führung 
mit der Erweiterung des Sicherheitsbegrif­
fes und einem neuen Verständnis von 
Sicherheitspolitik Rechnung getragen. 
Sicherheitsfragen sind gesamtpolitische 
Aufgaben. Sie erfordern eine konzeptio­
nelle Betrachtung der politischen, ökono­
mischen, ökologischen, sozialen und militä­
rischen Aspekte2), wobei letztere an 
Dominanz verloren haben. 

3. Vorsorge 
Aus dem erweiterten Sicherheitsbegriff 
folgt, daß auch die bisherigen . Begriffe 
»Gesamtverteidigung« bzw. »Zlvliverteldl­
gung« den neuen Anforderungen und Inhal­
ten nicht mehr gerecht werden. In der Tat 
sprechen zahlreiche Untersuchungen und 
Veröffentlichungen bereits von »Staatlicher 
Sicherheitsvorsorge«, als deren Teilberei­
che die »militärische Sicherheitsvorsorge« 
bzw. »Zivile Notfallvorsorge« gelten.3

) 

Damit würde vor allem dem Gedanken 
Rechnung getragen, daß militärische 
Sicherheit eben nur noch einen Teilbereich 
der staatlichen Sicherheit ausmacht und die 
zivilen Maßnahmen zwar über den Bereich 
der Verteidigung hinaus greifen, aber auch 
dort noch Zivil-Militärische Zusammenar­
beit stattfinden muß. So könnte ein Begriff 
»Gemeinsame Sicherheitsvorsorge« künf­
tig an die Stelle der »Gesamtverteidigung« 
treten . 

4. Aufgaben 
Das erweiterte Sicherheitsverständnis fin­
det konsequent seinen Niederschlag im 
Aufgabenkatalog für die Streitkräfte, wie er 
sich aus dem Auftrag vom 19. 2. 1992 ablei­
ten läßt. Danach muß die Bundeswehr 
künftig "im Zusammenwirken mit anderen 
staatlichen, gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Kräften Deutschlands" ' ) befä­
higt sein zu 
- Schutzaufgaben. Hierunter fallen die 
Landes- und Bündnisverteidigung, die Kri­
senbewältigung im Rahmen der NATO mit 
den Unterstützungsaufgaben für eigene 
und verbündete Streitkräfte sowie die 
Unterstützung der zivilen Verteidigung; 

- Gestaltungsaufgaben. Hierin sind zu­
sammengefaßt die Aufgaben für Koopera­
tion und Rüstungskontrolle sowie in Syste­
men kollektiver Sicherheit (Friedens­
wahrung, Friedensschaffung) einschließ­
lich der dafür zu leistenden technischen, 
logistischen und organisatorischen Unter­
stützung; 

- Hilfs- und Sonderaufgaben. Diese 
umfassen vor allem das Spektrum der hu­
manitären Hilfe (Flüchtlinge, Katastrophen, 
Hunger u. a.) und der Amtshilfe (Umwelt­
schutz, Evakuierungen, u. a.). 
Diese Auflistung zeigt ein gegenüber früher 
deutlich erweitertes Aufgabenspektrum 
der Streitkräfte. 
Bei all diesen Aufgaben wird nicht mehr 
ausgegangen vom Schlimmsten der denk­
baren Fälle, dem »Worst-Case«, sondern 
nunmehr diktiert die Eintrittswahrschein­
lichkeit Strukturen, Ausbildung und planeri­
sche Vorbereitungen. 
Wenn auch die Landesverteidigung weiter­
hin Legitimationsgrundlage und Kernauf­
gabe der Streitkräfte bleibt, verschiebt sich 
die planerische und konzeptionelle Gewich­
tung jedoch von den SChutzaufgaben hin zu 
Gestaltungs- und Hilfsaufgaben. 
Wie das Militär so zieht auch der Bereich 
der Zivilverteidigung Konsequenzen aus 
der neuen Lage mit dem Ziel einer Neuaus­
richtung und Anpassung S) 

5. Erscheinungsform 
militärischer Einsätze 

Aus der neuen Sicht der Sicherheitspolitik 
und dem e.rweiterten Aufgabenspektrum 
der Streltkrafte entsteht eine neue Erschei­
nungsform militärischer Einsätze in der 
Zukunft. 
Es werden nicht mehr zusammenhän­
gende Operationen der Landstreitkräfte in 
Stärke mehrerer nationaler und alliierter 
Korps zusammen mit alliierten taktischen 
Luftflotten auf unserem Territorium sein, 
die das Denken und Planen beherrschen, 
sondern kleinere, leiChte, für jeden Einsatz 
aus unterschiedlichen Truppengattungen 
speZiell zusammengesetzte Verbände 
(Task-Force-Prinzip). die in einem Ausland 
mit oft wenig entwickelter Infrastruktur 
über längere Zeit und weite Entfernungen 
hinweg zu unterhalten, zu versorgen, auf­
zufrischen und zu betreuen sind. 
Auch diese neue Art von Einsätzen können 
die Streitkräfte nicht vollständig mit eige­
nen Mitteln bewältigen; sie bleiben auf 

~ 
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Unterstützung durch den zivilen Bereich 
des eigenen wie des Einsatzlandes ange­
wiesen . 
Somit steht auch dafür die unveränderte 
Notwendigkeit der Zivil-Militärischen Zu­
sammenarbeit - wenn auch mit neuen 
Inhalten - fest. 
Nach wie vor bleibt die Vorsorge für den 
unwahrscheinlichen Fall der Landesvertei­
digung bestehen. Je mehr die Streitkräfte 
aber wegen ihrer Reduzierung auf Mobil­
machung (und eventuell Rekonstitution) 
angewiesen sind, desto stärker werden sie 
im Bereich der Unterstützung auf zivile Lei­
stungen angewiesen sein. Dies wird auch 
in vermindertem Maße für befreundete 
Streitkräfte gelten, die dauernd oder vor­
übergehend auf unserem Territorium sta­
tioniert sind und sich für Einsätze außerhalb 
vorbereiten . 

6. Neue Rolle 
der Streitkräfte 

Auch die Rolle der Streitkräfte ändert sich 
mit dem erweiterten Aufgabensprektrum. 
Waren sie bisher nur Instrument der Politik 
zur Verhinderung oder Bereinigung militäri­
scher Konflikte, auf die sie sich im Frieden 
optimal vorzubereiten hatten, werden sie 
künftig schon im Vorfeld des Krieges in Kri­
sen eingesetzt (peace-keeping, peace­
making) und finden bereits im Frieden in hu­
manitären Aktionen insbesondere im Auf­
trag der Vereinten Nationen Verwendung. 
Sie sind nicht mehr nur Rückversicherung 
gegen den Ernstfall, sie bekommen eine 
aktive Rolle in der Vorbeugung und Verhin­
derung des Ernstfalles. 
Damit erweitert sich der Schutz von Bürger 
und Staat vor einer unmittelbaren militäri­
schen Bedrohung an den eigenen Grenzen 
auf den Schutz auch gegen eine mittelbare 
Bedrohung als Folge von Krisensituationen 
im weiteren geographischen Umfeld. Die­
sen Schutz können die Streitkräfte jedoch 
nur durch Einsätze in den Krisenreg ionen, 
also außerhalb des eigenen Territoriums, 
gewährleisten. 
Humanitäre Einsätze im Ausland sind auch 
Maßnahmen zur Krisenvorbeugung und 
stehen somit in Verbindung mit dem erwei­
terten Schutzgedanken. 
Gerade bei humanitären Einsätzen agieren 
die Streitkräfte weder zuerst noch allein, 
sondern werden immer mit deutschen und 
auch ausländischen zivilen Organisationen 
und Institutionen in Berührung kommen . 
Dies ist ein für das Militär neues Szenario, 
indem in einem Einsatzraum mit Organisa-
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tionen und Personal zusammengearbeitet 
werden muß, die »unmil itärisch « struktu­
riert wirken und reagieren . 
Hier erhält die Zivil-Militärische Zusammen­
arbeit eine neue Dimension. Sie dient nicht 
mehr nur der eigenen Vorbereitung vor und 
Unterstützung während des Einsatzes im 
rückwärtigen Raum, sondern sie koordi­
niert im Einsatzraum und während des Ein­
satzes das militärische Handeln mit den 
Aktivitäten gleichberechtigter ziviler Part­
ner. Selbst »an der Front« ist das Militär 
nicht mehr der alleinige Akteur; es muß 
Zuständigkeiten abgrenzen, Aufgaben und 
eventuell sogar Führung teilen, ist u. U. nur 
noch Gleicher unter Gleichen. 5) 

Die derzeitigen militärischen Einsätze im 
Rahmen von Missionen der Vereinten 
Nationen verdeutlichen die neue Rolle des 
Militärs. 
Es ist nicht mehr eine von zwei kriegführen­
den Parteien, sondern eine dritte, mög­
lichst neutrale, zwischen ihnen, eingesetzt 
zu »Humanitären Interventionen ((, zu »Frie­
densschaffenden/Friedenserhaltenden 
Maßnahmen «, wobei die Grenzen zwi­
schen ihnen zunehmend in fließenden 
Übergängen verschwimmen. 

Dabei führt ein General nicht mehr die 
geschlossene Formation seiner Division in 
einer zusammenhängenden Operation 
gegen einen ähnlich strukturierten Feind, 
sondern er vollbringt eigentlich die Arbeit 
eines Diplomaten, allerdings im Status 
eines Soldaten. Waffenruhen vermitteln, 
die Akteure zum Dialog bewegen, Bevölke­
rung vor dem Verhungern retten, Gefähr­
dete und Minderheiten schützen, Evakuie­
rungen organisieren und anderes mehr 
sind seine Aufgaben, die er unter ständiger 
Gefährdung für Leib und Leben erfüllt. 

Seine Untergebenen stehen nicht mehr 
hinter weitreichenden Waffensystemen, 
die über viele Kilometer »anonym« Feuer 
auf feindliche Stellungen legen, die nur 
durch optische Verstärker oder elektronisch 
auszumachen sind, sie begleiten Konvois, 
überwachen und sichern Evakuierungen, 
versorgen die Bevölkerung und stehen an 
Straßenbarrikaden wieder direkt vor einem 
Gegner. der weniger mit der Waffe 
bekämpft als mit Argumenten überzeugt 
werden muß. 
Dort, wo der THW-Mann aus Sicherheits­
gründen herausgezogen wird (z. B. Moga­
dischul. bleibt der Soldat in seinem Auftrag . 
Insgesamt ist festzustellen, daß die neue 
Rolle des Militärs eine neue Qualität der 

Zivil-Militärischen Zusammenarbeit mit 
sich bringt. 
Sie dient 
- nicht nur der Unterstützung des Militärs 

durch Bereitstellen ziviler Leistungen in 
der heimatlichen Basis, 

- sondern muß ebenfalls im Einsatzland 
zum selben Zweck stattfinden und 

- trägt jetzt auch »an der Front« zur Koordi­
nation und Effizienz der geleisteten Hilfe 
bei. 

7. Grundlagen 
für Zusammenarbeit 

7.1 Notwendigkeit 
Wenn also, wie dargestellt, 
- staatliche Sicherheitsvorsorge nach wie 

vor den zivilen wie militärischen Sektor 
umfaßt, 

- letzterer außer im Konfliktfall auch in der 
Friedensgestaltung und in der Vorbeu­
gung und Bewältigung von Krisen im Vor­
feld kriegerischer Auseinandersetzun­
gen Aufgaben bekommt, 

- das Militärnurein Instrument von mehre­
ren in der Hand der politischen Führung 
ist, 

- schwindende Ressourcen in allen Berei­
chen die Bündelung von Kräften und Mit­
teln und damit die Zusammenarbeit ver­
langt, 

- humanitäre Hilfe Krisenvorbeugung und 
Krisenverhütung und somit ein Teil staat­
licher Sicherheitsvorsorge ist. 

ist Zivil-Militärische Zusammenarbeit nicht 
nur auch weiterh in die notwendige Klam­
mer zur Koordination, sondern gewinnt 
durch die gemeinsamen Aktivitäten im Vor­
feld eines Krieges eine zusätzliche Bedeu­
tung. 
Spätestens in den Diskussionen um den 
Anteil des Militärs an humanitären Aktio­
nen für die Kurden 1991 trat die Notwendig­
keit, Zuständigkeiten abzugrenzen, Aufga­
ben auf vorhandene Fähigkeiten optimal zu 
verteilen, Redundanz zu vermeiden und 
dem Prinzip der Subsidiarität zu folgen; 
deutlich zu Tage .1) Kommentare und kriti­
sche Stimmen zum Einsatz der Bundes­
wehr in Somalia erhärten dies .B) 
Dem kann derzeit auch nicht gänzlich 
widersprochen werden . Wenn deutsche 
Streitkräfte, deutsche Hilfsorganisationen, 
Streitkräfte anderer Länder, nationale Hilfs­
organisationen anderer Länder und interna­
tionale Hilfsorganisationen im selben Land 
derselben Bevölkerung helfen, muß bei 

~ 



einem Defizit an ausreichender Koordinie­
rung apriori von Verschwendung ausge­
gangen werden. 
Unter dem Aspekt, daß in Deutschland 
- noch keine nationale, alle Beteiligten ein­

schließende Organisation außer einem 
"Gesprächskreis Humanitäre Hilfe "9} 
existiert und 

- der Bundesminister der Verteidigung 
erst im Mai 1993 innerhalb des eigenen 
Ressorts die Zuständigkeiten geklärt 
hatto} 

kann dies auch unseren nationalen 
Anstrengungen unterstellt werden. 
Angesichts des Buhlens " ... um die Gunst 
der privaten Spender" l1} und des Wettei­
ferns um einen Platz am Futternapf staatli­
c~er Gelder, dessen Ergiebigkeit die zivilen 
HIlfsorganisationen wegen des Spar­
Zwangs der öffentlichen Hand und der 
angenommenen Konkurrenz durch das 
Militär schrumpfen sehen, kann nicht von 
vorneherein von einer freiwilligen Zusam­
menarbeit, geschweige denn von einer 
Aufgabenteilung ausgegangen werden . 
Andererseits wird die weitere Verknappung 
der Kräfte und Mittel in allen Bereichen von 
THW über die Bundeswehr bis zu den hu­
manitären Hilfsorganisationen dazu zwin­
gen, alle verbleibenden Kapazitäten in die 
SI.cherheitsvorsorge und den Schutz des 
Burgers einzubringen, um die anstehenden 
Aufgaben bewältigen zu können. 

7.2 Möglichkeit 
Muß also der Staat regelnd eingreifen? 
Einerseits ist der Staat auf die Hilfsorgani­
sationen angewiesen. Er könnte ihre Lei­
stu~gen nie kompensieren. Sie sind - auch 
In Ihrer Unabhängigkeit - nicht aus der 
Gesellschaft wegzudenken. Andererseits 
muß ihr Handeln im Bereich der internatio­
nalen humanitären Hilfe als Teil der Krisen­
vorbeugung (die immer preiswerter ist als 
Knsenregulierung !) in die Gesamtstrategie 
~er staatl.ichen Sicherheitsvorsorge einge-
etlet sein. Das berechtigt den Staat zwar 

zu~ Koordinierung, die aber behutsam, 
moghchst im Konsensprinzip, erfolgen 
Sollte. 
Die Einrichtung des "Gesprächskreises Hu­
n:anltäre Hilfe" sowie der Krisenstab sind 
ein erster Schritt in die richtige Richtung. Es 
kommt dabei nicht darauf an, welches 
Ressort oder Instrument der Bundesregie­
~ung die Federführung übernimmt, sei es 

as Auswärtige Amt oder das Bundeskanz­
leramt. Entscheidend ist. daß Zivil-Militäri­
Sche Zusammenarbeit in der Obersten Füh­
rung einsetzt zur Koordinierung und 
~bgrenzung der Kompetenzen und Aufga-

en. 

~in Krisenstab als oberstes Arbeitsorgan, in 
em alle Beteiligten mitarbeiten, ist ebenso 

~nverzlchtbar. Jedoch sollten keine zusätz­
Ichen umfangreichen Einrichtungen ge­
schaffen, sondern vorhandene dort genutzt 
we:den, wo bereits Kommunikations­
~trange auflaufen und Lagebilder entste-

en, ~nabhängig davon, in welchem Res­
sort diese Einrichtung angesiedelt ist. 
~ur eine Koordination auf oberster Ebene 
a~n vorhandene und angebotene Fähig­
k~lten kompetent nutzen, Zuständigkeiten 
a grenzen und Aufgaben verteilen. Sie hat 

den Überblick, der es gestattet. nationale 
Kräfte und Mittel ökonomisch einzusetzen 
und mit internationalen Organisationen 
abzustimmen. In diesen vorgegebenen 
Rahmen eingepaßt können dann die betei­
ligten nationalen Organisationen in ihrem 
Zuständigkeitsbereich selbständig vorge­
hen und wissen von vorneherein, welche 
Organisation »rückwärts, vorwärts, seit­
wärts« von ihnen eingesetzt ist, mit denen 
man sein Handeln abzustimmen hat. 
Mit dieserVorgehensweise werden alle Or­
ganisationen voneinander mehr erfahren, 
Berührungsängste abbauen und zu partner­
schaftlicher Zusammenarbeit finden kön­
nen. Aus dem militärischen Bereich heraus 
ist festzustellen, daß die Streitkräfte kei­
neswegs glauben, sie müßten die humani­
täre Hilfe neu erfinden, wie in kritischen 
Stellungnahmen immerwiederzu lesen ist, 
sondern es gibt vermehrt Gedanken und 
Angebote zum subsidiären Einsatz der 
Streitkräfte im Sinne der Aufgabenteilung 
auf der Grundlage ohnehin vorhandener 
Fähigkeiten. 12} 

7.3 Übungen 
Zivil-Militärische Zusammenarbeit ist also 
nicht mehr nur "eine dienende Funktion, 
sondern eine das Handeln bestim­
mende" . 13} Verständlicherweise haben sich 
die bisherigen Ausführungen vornehmlich 
mit der neuen Funktion der ZMZ befaßt und 
die bisherige, in geringerer Gewichtung 
nach wie vor gültige, nur am Rande 
erwähnt. Die folgenden Ausführungen gei­
ten jedoch für das gesamte Spektrum der 
ZMZ. 
Die Zivil-Militärische Zusammenarbeit kann 
im humanitären Einsatz, in der Krise wie im 
Krieg nur reibungslos funktionieren, wenn 
sie im Vorfeld geplant, vorbereitet und 
geübt ist. Es muß für alle beteiligten Orga­
nisationen darauf ankommen, vor aktuellen 
Einsätzen einander zu kennen und zu wis­
sen, was man voneinander erwarten kann, 
wie der Nachbar arbeitet, wie seine Verfah­
ren für Führung und Kommunikation 
beschaffen sind . Nur dieses Wissen schafft 
Vertrauen zueinander als Voraussetzung für 
gemeinsamen Erfolg im Einsatz. 
Dieses Wissen voneinander kann in vielfäl­
tigen Übungen erworben werden, von ge­
meinsamen Seminaren und Konferenzen in 
der obersten Führung über Planspiele auf 
der oberen Durchführungsebene bis hin zu 
regionalen oder lokalen praktischen 
Übungen der Durchführung. 
Der entscheidende Übungsbedarf scheint 
jedoch in der Abstimmung von Planung, 
Führung, Kommunikation zu liegen wie in 
der Stabsarbeit in einer Führungszentrale 
auf der Ebene »Führung der Durchfüh­
rung«. 
Wie die Erfahrung aus der Diskussion um 
die Übungsserie WINTEX/CIMEX späte­
stens seit 1985 zeigt, wird eine Wiederein­
führung von Übungen der Zivil-Militäri­
schen Zusammenarbeit nur über die 
Akzeptanz bei allen potentiellen Beteiligten 
gelingen. Zivile wie .militärische Seite müs­
sen ihre eigenen Ubungsinteressen und 
-inhalte einbringen können, die eine Seite 
muß sich von Fall zu Fall mit der Rolle des 
»Juniorpartners« evtl. als Ansprechstelle 

oder Rahmenleitungsgruppe i 1']. der Übung 
der anderen Seite begnügen. Uberwiegen 
muß jedoch das gemeinsame Interesse. 
Im Zeitalter fehlender akuter Bedrohung 
der staatlichen Sicherheit sind Übungen 
der ZMZ nicht mehr gegen eine Bedro­
hung von außen gerichtet, sondern dienen 
der Verbesserung der Zusammenarbeit 
aller Organe der Exekutive und der privaten 
Hilfsorganisationen tür das Funktionieren 
der staatlichen Notfallvorsorge mit dem Ziel 
der optimalen, möglichst synergetischen 
Nutzung vorhandener Fähigkeiten. 

8. Übungsansätze 
8.1 International 

Die NATO war als System der kollektiven 
Verteidigung auf westlicher Seite bisher die 
einzige Organisation, die ihre Kräfte und 
V.erfahren ständig auch in internationalen 
Ubungen überprüft hat. Diese Übungen 
waren bis 1989 der Rahmen für nationale 
Übungen der Gesamtverteidigung mit der 
Möglichkeit horizontal wie vertikal umfas­
sender Beteiligung. 
In der Nachfolge für WINTEX/CIMEX hat 
d.ie NATO eine »Krisen-Management­
Ubung« entwickelt: 
Dabei üben militärische und zunehmend 
auch zivile Stäbe Verfahren der Durchfüh­
rung in ihren eigenen Hierarchien vertikal 
und in enger Zusammenarbeit untereinan­
der horizontal. 
Teilnehmer sind im NATO-Hauptquartier 
der Verteidigungsplanungsausschuß 
(DPCl. der Militärausschuß (MC) und der 
Ausschuß für zivile Notfallplanung 
(SCEPC), in der Ebene darunter die Ober­
sten NATO-Befehlshaber (MNCl. ihre 
unmittelbar untergebene Befehlsebene 
(MSC) und ein enger, auf Ministeriell 
begrenzter Teilnehmerkreis in den Haupt­
städten. Es gibt Absichtserklärungen der 
NATO, die erstmals 1993 wieder geübten 
Inhalte der zivilen Notfallplanung zumin­
<:fest auf dieser Ebene in künftigen 
Ubungen weiter auszubauen. 

Die Auswertung der bisherigen Übungen 
ergibt: 
- Es wird weiterhin Führungsübungen 

geben müssen. 
- Das Szenario wird nur noch regional 

angelegt sein . 
- Die Übungsbeteiligung wird abhängig 

vom Szenario horizontal unterschiedlich 
intensiv sein . 

- In einer Übung werden unterhalb des 
NATO-Hauptquartiers nur wenige Ebe­
nen üben, national voraussichtlich nur die 
Regierungsebene. 

- Die Übungsinhalte werden an die üben­
den Ebenen angepaßt sein . 

- Die Region Zentraleuropa (AFCENT) wird 
nicht im Mittelpunkt des Übungs­
geschehens stehen. 

- Die Inhalte verlagern sich entscheidend 
zugunsten der Krisenbewältigung mit 
einer Deeskalationsphase zu Übungs­
ende. 

- Der Geheimhaltungsgrad wird herabge-
setzt sein. .. 
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Dies bedeutet insgesamt für ein künftiges 
nationales Übungsgeschehen zur gemein­
samen Sicherheitsvorsorge, daß Übungen 
der NA.TO nicht mehr zwangsläufig natio­
nale Ubungen bedingen, sondern diese 
selbst entwickelt und angelegt werden 
müssen. 

8.2 National 
In dieser Tatsache kann ger Vorteil gesehen 
werden, daß Szenario, Ubungsinhalte, Teil­
nehmer etc. künftig frei selbst bestimmt 
werden können. Das gibt bei entsprechen­
ger Einbindung in die Vorbereitung einer 
Ubung jedem potentiellen Teilnehmer die 
Möglichkeit. seine Interessen in die 
Übungsanlage einzubringen. 
Insgesamt kommt es aber darauf an, auf 
Ressortebene eine eigene nationale Kon­
zeption für Übungen der gemeinsamen 
Sicherheitsvorsorge zu entwickeln, um die 
mit der veränderten Übungstätigkeit der 
NATO entstandene nationale Übungslücke 
zu schließen. 
Diese Übungslücke reicht von den Bundes­
ministerien über die Bundesländer bis zur 
ausführenden Ebene der Zivil-Militärischen 
Zusammenarbeit im Landkreis/der Kreis­
freien Stadt. 
Bereits im Februar 1990 hat das Amt für 
Studien und Übungen der Bundeswehr in 
einer Stabsstudie14

) versucht, einen neuen 
Ansatz für Übungen in der Nachfolge WIN­
TEX/CIMEX zu finden. Die Verfasser schlu­
gen damals unter anderem getrennte 
Ubungen für den Planungsbereich von 
obersten und oberen Behörden vor wie 
Durchführungsübungen für den nachge­
ordneten Bereich .15) 

Nachdem es für NATO-Übungen ein Krisen­
szenario gleicher Intensität für alle Regio­
nen nicht mehr geben wird und, wie 
gezeigt, die Zentralregion der NATO weni­
ger ins Übungsgeschehen einbezogen ist 
als die Peripherie, wird in Deutschland ein 
landesweites Krisenszenario mit Span­
nung~- und Verteidigungsfall als Basis für 
eine Ubung der gemeinsamen Sicherheits­
vorsorge keine Zustimmung mehr finden . 
Viel wahrscheinlicher wird der Fall eintre­
ten, daß deutsche oder alliierte Krisenreak­
tionskräfte in Deutschland ihre Einsatzbe­
reitschaft herstellen und dann außer 
Landes in eine Krisenregion verlegen und 
von Deutschland aus auch über längere Zeit 
zu unterhalten sind. Das Stichwort hierzu 
ist "Strategische Drehscheibe Deutsch­
land" . 
Auch hinsichtlich des Einsatzes von Krisen­
reaktionskräften und deren Unterhalt über 
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einen längeren Zeitraum sind Mobilma­
chungsmaßnahmen und Nutzung ziviler 
Leistungen allenfalls regional begrenzt oder 
ausschnittsweise realistisch übbar. Für die 
zivile Notfallvorsorge wird es auf eine 
Unterstützung der Streitkräfte vor allem 
unterhalb der Schwelle der Implementie­
rung von Leistungs- und Sichersteilungsge­
setzen ankommen. 
Ein weiterer Übungsbereich der Zivil-Militä­
rischen Zusammenarbeit ergibt sich aus 
dem erweiterten Auftrag der Streitkräfte im 
Umwelt- und Katastrophenschutz. Diese 
Zusammenarbeit vor allem mit den Orga­
nen der staatlichen Notfallvorsorge dürfte 
auch auf das Interesse der Bundesländer 
stoßen. 
Szenarien, die auf diesen Grundlagen beru­
hen, werden sehr wahrscheinlich auch 
lJational nur zu regional begrenzten 
Ubungen führen können. Jedoch können 
sie zumindest ein Einstieg sein in Übungen 
der gemeinsamen Sicherheitsvorsorge 
überhaupt. 
Für die möglichen Ansätze zu einer 
Übungslage ist denkbar, den betreffenden 
Raum auf die Grenze mindestens zweier 
Bundesländer zu legen. Somit könnten an 
einer Übung beteiligt werden 
- mindestens zwei Landesregierungen, 
- Bundesbehörden in diesem Raum, 
- Bundeswehr-Dienststellen in diesem 

Raum, 
- die benachbarten Regierungsbezirke 

(und nur diese, nicht alle). 
- die benachbarten Landkreise (ebenfalls 

nur diese) und 
- die entsprechenden Hilfsorganisationen 

(im Falle einer Großschadenslagel. 
Neben den bisher bereits bestehenden Fel­
dern der Zivil-Militärischen Zusammenar­
beit gilt es, den neuen Bereich der humani­
tären Hilfe mit einzubeziehen. 
Gerade die dargestellte Kritik an der Bun­
deswehr aus dem Bereich der zivilen Hilfs­
organisationen zeigt, daß beide Seiten 
noch zu wenig voneinander wissen und 
offensichtlich Berührungsängste vor allem 
in den Führungsebenen den Abbau von 
Informationsdefiziten verhindern. 
Wenn jedoch im Einsatz vor Ort Doppellei­
stungen vermieden, Redundanzen abge­
baut und Subsidiarität erreicht werden sol­
len, müssen die Konzeptionen aller 
beteiligten Organisationen in einen einheit­
lichen politischen Rahmen eingepaßt, Pla­
nungen abgestimmt und die Durchführung 
gemeinsam überwacht und koordiniert 
sein. 

Hierzu sind vorab Verfahren zu erarbeiten 
wie auch ggf. gemeinsame Führungsstruk­
turen zu entwickeln bzw. bereits vorhan­
dene eines Beteiligten den anderen zur 
Mitbenutzung zu öffnen. Übungen sind 
danach das geeignete Mittel, um das Erar­
beitete zu erproben und - angereichert 
durch inzwischen aus der Praxis gewon­
nene Erfahrungen - weiter zu entwickeln . 
Die dafür aufgewendeten Mittel werden 
durch vermiedene Reibungsverluste im 
Einsatz mehr als wett gemacht. 

9. Übungsinhalte 
Eine landesweite, alle Ebenen umfassende 
Übung der gemeinsamen Sicherheitsvor­
sorge wird es nicht mehr geben. Wenn 
demnach nur .. noch in Teilen geübt werden 
kann, sollen Ubungsinhalte die Auf teilung 
bestimmen. Danach ergeben sich drei Fel­
der für Übungen. 

9.1 International 
Der Einstieg in das internationale 
Übungsgeschehen ist mit dem Crisis­
Management-Übungen der NATO bereits 
vollzogen. Der Bereich der Zivilen Notfall­
planung der NATO ist unter der Federfüh­
rung des SCEPC in die Übung integriert. 
Damit sind über das BMVg hinaus die 
zuständigen Bundesressorts beteiligt; die 
Ubungsanlage ist allgemein akzeptiert und 
bzgl. der Inhalte der ZMZ ausbaufähig. 16) 

Es sollte daran gedacht werden, die Ober­
sten Bundesbehörc!.en als Rahmenleitungs­
gruppen an dieser Ubung zu beteiligen, um 
die Ressorts besser zu »füttern« bzw. 
Kenntnisse über die internationale Zusam­
menarbeit auch in diesen Behörden zu er­
halten. 
Hinsichtlich internationaler Übungen der 
Krisenbewältigung erscheint eine rege 
nationale Beteiligung auch bereits in der 
Übungsvorbereitung wesentlich zur Sicher­
steilung einer gestaltenden Einflußnahme. 
Mit der Akademie für zivile Verteidigung 
und dem Amt für Studien und Übungen der 
Bundeswehr sind zwei erfahrene Dienst­
stellen hierzu verfügbar. 

9.2 National 
Aus den Erfahrungen mit dem früheren 
Übungsgeschehen wird deutlich, daß die 
gleichrangige Verbindung militärischer mit 
zivilen Inhalten in einer Übung zu Reibungs­
verlusten und oft zu verringertem Engage­
ment bei einem der Partner führt. Daher er­
scheint es lohnend, von vorneherein einer 
Seite die Federführung und damit auch den 
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inhaltlichen Schwerpunkt zu überlassen. 
Die andere Seite übt sich dann in der Zuar­
beit und in der Zusammenarbeit. Dadurch 
lassen sich auch vermutlich die Übungs­
szenarien einfacher gestalten. 
Damit läge der Schwerpunkt entweder auf 
der militärischen oder der zivilen Seite. 

9.2.1 Militärischer Bereich 
Die militärisch geführte Übung dient der 
Landesverteidigung und dem operativen 
Einsatz der Streitkräfte. 
Die Leitung sollte beim Befehlshaber eines 
Wehrbereichs liegen, der in enger Zusam­
menarbeit mit dem Präsidenten der jeweili­
gen Wehrbereichsverwaltung und den 
Bundesländern seines Zuständigkeitsbe­
reichs die Übung anlegt und leitet. Alliierte 
Streitkräfte bzw. Stäbe der Krisenreak­
tionSkräfte können als Rahmenleitgruppen 
beteiligt werden. 
Die Übungsinhalte betreffen Fragen der 
personellen und materiellen Mobilma­
chung, Rekonstitution, Nutzung ziviler Lei­
stungen zur Unterstützung eigener und alli­
Ierter Streitkräfte, Aufenthaltsregelung und 
den Bereich der Information, Kommunika­
tion, des Transports, der Aufrechterhaltung 
der Sicherheit durch Sicherung und Uber­
wachung von Räumen, der Stabsarbeit und 
Führungsverfahren . 

9.2.2 Ziviler Bereich 
Die zivil geführte Übung dient der Notfall­
Vorsorge und dem Katastrophenschutz. 
Die Leitung sollte bei einem Bundesland 
liegen, das in enger Zusammenarbeit mit 
dem Zuständigen territorialen Befehl~haber 
und den Hilfsorganisationen die Ubung 
anlegt und leitet. Übungsinhalte können 
sein SChadensbeseitigung, Aufrechterhal­
tung der inneren Sicherheit und Ordnung, 
Information und Kommunikation, Stabsar­
beit und Führungsverfahren. 

~.2 .3 Humanitäre Einsätze 
Ubungen auf diesem Gebiet dienen vor­
nehmlich der Koordination und dem ratio­
nellen Einsatz aller Kräfte und Mittel. Diese 
sind mit der Festlegung bestimmter Trup­
penteile für diese Aufgaben inzwischen 
auch in den Streitkräften bestimmt. Damit 
liegt der Kreis der militärischen Übungs­
teilnehmer nunmehr auch fest. 
Ausgehend vom »Nachspielen« bereits lau­
fender oder abgeschlossener Einsätze 
durch alle Beteiligten sollten auf diesen 
Erkenntnissen aufbauend neue Einsatzmo­
delle in Planuntersuchungen erprobt und 
geübt werden. 

Zwei Szenarien sind dabei denkbar: 
- Humanitäre Hilfe in einer friedlichen 

Region (Naturkatastrophe, Hunger, Auf­
bau nach beendetem Konflikt)' in der das 
Militär nur seine bei Hilfsorganisationen 
nicht vorhandenen Fähigkeiten einbringt 
(Transport, Lagefeststellung, Kommuni­
kation). Hier läge die Federführung auf 
der zivilen Seite. 

- Humanitäre Hilfe in einer Region kriegeri­
scher Auseinandersetzungen, in der 
bewaffneter Schutz für die Hilfe unab­
dingbar ist, in der vor allem Rotes Kreuz, 
Hilfsorganisationen (Help, Cap Anamur 
u. a.) weiter arbeiten. Hier läge die Feder­
fÜhrung beim Militär. 

Beide Szenarien sollten geübt werden, um 
alle Beteiligten an ihr.e jeweiligen Rollen zu 
gewöhnen. Da die Ubergänge von einem 
Szenario in das andere unerwartet. und 
schnell ablaufen können, ist die Uber­
nahme der Federführung/Leitung .in einer 
Übung ein weiterer interessanter Ubungs­
zweck. 

10. Zusammenfassung 
Internationale Hilfseinsätze und Maßnah­
men der Krisenbewältigung haben der Zivil­
Militärischen Zusammenarbeit in der ge­
meinsamen Sicherheitsvorsorge eine neue 
Dimension eröffnet. Dieser Umstand und 
schwindende Ressourcen verlangen auch 
in Zukunft eine enge Zusammenarbeit der 
militärischen und zivilen Kräfte der Exeku­
tive untereinander und mit den Hilfsorgani­
sationen in einer neuen Qualität. Da die 
ZMZ derzeit nicht mehr geübt wird, besteht 
eine Übungslücke, die mit neuen 
Übungsinhalten auszufüllen ist. In allen 
Übungen soll das bestimmende Moment 
die Zusammenarbeit im ökonomischen Ein­
satz der verfügbaren Kräfte und Mittel sein, 
u. U. auch grenzüberschreitend, wobei Fe­
derführung und Inhalte unterschiedlich 
gelagert sein können . 
Darüber hinaus sind die bisherigen Felder 
der Zivil-Militärischen Zusammenarbeit 
zumindest in regionalen Szenarien weiter­
hin zu üben. 
Durch möglichst umfangreiche Beteiligung 
nationaler Ressorts und Behörden an 
Übungen der NATO ist der zunehmenden 
multinationalen Integration Rechnung zu 
tragen und hieraus der größtmögliche Nut­
zen zu ziehen. 

1) Vgl. Erklärung von Rom über Frieden und Zusam­
menarbeit in: Bulletin Nr. 128 vom 13. Novem­
ber 1991, S. 1047. 

2) Rede des Bundesministers der Verteidigung, 
Volker Rühe, an der Führungsakademie der Bun­
deswehr am 16. Dezember 1992 in Hamburg, 
Manuskript S. 6. . . 
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zunehmend Verwendung in Entwürfen zu Stra­
tegie-Dokumenten der Bundeswehr wie auch in 
Artikeln zur "Zivilverteidigung 11 in Fachorganen. 
Vgl. hier.zu NV + ZV I-V 1992. 

4) Vgl. Anlage 5 zur Kabinettsvorlage für die Sitzung 
am 19.2. 1992, BMVg/Fü 5 1112 vom 20. Januar 
1992. 

5) Vgl. Bundesministerium des Innern, KN 
1-700000/107: Bericht zur Neukonzeption der 
zivilen Verteidigung, Bonn, 8. 2. 

6) Vgl.: Hans-Joachim v. Blumröder: Die Zivil-Militä­
rische Zusammenarbeit aus der Sicht der NATO, 
in: NV + Zv, 3/1993, S. 30 ff. 

7) Vgl. u. a.: Klaus Liebetanz: Humanitäre Hilfe der 
Bundeswehr im Ausland, in: Die Bundeswehr 
Nr. 9/92, S. 46 ff. und Karl-Ludwig Haedge: Bun­
deswehr und Katastrophenhilfe, in: Die Bundes­
wehr Nr. 10/92, S. 43. 
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- Erwin Kopp: Humanitäre Querschläger. in: 

Die Zeit vom 6. 8. 1993, 
- Peter Pauls: " Nur ein Feigenblatt?", in: 

Kölner Stadtanzeiger vom 28.4. 1993 und 
- "Diakonie rügt Somalia-Einsatz", in: 

Frankfurter Rundschau Nr, 109 vom 12. 5, 
1993, S. 1. 

9) Vgl. Horst Schöttler. Gesprächskreis Humanitäre 
Hilfe, in: NV + ZV 3/1993, S. 8 f. 

10) Vgl. Erlaß des BMVg/Staatssekretär/Org 1 Az 10-
02-01 vom 28. Mai 1993, in: NV + ZV3/1993, S. 
32. 

11) Reinhard Schultze: Koordination der Katastro­
phenhi/fe im Ausland, in: NV + ZV 3/1993, S. 53. 

12) Vgl. Georg Bernhardt "Bundeswehr und Huma­
nitäre Hilfe" - ein Widerspruch?" In: Die Bun­
deswehr Nr. 2/93, S. 28 f. und Reinhard 
Schultze: a.a. 0 ., S. 54. 

13) Hans-Joachim v. BlufTJ.röder: a.a,O" 5, 32. 
14) Amt für Stt,!dien und Ubungen der Bundeswehr 

- Bereich Ubungen, im Februar 1990. Stabsstu­
die "Zivile Beteiligung an WINTEx/CIMEX". 

15) Vgl. ebenda, S. 19. 
16) Vgl. hier.zu den deut§chen Erfahrungsbericht: 

Amt für $.tudien und Ubungen der Bundeswehr 
BerStudUb I, Az34-01-16-05NS-NfD vom 19.4. 
1993. 

(Eingang des Manuskripts: 2.11.1993) • 
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HOCHWASSER IN MITTELEUROPA -
"BESCHERUNGII 

ZU WEIHNACHTEN 1993 

In Heft 4/93 der "Notfallvorsorge " berich­
tete der w issenschaftliche Mitarbeiter der 
Katastrophenschutzforschungsstelle der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 
Henrich Fenner, über die Überschwem­
mungskatastrophen vom Sommer 1993 in 
Bangladesh und in den USA. wo neun Bun­
desstaaten betroffen waren . Im August 
1993 warnten qei einer Tagung Hydrologen, 
Geographen, Okologen und Meteorologen 
vor der zunehmenden Hochwassergefahr 
am Rhein . Sie nannten als besonders 
gefährdet den M ittelrhein und die Städte 
Koblenz und Köln . Im Dezember 1993 war 
die Katastrophe da - kurz vor 21 .00 h am 22 . 
Dezember überflutete der Rhein die Hoch­
wasserschutzwände in der Kölner Altstadt, 
die bis zu einem Pegelstand von 10,05 m 
Schutz bieten . Das "Jahrhunderthochwas­
ser" erreichte einen Tag vor Heiligabend 
mit 10,60 m den höchsten Stand seit 1784. 
In Koblenz waren große Teile der Innen­
stadt" Land unter". Nur Kaiser Wilhelm I. 
trotzte am Deutschen Eck den braunen Flu­
ten und überblickte die vereinten Flutwel­
len von Lahn, Mosel und Rhein. 9,55 m 
Pegelstand hatte es seit 1924 nicht mehr 
gegeben. Die normalen Wasserstände: 
Rhein-Pegel Koblenz 180 cm, Pegel Köln 
245 cm. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits 
mehrere Opfer zu beklagen und die Schä­
den gingen in die Hunderte von Millionen. 
Neben der Beschädigung von Hab und Gut 
durch das Wasser litten die Bürger zusätz­
lich durch Versorgungsmängel. Die unter­
brochene Stromversorgung setzte nicht 
nur Kühlschränke und -truhen außer 
Betrieb, sondern führte zu Dunkelheit, 
unterbrochenen Telephonverbindungen 
und vor allem zu Kälte. Elektroheizungen 
und Heizgeräte fielen ebenso aus wie die 
anderen Heizsysteme. Ausgetretenes Heiz­
öl aus geplatzten Heizöltanks schwamm als 
Film auf der Wasseroberfläche und verlor 
trotzdem nicht seinen penetranten Geruch. 
Bei 3-4 Grad Außentemperatur am Morgen 
des 23 . Dezember eine "bitterkalte" Situa­
tion, wie sich der Berichterstatter im Ge­
spräch mit betroffenen Bürgern in Bonn­
Beuel überzeugen konnte . Bonn meldete 
einen Pegelstand von nahezu 10 Metern . 
I n der von Sonne und wenigen Niederschlä­
gen begünstigten Vorderpfalz gingen nach 
den Messungen der Wetterstation in Mai­
kammer vom 1. bis 22. Dezember 215 Liter 
pro Quadratmeter nieder - Normalwert im 
Dezember: 46 Liter. Dieser Wert war in nur 
24 Stunden mit 55 Liter deutlich überschrit­
ten . Der bisherige Niederschlagsrekord des 
20. Jahrhunderts von 181 I/qlT' vom Mai 
1978 wurde um rd . ein Viertel überstiegen . 
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Daten und Fakten, die das ganze Ausmaß 
der Flut zeigen, könnten zusätzlich aufgeli­
stet werden . Wichtig erscheint der Redak­
tion und den Katastrophenschützern aber 
weniger der Sachstand in oder Zustand der 
betroffenen Regionen . Die Devise lautet 
vielmehr: Von der Reaktion zur Präven­
tion! 

Wir werden daher mit Bildern aus Bonn­
Beuel und einigen wenigen Bildkommenta­
ren die Situation beschreiben. 
Der Reaktion der Medien, die zunehmend 
nach den Ursachen dieser Naturkatastro­
phen und dem Ausweg aus diesem 
Dilemma fragen, räumen wir den gebüh­
renden Platz ein . Denn die Medienschelte 
zur Verantwortung des Staates, in Fernse­
hen und Rundfunk, vor allem aber in den 
deutschen Zeitungen, hat zu ersten Stel­
lungnahmen bei Politikern geführt: Sie 
erklären unisono und parteiübergreifend, 
daß Vorkehrung und Vorsorge unerläßlich 
ist. Die Notfallvorsorge von Bund, Ländern 
und Gemeinden wird Ende dieses Jahrtau­
sends ernst(er) genommen; Nachsorge ist 
als der zweitbeste Weg erkannt. 

Dazu Einzelheiten aus den 
Bundesländern 
Rheinland-Pfalz und Saarland: 

Versicherungen zahlen nicht 
Frankfurt. (AP) Die Versicherungen halten 
ihre Schäfchen bei der Hochwasserkata­
strophe im Trockenen. Nach Angaben des 
Verbandes der Sachversicherer decken die 
Hausrat- und Wohngebäudepolicen Über­
schwemmungsschäden nicht ab. Einzige 
Ausnahme ist Baden-Württemberg: Dort 
müssen seit über 30 Jahren Hausbesitzer 
eine Pflichtversicherung abschließen, die 
neben Erdbeben auch Hochwasser einbe­
zieht. 
In Rheinland-Pfalz kann in besonders drin­
genden Notfällen auf Vorschlag des jeweili-

Zitiert 
"Wenn am Oberrhein ein Hauptdeich 
bricht oder überflutet wird, werden in 
der pfälzischen Oberrheinebene 300 
Quadratkilometer bis zu vier Meter 
hoch überschwemmt. Davon sind 
300 000 Menschen betroffen ." 

(Klaudia Martini) 
Umweltministerin von Rheinland-Pfalz 
am 15. Januar 1994 

Dokumentation: Horst Schöttler 

gen Landrates oder Oberbürgermeisters 
eine Einzelfallhilfe von 3000 Mark bean­
tragt werden. Entschädigungsmöglichkei­
ten seien für existenzgefährdende Schä­
den vorgesehen, teilte das Innenministe­
rium gestern mit. 
Nach Einschätzung der Württembergi­
sehen Gebäudebrandversicherung in Stutt­
gart haben die Schadenssummen durch 
Hochwasser in den vergangenen 30 Jahren 
spürbar zugenommen. Dies liege vor allem 
an den höherwertigen Einrichtungen, aus­
gebauten Kellergeschossen und einer 
zunehmenden Tendenz zu Einliegerwoh­
nungen, sagte ein Sprecher. 

Finanzielle Hilfe der Landesregierung "im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel " 
für vom Hochwasser betroffene Bürger 
haben das rheinland-pfälzische Innen- und 
das Finanzministerium angeboten. Das 
Landesarbeitsamt in Saarbrücken teilte 
mit, daß Arbeitnehmern in vom Hochwas­
ser betroffenen Betrieben Kurzarbeitergeid 
gezahlt werden kann. 
Bei der Unterstützung durch das Innenmini­
sterium handelt es sich um staatliche 
Finanzhilfen bei Elementarschäden wie 
Hochwasser, Unwetter oder Wirbelstür­
men. Die einschlägige Verwaltungsvor­
schrift sagt hierzu allerdings aus, daß Hilfen 
nur bei einem erheblichen Schadensum­
fang überhaupt möglich sind, und dies auch 
nur dann, wenn der Geschädigte trotz Vor­
sorge und versuchter Selbsthilfe unver­
schuldet in eine außergewöhnliche Notlage 
geraten ist. 
Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
und des Gewerbes ist Hilfe nur möglich, 
wenn die Schäden nicht ohne Beeinträchti­
gung der Lebensgrundlage mit eigenen 
Mitteln oder zumutbaren Darlehen besei­
tigt werden können . Bei Schäden, die im 
Privatbereich 3000 Mark, in Land- und 
Forstwirtschaft und gewerblicher Wirt­
schaft 5000 Mark nicht übersteigen, sei 
"im allgemeinen" keine Hilfe möglich, führt 
die Verwaltungsvorschrift weiter aus. 
Bei Schäden bis zu 20000 Mark kann ein 
Zuschuß bis zu einem Drittel der Schadens­
summe gewährt werden, in Ausnahmefäl­
len auch mehr. Bei höheren Schäden soll 
die Finanzhilfe insgesamt als Landesdarle­
hen gewährt werden, so die Verwaltungs­
vorschrift. In besonderen Fällen komme 
auch ein Zuschuß in Betracht. Bei der Fest­
stellung der Schadenshöhe zählen Verluste 
von "Luxusgegenständen, insbesondere 
Schmuck, Bargeld, Wertpapieren und 

~ 



Sammlungen" nicht mit, heißt es weiter. 
Der Innenminister in Mainz hatte die Land­
räte der betroffenen Kreise aufgefordert, 
Kommissionen zur Erfassung der Schäden 
zu bilden. Die Bezirksregierungen werden 
Im Einzelfall überprüfen, ob und in wei­
chem Umfang eine Hilfe möglich ist. In 
besonders dringenden Notfällen könne 
bereits jetzt auf Vorschlag des jeweiligen 
Landrats oder Oberbürgermeisters eine 
Soforthilfe von 3000 Mark gewährt wer­
den. 

Anträge auf Finanzhilfen für Elementar­
schäden müssen innerhalb eines Monats 
bei den Stadtverwaltungen, Verbandsge­
meinden oder verbandsfreien Gemeinden 
eingereicht werden. Eine Entscheidung 
über die Anträge soll innerhalb von zwei 
Monaten nach Ablauf der Antragsfrist 
getroffen werden. 
Als zweiter Weg der Hilfe hat der Finanzmi­
nister die Finanzämter angewiesen, Ge­
schädigten in Steuerangelegenheiten ent­
gegenzukommen. Dazu gehören Steuer-

stundungen und die Herabsetzung der 
Einkommensteuervorauszahlungen. Auch 
der Aufschub von Vollstreckungsmaßnah­
men bis Ende Mai und der Erlaß von Säum­
niszuschlägen sei möglich. Darüber hinaus 
würden die Finanzämter die Aufwendun­
gen für die Beseitigung von Hochwasser­
schäden als Erhaltungsaufwand anerken­
nen. Unternehmen können ihren Arbeit­
nehmern steuerfreie Unterstützungen bis 
zu 1500 Mark zum Ausgleich der entstande­
nen Schäden gewähren. 

Das Hochwasser in Bonn-Beuel- Bilder vom 23 . Dezember 1993 

Von Beuel aus - der Rhein am Erzberger Ufer, Ii. Scandic Hotel, 
rechts die Stiftskirche 

/ 

Als Vater Rhein Bonns Sonnenseite so ganz allmählich zur 
Wasserstadt machte, traten die Beueler in den gewohnten 
Vierkampf: Ausräumen, Einsacken, Vormauern, Abpumpen. 
Und dann Warten, dieses Warten. Wie der Fluß stieg. Immer 
weiter stieg. Rekordmäßig. 

Transportdienste waren begehrt, doch Boote blieben Mangelware. 
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Ganz normal, so hatten sich die Hochwasserprofis von der 
" Schääl Sick" in der Nacht zum Mittwoch vorbereitet: Stege­
bau in der Rheinaustraße durch Technisches Hilfswerk (THW) 
und Feuerwehr, daneben waren die Anwohner aktiv. 

Doch je vol/er die Häuser liefen, desto blanker lagen die Ner­
ven. Margret Thulen etwa sah mit stil/er Verzweiflung, wie der 
Rhein sich langsam an die Fenster im Erdgeschoß heran­
machte, " und ich kann nichts tun". Auch die Helfer von THW 
und Feuerwehr bekamen das zu spüren. "Manche schrien uns 
schon an, als wir ihre Autos abschleppten", sagte einer. 
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Die letzten Meter Fußweg verloren die Bürger in der Wolfs­
gasse am Nachmittag. Abends stieg das Wasser sogar bis zu 
den vom THW gebauten Stegen hoch. 

Die Ungewißheit tat ein übriges. Wann würde der Anstieg 
enden, wie hoch war der Rhein schon, wo gab es Hilfe? Nicht 
alle Betroffenen dachten daran, das aus dem Brückenforum 
gesendete Radio Bonn/Rhein-Sieg zu hören. Selbst den Strom 
drohte der deutsche Strom zu unterlaufen: " Noch 30 Zentime­
ter mehr, und wir müssen die ersten Verteiler abschalten", 
bangte Frank Lingens vom RWE. ~ 



Zwei Familien mit Kindern mußten in Beuel evakuiert werden, weil ihre Souterrain­
bz~. Erdgeschoßwohnung vol/gelaufen waren. 
" Wir haben kaum noch Reserve", klagte Feuerwehrchef Josef Schaaf und war für die 
unbürOkratische Hilfe des Bundesgrenzschutzes dankbar. Bis zum frühen Abend 
Waren rund 70 Uniformierte im Einsatz. "Der Grenzschutz steht Boot bei Fuß ", sagte 
S~haaf. Nach Angaben von Walter Dederichs, Pressesprecher des Grenzschutzpräsi­
diums West, wurde "sämtliche Weihnachtsbefreiung" gestoppt. Gestern füllten die 
Männer der Technischen Hundertschaft Hangelar unaufhörlich Sandsäcke am Bun­
deshaus und stellten in Beuel einen Bootsbetrieb zwischen Ringstraße und Stei­
nerstraße auf die Beine. Viele Beueler, so Dederichs, seien am Morgen " total über­
rascht und vom Hochwasser überrumpelt worden ". Die meisten hätten nicht damit 
gerechnet, daß das Wasser so schnel/ steigen würde. 

~o saßen die Belagerten abends in 
I~ren undichten Wasserburgen, 
Viele zur Sicherheit bei Kerzen­
schein, argwöhnten, was ihnen 
Vater Rhein wohl noch antun würde. 
Doch der gluckste nur weiter, mit all 
seinem Über-Fluß 

A!le Photos: Horst Schättler 
BIldunterschriften tlw. Bonner General­
anzeiger vom 23. 12. 1993 

Das Hochwasser _ 
Die Nachbarn 
Belgien erlebt die größten Überschwem­
~ungen seit der Flutkatastrophe von 1926. 
. atastrophenschutz und Soldaten waren 
Im Einsatz, um mehr als 2000 Menschen zu 
evakuieren. Am schlimmsten betroffen 
Sind die Ortschaften entlang der Maas, in 
deren Fluten ein Fahrradfahrer stürzte und 
getötet wurde. (Reuter/AP) 

~olla~d ~eldet Rekordpegel vor allem in 
R er sud-niederländischen Provinz Limburg. 
Und 30 Einwohner des vom Hochwasser 

el~geschlossenen Dorfes Itteren wurden 
~I~ Hubschraubern evakuiert. Viele andere 
a en Bettücher mit Aufschriften wie 

dHelft u~s" aus dem Fenster gehängt. In 
Sen meisten Häusern des Dorfes sind 

trom und Telefon ausgefallen (dpa) 

Frankreich verzeichnet ergiebige Regen­
fälle überwiegend im Nordosten des Lan­
des. Nach Angaben des französischen 
Rundfunks haben die Behörden es aufge­
geben, die unter Wasser stehenden Keller 
zu zählen . Straßen waren überschwemmt 
und auch der Zugverkehr wurde behindert. 

DIE WELT vom 5. Januar 1994 

Niederschlagsrekord im 
Dezember-
Rhein steigt weiter 

(dpa) 

DW Köln - Knapp zwei Wochen nach dem 
Weihnachtshochwasser droht der Rhein 
bei Köln wieder erste Straßen zu überflu­
ten . Die Hochwasserzentrale berichtete 
gestern, der Rheinpegel werde wegen der 
jüngsten Regenfälle am Mittwoch morgen 
voraussichtlich wieder die Acht-Meter­
Marke erreichen oder überschreiten . 
Bereits bei einem Pegelstand von 8,20 bis 
8,30 Metern könnte es dann nach Angaben 
der Hochwasserschutzzentrale wieder zu 
ersten Überschwemmungen in tiefgelege­
nen Stadtgebieten kommen. In einigen 
Städten wurden im Dezember Nieder­
schlagsrekorde gemessen . Wie der Deut­
sche Wetterdienst gestern mitteilte, fielen 
zum Beispiel in Frankfurt am Main 173,6 
Millimeter Niederschlag - im langjährigen 
Mittel fallen 52,1 Millimeter. Der bisherige 
Rekord wurde 1979 mit 133,2 Millimetern 
gemessen. 

Alte Auen sta" neuer Deiche 
Die Entfesselung des Rheins 
könnte die Menschen vor 
Hochwasser schützen 
Je intensiver der Rhein und seine Zuflüsse 
durch Deiche in die Enge getrieben wer­
den, desto schwieriger wird es, Sicherheit 
und Komfort der Anwohner zu gewährlei­
sten. 
Eine scheinbar paradoxe These. Doch die 
Frontstellung zwischen Sicherheit der 
Menschen und der ökologischen Aufbesse­
rung der Auen ist unsinniger denn je. 
Gerade das Hochwasser beweist das. Da 
die Fluten sich nicht mehr ausbreiten, in 
Altarme und Deichvorländer drängen kön­
nen und statt dessen gegen die befestigten 
Ufer anbranden, sind die Dämme immer 
stärker durch Hochwässer geschädigt wor­
den. Jetzt ist ihr Boden locker, sie sind 
morsch und reparaturanfällig . 
Dadurch besteht jedoch die Chance, dem 
Wasser wieder größere Rückhalteflächen 
einzuräumen, im wesentlichen am Ober­
rhein. Das "Integrierte Rheinprogramm", 
vereinbart zwischen den Bundesländern 
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz 
einerseits sowie Frankreich andererseits, 
sieht Polder vor, die 226 Millionen Kubikme­
ter Wasser aufnehmen können, Vorsorge 
für ein Superhochwasser, wie es nur alle 
200 Jahre einmal vorkommt. Die Franzosen 
haben ihren Anteil von 56 Millionen Kubik­
metern fast erfüllt, die Baden-Württember­
ger haben gerade ein Fünftel geschafft und 
die Rheinland-Pfälzer erst ein Zehntel. 
Hoffnung, daß die Entwicklung schnell vor­
anschreitet, hegt niemand. Vor Ablauf von 
weiteren fünf Jahren, so fürchtet man im 
Stuttgarter Umweltministerium, werden 
die Polder von Kehl und Altenheim kaum 
erweitert werden . Sie umfassen bisher nur 
eine Fläche von 1200 Hektar. Nötig ist ein 
Vielfaches, auch um Tier- und Pflanzenle­
ben im und am Rhein wieder vielfältiger zu 
gestalten, sowie Auenwälder wieder wach­
sen zu lassen. Nur ist es überall ausge­
sprochen schwierig, entsprechende Gebie­
te zu kaufen oder die Besitzer auf Kapital­
basis zu entschädigen, eine Zahlungs­
weise, die normalerweise nur 80 Prozent 
des Kaufpreises ausmacht. 
Viele Ufer sind zur Zeit bis dicht an die Was­
serlinie versiegelt mit Industriebauten und 
Lagerflächen, die meisten Bereiche wer­
den jedoch intensiv landwirtschaftlich 
genutzt. Als Lichtblick gelten unter ökolo­
gisch bewußten Wasserbauern die neue­
sten Brüsseler Agrarbeschlüsse . Doch trotz 
der Absichten der Europäis<;hen Union, Flä­
chen aus der bäuerlichen Uberproduktion 
zu nehmen, hat es drei Jahre gedauert, bis 
z.B. In Orsoyland am Niederrhein im Nor­
den Duisburgs sieben Kilometer Deich 
landeinwärts verlegt und magere 200 Hek­
tar als Rückhalteraum für den Rhein wie­
dergewonnen werden konnten . 
Um knapp 20 Hektar rheinabwärts zur nie­
derländischen Landesgrenze hin wird zur 
Zeit erbittert gerungen. 8000 Quadratkilo­
meter eingedeichter Fläche, oder 800000 
Hektar entlang 260 Stromkilometern 

~ 
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umfaßt das Sanierungsgebiet am Nieder­
rhein. Nur 5740 Hektar davon sind als Pol­
der vorgesehen. Würde man sie wirklich als 
Rückhalteflächen für das Rheinwasser frei­
machen, könnte man auch auf 52 Kilometer 
Banndeichs verzichten, damit auch auf 
deren Erhalt und Pflege und die entspre­
chenden Kosten einsparen. 
Entscheidend für Hochwasser ist aber 
ohnehin nicht die niederrheinische Niede­
rung, die dem Rhein seit Jahrhunderten 
mehr oder weniger großen Auslauf läßt. 
Würde man z.B . die 11000 Hektar große 
Bislicher Insel vor den Toren Xantens fluten 
- nach dem nach wie vor umstrittenen Bau 
eines rheinfernen Deichs - und Altrhein­
arme sowie Baggerlöcher rund 100 Millio­
nen Kubikmeter Rheinwasser aufnehmen 
lassen, könnte man ganze 10 Zentimeter 
von der Scheitelwelle eines Hochwassers 
nehmen. Die Entfesselung des Rheins zwi­
schen Duisburg und Nijmwegen bringt also 
vergleichsweise wenig für den Hochwas­
serschutz. 
Gefordert sind die Bundesländer am Ober­
und Mittelrhein. Sie müssen dem Rhein 
seine alten ökologischen Qualitäten zurück­
geben und damit den Schutz der Menschen 
am Unterlauf sichern. 

Quelle: 
Bonner Generalanzeiger v. 23. 12. 93 

Nachher sind alle schlauer 

Das hausgemachte Unheil 

Begradigte Bäche und kein Über­
schwemmungsraum 
Die anhaltenden Niederschläge der zurück­
liegenden Tage - vielfach binnen 48 Stun­
den das Vierfache der durchschnittlichen 
monatlichen Niederschlagsmenge - sind 
nicht allein der Grund, warum es allenthal­
ben zu schweren Überschwemmungs­
schäden kam. Bausünden der Vergangen­
heit - so der Bund für Umwelt und 
Naturschutz - haben einen erheblichen 
Anteil: "Wer es darauf anlegt, den Abfluß 
des Regenwassers mit allen Mitteln zu 
beschleunigen, muß sich über die Folgen 
nicht wundern!" 
In der Tat hat die vielfach kostenaufwen­
dige Begradigung einstmals gemütlich plät­
schernde Bäche in dahinschießende 
Abwasserkanäle verwandelt. In der 
Summe macht das Hunderte von Kilome­
tern aus, wobei die Rückhaltefähigkeit für 
größere Wassermengen völlig verloren 
gegangen ist. Dies gilt in gleichem Maße 

30 NY + %V, 1/1994 

für jene idyllisch-großflächigen Bachauen, 
mit deren Verschwinden nicht nur der 
Storch seine Lebensgrundlage verlor. Die 
Natur rächt sich. 
Da kommt wie in einem Mosaik Baustein 
zu Baustein . Weiträumige Flurbereinigung 
in den Weinbergen mit der Betonierung 
von Wirtschaftswegen ebenso wie die 
totale Versiegelung von Verkehrsflächen, 
für die Verbundsteine eine viel bessere 
Lösung darstellen. Allenthalben schießt 
das vom Himmel kommende Wasser zu Tal 
oder in den nächsten Abfluß der Kanalisa­
tion. Die aber faßt die in kürzester Frist 
anfallenden Wassermengen sowenig wie 
Kläranlagen, Flüsse und Bäche. Weil es völ­
lig unmöglich ist, eine Kanalisation auf den 
größten denkbaren Niederschlag auszule­
gen - die entstehenden Kosten würden 
sich in horrenden Abwassergebühren für 
die Bürger niederschlagen. So aber drängt, 
wenn der Kanal voll ist, das Wasser in den 
nächstgelegenen Keller. 
Der schnelle Abfluß von Regenwasser, 
dessen Chancen, im Boden zu versickern 
immer geringer werden, hat neben den 
Schäden bei Überschwemmungen eine 
weitere schwerwiegende Folge : Längst 
läßt im pfälzischen Teil der oberrheinischen 
Tiefebene der Bestand an Grundwasser 
eine intensiv betriebene Landwirtschaft 
nicht mehr zu. Das Wasser, das zuvor durch 
betonierte Kanäle davongeschossen ist, 
muß mit Beregnungsanlagen wieder her­
angeschafft werden. 
Überflüssig ist da der Katzenjammer einer 
Politik, die nach Rückhalteräumen schreit, 
wenn das Kind längst in den Brunnen gefal­
len ist. Zuletzt 1989 hatte sich der Mainzer 
Landtag einem Antrag der Grünen ange­
schlossen, in dem die Ausweisung von 
Uberschwemmungsgebieten gefordert 
wird . 
Nichts aber ist nach einer alten Lebenser­
fahrung so schlimm, daß man ihm nicht 
auch eine gute Seite abgewinnen könnte. 
Gestern berichtet die Gesellschaft für geo­
wissenschaftliche Risikoforschung, in der 
Pfalz für die Immissionsmessung zustän­
dig: Die hohen Niederschlagswerte führten 
zu einer "Grundreinigung der unteren At­
mosphärenschichten". Die Folge waren 
extrem niedrige Immissionskonzentratio­
nen. (gekürzt) 

Quelle: Die Rheinpfalz, Ludwigshafen vom 
23. 12.1993 

RHEINLAND-PFALZ: Erste Entscheidun­
gen zum Hochwasserschutz - von der 
Reaktion zur Prävention 

Maßnahmenpaketgegen 
Hochwasser genannt 

Raumordnungsverfahren für 
Po lder eingeleitet - Land wil l auf 
800 Kilometern Gewässerlänge 
Auen freihalten 
MAINZ. Das Raumordnungsverfahren für 
die Hochwasserrückhaltungen bei Neupotz 
(Kreis GermersheimJ, Mechtersheim und 
Waldsee (beide Kreis LudwigshafenJ ist 
gestern eingeleitet worden. Dort sollen 25 
der insgesamt 44 Millionen Kubikmeter 
Rückhalteraum geschaffen werden, die 
nach internationalen Verträgen in Rhein­
land-Pfalz angelegt werden müssen. 

Das teilte Umweltministerin Klaudia Mar­
tini gestern in Mainz mit. Die Raumord­
nungsunterlagen für weitere zehn Millio­
nen Kubikmeter an drei Standorten in 
Rheinhessen seien in Vorbereitung. Martini 
verwies auf "erhebliche Widerstände vor 
Ort" bei den besagten sechs Standortent­
scheidungen für Polder, die sie in den ver­
gangenen beiden Jahren gefällt habe. Sie 
appellierte an alle Anlieger geplanter Pol­
der, "Gemeinwohl vor Einzelinteressen" 
gehen zu lassen. Das jüngste Hochwasser 
habe ihre Einschätzung der Hochwasserge­
fährdung in Rheinland-Pfalz überdeutlich 
bestätigt. Martini räumte ein, daß unge­
steuerte Polder, also die Rückverlegung 
von Deichen, ökologisch besser als gesteu­
erte wären, doch sei dafür der Flächenbe­
darf etwa viermal höher. Dies sei nicht 
durchsetzbar gewesen. Nach Martinis Ein­
schätzung reicht der Bau von Poldern nicht 
aus, um die Hochwassergefahr in Rhein­
land-Pfalz wirksam zu verhindern. Vielmehr 
müsse mit vielfältigen Maßnahmen auf die 
zahlreichen Faktoren eingewirkt werden, 
die zur Hochwasserentstehung beitragen. 
Außerdem will Rheinland-Pfalz an 800 Kilo­
metern Gewässerlänge gesetzliche Über­
schwemmungsgebiete festsetzen. Da­
durch sollen laut Martini die noch 
vorhandenen natürlichen Überflutungsflä­
chen gegen Veränderungen geschützt wer­
den. 

Kosten für den Hochwasserschutz 

Polder: 
300 Millionen Mark in zehn Jahren. 

Deichausbau und Erhöhung: 
300 Millionen Mark in 15 Jahren. 
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Deicherhöhungen 

Erst nach dem Bau der Rückhalteräume am 
Oberrhein könnten auch die Deiche an die 
Deichhöhen der gegenüberliegenden Län­
der Baden-Württemberg und Hessen ange­
paßt werden, sagte die Umweltministerin . 
Eine Erhöhung vor dem Bau von Poldern 
gefährdet dagegen sämtliche Unterlieger, 
Insbesondere im engen MitteirheIntal, wo 
dann die Hochwasserscheitel sehr viel 
hÖher auflaufen würden als bisher schon. 

Renaturierung von Bächen 

Laut Martini fördert das Land die Renaturie­
rung von Bächen und Flüssen und den Kauf 
von Uferrandstreifen. Dafür stünden jähr­
lich drei bis vier Millionen Mark bereit. Au­
ßerdem seien 79 Projekte zum Rückbau 
von 78 Kilometern Gewässern in Planung 
und Umsetzung. Schwerpunkte sind die 
Vorderpfalz mit Maßnahmen an Eisbach, 
Eckbach und Isenach, aber auch die Süd­
pfalz mit Queich, Erlenbach und Otterbach. 

Landbewirtschaftung 
Durch das gemeinsame Progr~mm von 
Umwelt- und Landwirtschaftsmlnlstenum 

Förderung einer umweltschonenden 
Landbewirtschaftung ", verstärkte Auffor­
stung und 20jährige AckerstiHegungen 
werde die Wasseraufnahmefahlgk8lt des 
Bodens verbessert, sagte Martini. 

Regenwasser soll versickern 

Die weitere Versiegelung von Flächen 
müsse eingeschränkt werden, nicht-ver­
schmutztes Regenwasser dürfe nicht mehr 
in die Kanalisation geleitet werden. Martini 
verwies in diesem Zusammenhang auf die 
Umstellung der Förderrichtlinien für den 
Bau von Abwasseranlagen, wodurch nur 
noch die Ableitung von Schmutzwasser 
gefördert werde. Mit der Bauleitplanung 
könne ein Ausgleich für unvermeidbare Ein­
griffe in die Natur geschaffen werden, zum 
Beispiel durch Anlage von Feuchtbiotopen. 

Beispiel Ludwigshafen 

Ludwigshafens Oberbürgermeister Wol.f­
gang Schulte appellierte an die Solld~~ltat 
der Rheinanlieger. Zwar habe die Stadt uber 
zehn Millionen Mark für den Ho.chwasser­
schutz ausgegeben, doch eine SIcherheIts­
reserve bei der Deichhöhe sei nur zu halten, 
wenn die Polder gebaut würden . Aber auch 
ein Städtisches Siedlungsgebiet könne 
einen Beitrag für den Hochwass~rschutz 
der Unterlieger leisten. In Ludwlgshafen 
würden daher in Neubaugebieten Verslk­
kerungsmulden für Niederschläge ange­
legt. 

Quelle: Die Rheinpfalz, Ludwigshafen vom 
15. 1. 1994 • 

BUCHBESPRECHUNG 
WASSERSICHERSTELLUNGS­
GESETZ, BAND 2 
Leitfaden für den Praktiker und Erläuterung 
der Durchführungsvorschriften; begründet 
von Ministerialrat a. D. Dr. Horst Roeber t 
Bearbeitet von Direktor Bauassessor 
Dipl.-Ing. Wolfram Such und Oberamtsrat 
Rolf Keil, Bundesministerium des Innern. 
26. Ergänzungslieferung. 
Rechtsstand : 1. August 1993, derzeit 1482 
Seiten, DIN A5, 2 Loseblattordner, 
Preis DM 295,-
Das Werk behandelt die mit der Wasser­
sicherstellung und ihren Nachbargebieten 
zusammenhängenden rechtlichen und 
technischen Fragen sowie Verfahrens- und 
Zuständigkeitsregelungen. 
Der Leitfaden für den Praktiker bietet den 
mit der Planung, Organisation und Durch­
führung von Maßnahmen zur SichersteI­
lung der Trinkwasserversorgung bei Not­
ständen und der Trinkwasser-Notversor­
gung im Spannungs- und Verteidigungsfall 
nach dem Wassersicherstellungsgesetz 
befaßten wasserwirtschaftlichen Dienst­
stellen, Wasserversorgungsunternehmen, 
Verbänden, Ingenieurbüros, Behörden 
sowie Organisationen des Katastrophen­
und Zivilschutzes umfassende Information 
und fachliche Unterstützung. 
Die vorliegende 26. Ergänzungslieferung 
berücksichtigt eine Reihe von Aktualisie­
rungen, Änderungen, Ergänzungen und 
Neufassungen des Wassersicherstellungs­
gesetzes (WasSG) und der vom Bundesmi­
nisterium des Innern zu seinem Vollzug auf 
dem Gebiet der Trinkwasser-Notversor­
gung eingeführten Bestimmungen. So 
wurden im Regelwerk für Maßnahmen zur 
Sicherstellung der Trinkwasser-Notversor­
gung (RW WasSG) der 10. Teil, die Anwei­
sungen für die Wartung von Trinkwasser­
Notbrunnen, neu gefaßt. 
Einen weiteren Schwerpunkt der Lieferung 
bilden Änderungen der Bestimmungen des 
Bundes zur Ausführung des Wassersicher­
stellungsgesetzes (WasSG AB). Hier erfuh­
ren der Abschnitt 1 (Konzeption/Grundsatz­
fragen) und der Anhang Ergänzungen, die 
sich aus der Durchführung von Maßnah­
men zur Trinkwasser-Notversorgung in den 
5 neuen Bundesländern bei der Inanspruch­
nahme bundeseigener Grundstücke und 
bei Anlagen der unabhängigen Löschwas­
serversorgung ergeben. Ebenfalls wurden 
Änderungen bezüglich der Ausführung von 
Trinkwasser-Notbrunnen mit größerer 
Bohrtiefe und bei der Ausstattung von Anla­
gen der Streitkräfte zur Trinkwasser-Not­
versorgung eingefügt. .. 
Weiterhin wurden die Ubersicht über die 
vom Bund für wasserwirtschaftliche Vor­
sorgemaßnahmen bisher bereitgestellten 
und geleisteten Ausgaben, die Bezeichnun­
gen und Anschriften der für die Wasser­
wirtschaft zuständigen Obersten Landes­
behörden sowie für den Vollzug von 
Maßnahmen zur Trinkwasser-Notversor­
gung nach § 26 WasSG zuständigen Lan­
desbehörden aktualisiert. Damit befindet 
sich das Werk wieder auf dem neuesten 
Stand. • 
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DIE SCHUTZFUNKTION DES BODENS 
BEI DER TRINKWASSERGEWINNUNG 

Klaus Haberer, Wiesbaden 

(Vortrag an läßlich der 42 . Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern 
in Bad Dürkheim vom 20.-22 . Mai 1993) 

Einleitung 
Trinkwasser wird seit den Anfängen der 
zentralen Trinkwasserversorgung bevor­
zugt aus dem Untergrund gewonnen. Dies 
ist verständlich: ist doch das Grundwasser 
durch die Bodenüberdeckung von äußeren 
Einflüssen weitgehend geschützt. Daß die­
ser Schutz aber nicht so generell wirksam 
ist, wie man früher dachte, zeigen zahlrei­
che Verunreinigungsfälle des Grundwas­
sers, die in den letzten Jahrzehnten und 
besonders häufig in neuerer Zeit nachge­
wiesen wurden. Der Untergrund ist doch 
zahlreichen anthropogenen Verunreinigun­
gen ausgesetzt, die, wie sich zeigte, unter 
ungünstigen Umständen bis in das Grund­
wasser vordringen können. Ob dies tat­
sächlich der Fall ist. hängt von zahlreichen 
stoff- und bodenspezifischen Faktoren ab, 
verständlicherweise von der Menge und 
Beschaffenheit, den physikalischen und 
chemischen Eigenschaften der Stoffe und 
deren Ausbringungsart sowie von der 
Beschaffenheit und den Eigenschaften des 
Bodens (Tab. 1) 

Tab. 1: Faktoren, die das Verhalten von 
Umweltchemikalien im Boden bestimmen. 

Die Wechselwirkung zwischen Schad­
stoffen und Bodenmatrix wird beein­
flußt durch: 

• die physikalischen und chemischen 
Eigenschaften der betreffenden 
Stoffe, wie 
- ihr Oxidationszustand, 
- ihre Bindungsform (ional, kolloidal 

oder an Aerosole gebunden). 
- ihr Austausch- und Adsorptions­

verhalten an Oberflächen und 
- ihre Verbreitung, 

• die Beschaffenheit des Bodens, 
insbesondere seinem Gehalt an 
- austauschfähigen Gruppen (Aus­

tauschkapazität des Bodens). 
- organischen Substanzen, 

z. B. Huminstoffen, und 
- anorganischen austauschfähigen 

Bodenbestandteilen 
z. B. Tonminerale und 

• die Eigenschaften des Bodens, wie 
- Korngrößenverteilung (Textur) und 
- Bodengefüge (Struktur), also die 

räumliche Anordnung der minera­
lischen Bestandteile des Bodens. 

(Textur und Struktur bestimmen die 
Porengröße und Porenverteilung 
und damit besonders die Wasser­
leitfähigkeit.) 
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Diese Faktoren können sich sehr komplex 
auswirken, und es ist daher nur schwer 
möglich, die Grundwassergefährdung 
alleine aus der Kenntnis der Eigenschaften 
der Stoffe und des Bodens vorherzusagen. 
Daher ist man auf Laboratoriumsversuche 
oder Feldbeobachtungen angewiesen. 
Umfassende Erkenntnisse über das Verhal­
ten von Stoffen im Untergrund wurden in 
der Vergangenheit anhand zahlreicher ver­
unreinigender Stoffgruppen gewonnen 
und eingehend beschrieben. Die Liste sol­
cher potentiell verunreinigenden Stoffe 
oder Stoffgruppen, die im Grundwasser 
schon nachgewiesen und beschrieben 
wurden, ist sehr lang (Tab. 2). 

Tab. 2: Liste der wichtigsten im Untergrund 
auftretenden Schadstoffe. 

Anorganische und radioaktive Stoffe 
- Anorganische Agrochemikalien 
- Spurenelemente 
- Radionuklide 

Organische Schadstoffe: 
- Kohlenwasserstoffe 
- leichtflüchtige Lösungsmittel 
- schwerflüchtige Chlorverbindungen 
- Phenole 
- polyzyklische Aromaten 
- organische Stickstoffverbindungen 
- organische Schwefelverbindungen 
- Komplexbildner 
- Pestizide 

- Eine der für die Wasserversorgung aus 
Grundwasser am frühesten entdeckten 
und untersuchten Gefahren war die Ver­
unreinigung mit Mineralöl z. B. aus den 
zahlreichen, besonders nach dem Zwei­
ten Weltkrieg im gewerblich und privaten 
Bereich angelegten Heizöltanks. 

- Vielerorts wurden im Lauf der zurücklie­
genden Jahrzehnte unangenehme Erfah­
rungen mit Stoffeinträgen in den Unter­
grund aus Mülldeponien, Industriealt­
lasten, undichter Kanalisation und nach 
Transportunfällen gemacht (Abb. 1). 

- Das Eindringen von Agrochemikalien, 
also Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, 
in den Untergrund bis in das Grundwas­
ser wurde in den zurückliegenden Jahren 
weltweit beobachtet und verfolgt. 

- Viele Erkenntnisse über das Verhalten 
von Metallionen wurden mit Radionukli­
den gewonnen, die mit den langanhal­
tenden radioaktiven Niederschlägen 
während und nach den großen Kernwaf­
fentestserien vor 30 Jahren und erneut 

nach dem kurzzeitigen aber recht intensi­
ven Fallout aus dem Tschernobylunfall 
auf die Erdoberfläche gelangten. 

- Umfangreiche Erfahrungen über das Ver­
halten von grundwasserverunreinigen­
den Stoffen im Untergrund liegen auch 
aus langjährigen Untersuchungen über 
die Vorgänge bei der Wassergewinnung 
durch Uferfiltration und künstliche 
Grundwasseranreicherung vor. 

Betrachtet man diese Vorgänge, so ist 
schon die Zufuhrart dieser Schadstoffe 
unterschiedlich: Bei den Radionukliden und 
Agrochemikalien handelt es sich um einen 
großflächigen Auftrag auf die Erdoberflä­
che und den in unserer Region meist vorlie­
genden Bewuchs; dagegen erfolgt die 
Zufuhr der Verunreinigungen bei Mineralöl, 
aus Mülldeponien und Industriealtlasten 
direkt in den Untergrund. Auch bei der Ufer­
filtration und der künstlichen Grundwasser­
anreicherung werden die oberen Boden­
schichten in der Regel umgangen. 
Die interessierenden Schadstoffe gelan­
gen als echte oder kolloidale wässrige 
Lösung oder auch suspendiert in das 
Grundwasser und werden dann in diesem 
weitertransportiert, gegebenenfalls in 
Richtung auf eine Trinkwassergewinnungs­
anlage - einen Brunnen, eine Sickergalerie 
oder auch eine gefaßte Quelle. Will man die 
Gefährdung des daraus gewonnenen Trink­
wassers abschätzen, so muß man die 
Transportvorgänge kennen, und zwar 
sowohl 
- die Bewegung des Wassers im Unter­

grund als auch 
- den Transport der Schadstoffe im Ver­

hältnis zu dieser Wasserbewegung. 

Untergrundbereiche 

Der Untergrund kann in drei Bereiche ein­
geteilt werden, in denen der Wassertrans­
port und der Transport gelöster Substanzen 
sehr unterschiedlich verläuft (Abb. 2). näm­
lich in 
1. Die sorptionsstarke Bodenschicht, in die 

auf der Bodenfläche abgelagerte Stoffe 
mehr oder weniger gut eindringen kön­
nen, 

2. die ungesättigte Bodenzone, in der die 
Wasserbewegung hauptsächlich der 
Schwerkraft folgend vertikal verläuft 
und 

- der gesättigte Grundwasserbereich, in 
dem die Stofftransportvorgänge durch 
den Grundwasserstrom beherrscht wer­
~n. ~ 
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Abb. 1: Boden, Unterboden, Aquifer-Kontaminationsquellen und -wege, nach 
Langgut & Toussaint 1991. 

1. Emmissionsquelle 8. Lager mit organischen Problemstoffen, 
2. Oberflächen wasser z. B. chlorierte Kohlenwasserstoffe 
3. Versorgungsbrunnen 9. Verkehrswege (Gleise und Straßen) 
4. Grundwasserpegel 10. Verschmutzung in flüssiger Phase 
5. Mülldeponie, Altlast 11. Freie Grundwasseroberfläche 
6. Ackerbaulich genutzte 12. Hahwasser 

Flächen 13. Gesättigte Zone 
7. Leck in der Kanalisation 14. Halbdurchlässige Gesteinsschicht 

B~sonders wichtig sind die Transportvor­
gange in der ungesättigten und der gesät­
tigten Bodenzone. während das Verhalten 
der Substanzen in der bearbeiteten und 
auch bewachsenen obersten Bodenschicht 
sehr vielfältig sein und daher kaum quanti­
tativ erfaßt werden kann. Diese drei Pha­
sen sollen zunächst kurz beschrieben wer­
den. 

Der Eintrag in den Boden 

he nd vertikal. Da das Wasser zuerst aus 
den größten Poren abfließt, die ja einen 
wesentlichen Anteil an derWasserleitfähig­
keit eines Sediments habe, nimmt diese 
mit zunehmend geringerer Wassersätti­
gung ab. Das hat zur Folge, daß die Durch­
lässigkeit in der ungesättigten Zone vom 
Grad der Wassersättigung abhängt und daß 
der Stoff transport daher wesentlich langsa­
mer (Größenordnung von 1 m/Jahr) erfolgt 
als im Grundwasserbereich (Größenord­
nung von 1 m!Tag). Die enthaltenen Inhalts­
stoffe haben intensiven Kontakt mit der 
festen Phase. 
b) Im gesättigten Bereich fließt das Grund­
wasser mehr in horizontaler Richtung. 

oberirdische Gewisser 

Die Trennung zwischen ungesättigter und 
gesättigter Zone liegt bei der Grundwasser­
oberfläche. Das ist eine fiktive Fläche, ent­
lang welcher der hydrostatische Druck 
gleich dem Luftdruck ist. Sie verläuft bei 
Porengrundwasserleitern in dem über dem 
Grundwasser befindlichen Kapillarsaum, in 
den das Grundwasser durch Kapillarkräfte 
hinaufgezogen wird und der an der Grund­
wasserbewegung verzögert teilnimmt. Der 
Pegelstand in Brunnen entspricht im 
wesentlichen dieser Grundwasseroberflä­
che. 
Die Wasserbewegung ist von der Durchläs­
sigkeit des Untergrunds, der sogenannten 
Wasserleitfähigkeit. und vom Gefälle der 
Grundwasseroberfläche abhängig. Der 
Durchlässigkeitswert hängt wesentlich 
vom nutzbaren Porenvolumen ab, in dem 
die schnelleren Transportvorgänge ablau­
fen. 

Der Stofftransport durch die 
ungesättigte Zone 

Die Eigenschaften eines Bodens beeinflus­
sen das Verhalten von Chemikalien ganz 
erheblich, insbesondere die Anteile an or­
ganischer Substanz, Tonmineralen und 
Eisenoxiden . Diese Bodeninhaltsstoffe bie­
ten Adsorptionsplätze vor allem durch ihre 
große spezifische Oberfläche : die Sand­
fraktion hat weniger als 0,1 m2/g, die 
Schlufffraktion besitzt zwischen 0,1 und 
1 m2/g und die Tonfraktion hat zwischen 5 
und 100 m2/g spezifische Oberfläche. Drei­
schichttonminerale wie Montmorillonit und 
Vermiculit haben sogar zwischen 600 und 
800 m2/g und die organische Substanz des 
Bodens besitzt zwischen 800 und 
100 m2/g. Hiervon entfallen nur 10 bis 20 % 
auf die äußere Oberfläche. Je größer die 
spezifische Oberfläche ist, um so größer ist 

Die oberste besiedelte Schicht des Bodens 
im engeren Sinne ist in unseren Breiten, 
soweit nicht durch Bebauung (Häuser, Stra­
~en, Plätze) versiegelt, meist von Vegeta­
tionen bewachsen, als Wald, Wiesen und 
landwirtschaftlich genutzte Flächen . Trok­
kene und nasse Depositionen aus der 
Atmosphäre und bewußt aufgebrachte 
Agrochemikalien (Dünge- und Pflanzen­
sChutzmittel) haften zunächst an der Pflan­
zendecke und werden mit Niederschlägen 
ausgewaschen und gegebenenfalls in die 
o~erste Bodenschicht eingetragen. Der 
Eintrag in diese Schicht wird durch Umpflü­
gen (meist in Pflugschartiefen bis zu 
30 cm) und Bewässerung gefördert, durch 
Abernten teilweise verhindert. Hierbei han­
delt es sich um kaum vorausberechenbare, 
v?n der BOdenbearbeitung überlagerte Vor­
gange. 

F~ u.~ 1_--::I"'--"T~~'-;:;;J~--L......L::-'-:-!.....!-.I::wIIr::'"~~-:;b 

Die Wasserbewegung im Untergrund 

Die weitere Wasserbewegung erfolgt in 
ZBwel hydrologisch äußerst differenzierten 

ereichen: 

a) Im ungesättigten Bereich kommt das 
W
k 

asser als Adsorptions-, Kapillar- und Sik­
erwasser vor. Durch diesen Bereich des 
~Iüfteten Untergrunds bewegt sich das 

asser, der Schwerkraft folgend, weitge-

-----:w~sc~=~~---
Kapillar - Slum -- --
r \~ ~ I~ t CGr\ln~".r\ 

w...,­
stand 

Abb. 2: Die drei für den Transport von Schadstoffen wichtigen Bereiche des Unter­
grunds (nach Heath 1988) ~ 
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auch die Sorptionskapazität und damit die 
Aufnahmefähigkeit des Bodens. 
Viele der im Wasser gelösten Schadstoffe, 
wie z. B. anorganische Kationen, treten mit 
der Bodenmatrix in Wechselwirkung und 
wandern daher langsamer als die Wasser­
front. Sie bewegen sich gegenüber der 
Wasserfront meist verzögert, mit Aus­
nahme von Substanzen, die auch als Tracer 
eingesetzt werden, um die Fließgeschwin­
digkeit des Wassers zu messen, wie Tri­
tium das im Wassermolekül eingebaut ist 
oder auch Chlorid. 
Je nach ihren physikalischen und chemi­
schen Eigenschaften (Moleküle, Ionen, Po­
larität, pK-Wert) werden die Stoffe im Ober­
boden und in der ungesättigten Zone 
- mechanisch abfiltriert, 
- an organischen Substanzen, besonders 

Huminsäuren, adsorbiert und von diesen 
komplex gebunden, 

- in die lebe ne Biomasse, also in die Orga­
nismen eingelagert, die in den obersten 
30 cm des Bodens neben Pflanzenwur­
zeln normalerweise einen Anteil von 
etwa 15 %, (also pro Kubikmeter Boden 
etwa 150 kg) ausmachen . Davon sind 
40 % Bakterien (einschließlich Actino­
myceten) und weitere 40 % Pilze, 

- in anorganische Gitterstrukturen von Sili­
katen, Oxiden und Karbonaten von Eisen, 
Mangan und Calcium eingebaut oder 

- bei der Bildung unlöslicher Verbindungen 
im Untergrund mitgefällt. 

Zusätzlich können die Konzentrationen der 
in den Boden gelangten Substanzen dort 
aufgrund ihrer spezifischen physikalischen 
und chemischen Eigenschaften, wie z. B. 
eine hohe Flüchtigkeit oder gute Abbaubar-

Tab. 3: Folgen für Boden und Grundwasser 
in Abhängigkeit von den Eigenschaften or­
ganischer Schadstoffe. 

Eigen-
schaft Vorteil Nachteil 

Gute Geringes Bei Pestizi-
Abbau- Rückstands- den: 
barkeit risiko für Keine Dau-

Boden, und erwirkung, 
Lebensmit- Mehrfachan-
tel wendung 

notwendig 

Gute Besserer Gefahr des 
Was- Abbau durch Eintrags in 
seriös- Mikroorga- das Grund-
lichkeit nismen wasser 

Feste Geringes Langsamer 
Anlage- Risiko des Abbau, 
rung an Eintrags in Anreiche-
Boden- das Grund- rung im 
bestan- wasser Boden 
teile 
(Ad-
sorp-
t ion) 
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Abb. 3: Radioaktives Cäsium und Strontium im ungesättigten Säulenversuch (nach 
Miller & Reitemeier 1963, verändert) . 

keit zu unschädlichen Verbindungen durch 
Mikroorganismen, verringert werden. 
Die Ausbreitung organischer Stoffe wird 
von der Wasserlöslichkeit und Polarität 
stark beeinflußt. Hydrophile Substanzen 
lösen sich sehr gut im Wasser und werden 
mit diesem auch leicht verlagert (Tab. 3) 

Lipophile Substanzen verbinden sich mit 
Vorliebe mit den fettähnlichen organischen 
Bodenbestandteilen und werden daher 
dort festgelegt. Die Sorption oft lipophiler 
organischer Stoffe ist daher in weitem Maß 
von dem Gehalt des Bodenmaterials an 
natürlicher organischer Substanz abhängig. 
Wichtig ist auch die biochemische Abbau­
barkeit der organischen Stoffe. 
Bei anorganischen Stoffen und Radionu­
kliden ist die Austauschaffinität verschie­
dener Ionen mit dem Ionenradius und der 
Ionenladung verknüpft. Mehrwertige Katio­
nen werden fester adsorbiert als einwer­
tige, Anionen finden allgemein weniger 
Adsorptionsplätze im Boden vor, da viele 
Bodenbestandteile eine negative Ladung 
tragen. Der pH-Wert des Bodens und der 
eindringenden Lösung haben einen großen 
Einfluß auf die Sorptionsfähigkeit. Wegen 
der Konkurrenz mit Wasserstoffionen 
nimmt die Sorption vieler Kationen mit 
zunehmender Versauerung der Böden 
(Erhöhung der Protonen konzentration) ab. 
Fremdionen führen zu Verdrängungseffek­
ten. 
Wegen der verminderten Wasserleitfähig­
keit im ungesättigten Zustand durch Ent­
wässerung der sehr leitfähigen großen 
Poren bewegt sich das Wasser im gesam­
ten ungesättigten Bereich nur langsam 
nach unten, je nach Beschaffenheit und 
Körnung des Bodens mit Sickergeschwin­
digkeiten zwischen weniger als einem 
Meter bis zu einigen Metern pro Jahr. 

Untersuchungsmethodik 

Wegen der großen Zahl von Einflußgrößen 
ist die Wanderungsgeschwindigkeit der 
einzelnen Schadstoffe je nach Bodenart 
und Schadstoff sehr unterschiedlich. Sie 
wird als Verzögerungs- oder Retardierungs­
faktor angegeben, bezogen auf die 
Abstandsgeschwindigkeit der Wasser­
front. Obwohl sich einige Parameter, wie 
das Sorptionsverhalten einer Boden-Wirk­
stoff-Kombination charakterisieren lassen, 
ist es nicht mögl ich, die tatsächliche Wan­
derungsgeschwindigkeit rein rechnerisch 
zu bestimmen. Das Verhalten von Schad­
stoffen im Boden wird daher meist experi­
mentiell ermittelt: 
- In Schüttelversuchen wird die Sorption 

durch eine bekannte Menge Boden 
gemessen. Aus dem Massenverhältnis 
je Gramm Boden und je Milliliter Boden­
lösung läßt sich der Verteilungskoeffi­
zient ermitteln und daraus Retardie­
rungsfaktoren berechnen . Die Sorptions­
kinetik bleibt hierbei allerdings 
unberücksichtigt. 

- Mit Säulenversuchen läßt sich das Aus­
breitungsverhalten wirklichkeitsnah er­
mitteln, wenn das interessierende 
Bodenmaterial in seiner natürlichen 
Struktur als sogenannter Bodenmonolith 
eingebracht wurde. Wegen der geringen 
Wanderungsgeschwindigkeit dauern 
Säulenversuche unter ungesättigten Be­
dingungen bei naturgetreuer Beregnung 
jedoch viele Monate oder sogar mehrere 
Jahre. Durch Zirkulationsverfahren unter 
gesättigten Bedingungen kann die Ver­
suchsdauer wesentlich verkürzt werden. 

- Am aussagekräftigsten sind zweifellos 
Felduntersuchungen, wobei Bodenpro­
ben aus verschiedenen Tiefen entnom­

~ 
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Abb. 4: Verhalten von Mineralöl (a) und leichtflüchtigen chlorierten Kohlenwasserstoffen (LCKW, b) im Untergrund (nach 
Schwille 1981). 

men und auf die Schadstoffe untersucht 
Werden. Hiermit können über die Ein­
dringtiefen letztlich auch die Wande­
rungsgeschwindigkeiten ermittelt wer­
den. 

Fallbeispiele 

Drei Fallbeispiele, zu den radioaktiven 
Kationen Cäsium und Strontium, zu Verun­
reinigungen durch Öl und chlorierte Kohlen­
Wasserstoffe und anhand von verschiede­
nen Pflanzenschutzmitteln, sollen dies 
verdeutlichen : 

1. Fallbeispiel : Radionuklide 
An Säulenversuchen zur Verlagerung von 
Strontium und Cäsium unter ungesättigten 
Bedingungen (Abb. 3) wird deutlich, daß 
Strontium (links) unter sonst gleichen Be­
dl.ngungen stark verlagert wird, während 
Caslum (rechts) weitgehend in den ober­
sten Bodenschichten verbleibt (spezifische 
Adsorption, passen genau in die Zwischen­
gitterplätze der Dreischichttonminerale), 
denn nach einer Beregnung von 420 mm, 
was ungefähr einer Jahresmenge ent­
SPrtcht, ist Strontium bis in 14 cm Tiefe ein­
gedrungen, während Cäsium in den ober­
sten 5 cm verblieb. 

2. Fallbeispiel : Mineralöl und Chlorkohlen­
Wasserstoffe 
Das nächste Beispiel (Abb. 4a und b) zeigt 
dKas Verhalten von Mineralöl und chlorierten 
ohlenwasserstoffen, die sich sowohl als 

~eschlossene Phase als auch in .. gelöster 
?rm Im Untergrund bewegen. 01 (a) ist 

zaher und leichter als Wasser und dringt als 
~'Cht benetzende Flüssigkeit nur in den 
I robporen in den Untergrund ein . Da es 
~,chter als Wasser ist, schwimmt es an der 

rundwasseroberfläche auf während 
seine löslichen Anteile sich mit' dem Grund­
Wasserstrom bewegen. Leichtflüchtige 
c~lonerte Kohlenwasserstoffe (b) sind 
dunnflüssiger und schwerer als Wasser 
und genau wie Öl im Untergrund nicht 
~enetzend. Daher dringen sie schneller als 

as Sickerwasser in den Untergrund ein 
und sinken dann auf die Basis des Grund~ 

wasserleiters ab, wo sie sich in Senken 
sammeln können. Auch die gelösten 
Anteile der CKW werden mit dem Grund­
wasserstrom abhängig von Durchlässigkeit 
des Aquifers transportiert. 
3. Fallbeispiel: Pflanzenschutzmittel 
Säulenversuche mit verschiedenen Pflan­
zenschutzmitteln wurden am ESWE-Insti­
tut durchgeführt. Die Abb. 5 zeigt die Wirk­
stoffkonzentration über den Querschnitt 
einer Bodensäule, die unter anderem mit 
dem Triazin Terbuthylazin beschickt wurde. 
Sein Verhalten ähnelt dem von Atrazin, das 
schon häufig im Grundwasser nachgewie­
sen wurde. Terbuthylazin trat bereits nach 
40 Tagen (Beregnung etwa 4 mm täglich) 
auch im Perkolat auf, daher befindet es sich 
auch in der untersten Bodenschicht; inter­
essanterweise wird der entstehende Meta-

Bodent iefe (cm) 

Sand: -4-0 ~,f }-

Boden: 0-4 
~lo. 

7.0 

4-8 
21.' 

8-12 
28.3 

12-16 
3'.' 

16-20 ~H 

20-24 ~tU. 1 

24-26 ~. ~2.I 

Sockel: 26- 29 ~'tz 

o 

bolit Desethyl-terbuthylazin schneller (der 
Durchbruch erfolgte bereits nach 30 Tagen) 
und in stärkerem Maße verlagert als die 
Muttersubstanz. Diese beiden Verbindun­
gen sind daher als grundwassergefährdend 
einzustufen . Die beiden anderen unter­
suchten Substanzen Parthion-ethyl und 
Penconazol verbleiben in den obersten 
Schichten und werden dort auch sehr 
schnell abgebaut. 

Die Ausbreitung mit dem Grundwasser 

Schadstoffe können entweder durch die 
vertikale Perkolation von Niederschlags­
wasser durch die ungesättigte Zone oder 
auch durch direkte Injektion, beispielswei­
se bei der Uferfiltration oder der künstli­
chen Grundwasseranreicherung, in das 

'22 .0 

-
121 .3 

U . O 

" .3 
71.3 

IR Parathion-ethyl 
1-

l:;f"l '~':i$:.:~ Penconazol 
--Terbuthylaz in - Desethyl-terbu. i_ 

50 100 150 
i<onz. PBSM (ug/kg TS) 

Abb. 5: Verschiedene Pflanzenschutzmittel im ungesättigten Säulen versuch (nach 
Böttcher et al. 1992). ~ 
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Abb. 6: Durchlässigkeitsbeiwerte von Lockergesteinen (in Haberer 1990). 

Grundwasser gelangen. Der Transport im 
Grundwasser wird von der Grundwasser­
strömung selbst (Konvektion) und von 
Sorptionsvermögen mit dem Gestein stark 
beeinflußt. Durch laufende Sorption und 
Desorption werden auch hier die Schad­
stoffe gegenüber der Grundwasserbewe­
gung je nach den Stoffeigenschaften mehr 
oder weniger stark verzögert. jedoch in viel 
geringerem Ausmaß als im Oberboden. 
Die Abstandsgeschwindigkeit des Grund­
wassers va ist direkt proportional dem 
Durchlässigkeitsbeiwert des Bodens kf und 
dem hydraulischen Gefälle J und umge­
kehrt proportional der nutzbaren Porösität 
des Bodens n. 
Die Durchlässigkeit des Bodens kann je 
nach Bodenart um etwa acht Zehnerpoten­
zen variieren (Abb. 6) . 
Infolge von Inhomogenitäten der Gesteins­
schichten können die Durchlässigkeiten 
jedoch örtlich stark wechseln . Die 
Abstandsgeschwindigkeiten betragen in 
Lockergesteinen. die am häufigsten für die 
Trinkwasserversorgung genutzt werden. 
meist einige cm bis wenige m(Tag. 
Geschwindigkeiten von 10 m/d sind schon 
sehr selten . In klüftigem Fels und beson­
ders in verkarstetem Kalkgestein können 
diese in Extremfällen jedoch bis zu mehrere 
km/d betragen. Eine Vorstellung über die 
mittlere Aufenthaltsdauer des Grundwas­
sers im Aquifer in Abhängikeit von Fließ­
weg gibt Abb. 7. 

verschwinden. Sowohl beim Abbau als 
auch beim radioaktiven Zerfall können 
jedoch andere Produkte - Metabolite bzw. 
Tochterprodukte - entstehen. die ebenfalls 
Schadwirkungen aufweisen . 
Durch diese vielfältigen Sorptions- und 
Abbauprozesse und weitere im Untergrund 
ablaufenden Reaktionen hat die Unter­
grundpassage schon eine stark ausge­
prägte reinigende Wirkung auf das durch­
fließende Wasser (Abb. 7). Gegenüber 
vielen Umweltbelastungen besitzt der 
Untergrund demnach eine ausgezeichnete 
Schutzfunktion. die besonders bei den flä­
chenhaft auf die oberste belebte und sorp­
tionsstarke Bodenzone auftreffenden 
Schadstoffen wirksam ist. Ist eine Verunrei­
nigung jedoch erst bis zum Grundwasser 
vorgedrungen. so ist die Wassergewin­
nung in jedem Falle gefährdet. weil hier 

Sorptions- und Abbauvorgänge gegenüber 
den oberen Bodenschichten extrem verrin­
gert sind. Deshalb gilt auch in Deutschland 
als wichtiges Prinzip der möglichst weitrei­
chende Schutz des Grundwassers vor Ver­
unreinigungen. 
Auf eine Besonderheit soll noch im Hinblick 
auf die Notwasserbrunnen hingewiesen 
werden (Abb. 9): Diese werden für Notfälle 
angelegt und mit Ausnahme der jährlichen 
Wartungsarbeiten auch nur dann betrie­
ben . 
Ein bei ständig betriebenen Brunnen übli­
cher Absenktrichter der Grundwasserober­
fläche mit einem dem hydrodynamischen 
Gefälle entsprechenden verstärkten Zufluß 
kann sich bei Notbrunnen daher nicht ent­
wickeln. Da sich die Bevölkerung großer 
Städte in Notlagen über diese Brunnen mit 
Trinkwasser versorgen soll. liegen diese 
zum großen Teil inmitten der Städte mit 
ihren oft undichten Kanalisationsnetzen. 
unfallgefährdeten Industrieanlagen und 
Verkehrswegen. Solche Brunnen sind 
schon in Friedenszeiten verschmutzungs­
gefährdet. Durch die Inbetriebnahme im 
Notfall nach längerer Stillstandszeit kön­
nen im Aquifer befindliche Schadstoffe 
beschleunigt zum Brunnen transportiert 
werden und im geförderten Wasser auftre­
ten. auch wenn bei den in mehrjährigen 
Zeitabständen vorgenommenen Kontroll­
untersuchungen nur unwesentliche Schad­
stoffkonzentrationen im Wasser festge­
stellt wurden. 
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Neben Sorptionsvorgängen sorgt in der 
Grundwasserzone auch der biochemische 
Abbau für Konzentrationsverringerungen. 
Angesichts der u. U. sehr langen Aufent­
haltszeiten im Untergrund kann es daher 
vorkommen. daß manche Stoffe gar nicht 
bis zu einer Trinkwasserfassung gelangen 
können . Entsprechendes gilt auch für kurz­
lebige Radionuklide. die während der Auf­
enthaltsdauer durch radioaktiven Zerfall 

Abb. 7: Fließ wege und mittlere Aufenthaltszeiten des Grundwassers im Untergrund 
(nach Heath 1988). ~ 
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Grundwassers. - Gebrüder Bomträger; Berlin, Stutt­
gart. 

(Eingang des Manuskripts: 25. 70. 7993) 

Prof. Dr. Klaus Haberer ist Direktor des 
ESWE-Instituts für Wasserforschung und 
Wassertechnik GmbH in Wiesbaden. 
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WASSERMANGEL IST 
WELTWEIT IMMER 
DRÄNGENDERES PROBLEM 
Von Los Angeles über Riad bis Peking wird 
es für die Menschen immer schwieriger, 
den Bedarf an Trinkwasser zu decken. 
Regionen trocknen aus, und die Bevölke­
rungszahlen steigen wesentlich schneller, 
als die Möglichkeiten wachsen, Frischwas­
ser zu beschaffen. Die Trinkwasserversor­
gung der Metropolen wird zunehmend 
schwieriger. Wassermangel wird weltweit 
ein immer größeres Problem. 
Dies geht aus einem Untersuchungsbe­
richt hervor, der jetzt in Washington unter 
dem Titel "Sustaining Water: Population 
and the Future of Renewable Water Supp­
lies" veröffentlicht wurde. Auftraggeber ist 
die unabhängige Organisation Population 
Action International. 
Vorschläge zur Lösung des Problems rei­
chen von der Idee, Eisberge aus der Antark­
tis in bewohnte Zonen zu schleppen und 
abzuschmelzen, über Entsalzungsanlagen 
bis zu internationalen Wasserpipelines. 
Doch all diese Ideen werden nicht helfen, 
den Durst der Menschen zu stillen . "Die 
Verwirklichung der Vorschläge ist einfach 
zu teuer", sagt Bob Engelmann, Koautor 
der Studie. "Der Punkt ist schlicht, daß die 
Bevölkerungszunahme in Ländern, die 
schon jetzt unter Wassermangelleiden, die 
Zuwachsrate der Weltbevölkerung insge­
samt weit übertrifft. " Zur Zeit lebt weltweit 
jeder 15. Mensch in einer Region mit Trink­
wassermangel. Schon im Jahr 2025, so die 
Prognose der Studie, wird jeder dritte 
Mensch betroffen sein. 
Die besten Ressourcen an Süßwasser ste­
hen Island mit 666 667 Kubikmetern pro 
Person und Jahr zur Verfügung. Am 
schlimmsten ist es in Djibouti. Dort stehen 
pro Kopf und Jahr nur 23 Kubikmeter zur 
Verfügung. 19 weitere Staaten leiden mit 
weniger als 1000 Kubikmeter Trinkwasser 

~ 

Abb. 9: Entwicklung eines Absenktrichters und Veränderung der Fließrichtung des Grundwassers bei Betrieb eines Brunnens 
(nach Heath 1988, verändert). 
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pro Person und Jahr bereits jetzt unter aku­
tem Mangel . Dazu gehören Kuwait, Malta, 
Bahrain, Barbados, Singapur sowie weitere 
arabische und afrikanische Staaten . 
Acht Länder sind mit weniger als 1700 
Kubikmeter Frischwasser pro Person und 
Jahr in Bedrängnis . Doch selbst in einigen 
Staaten, in denen es insgesamt genug Süß­
wasser gibt, leiden bestimmte Regionen 
unter dem Wassermangel. So muß etwa in 
Kalifornien, wo es seit Jahren nicht mehr 
ausreichend geregnet hat, das Wasser für 
die Metropolen aus anderen Regionen her­
beitransportiert werden. 
In vielen Fällen wird das Wasser schon in 
naher Zukunft rationiert werden müssen -
wie etwa auf Sizilien zu Lasten der Einhei­
mischen und zugunsten der Touristen . 
Bestimmte Länder werden mehr leiden als 
andere. So haben Großbritannien und der 

DEUTSCHLAND: 
FAST 90 % AN WASSER 
VERBRAUCHT DIE INDUSTRIE 

DW Berlin - Für eine angemessene 
Lebensqualität benötigt der Mensch 80 
Liter Wasser am Tag. Der tägliche Durch­
schnittsverbrauch liegt zwischen 5,4 Litern 
in Madagaskar und mehr als 500 Litern in 

Iran zur Zeit etwa gleiche Bevölkerungszah­
len und eine gleich gute Wasserversor­
gung. Doch im Jahr 2025 wird der Iran pro 
Person nur noch halb soviel Trinkwasser zur 
Verfügung haben wie jetzt. In Großbritan­
nien dagegen wird die verfügbare Menge 
an frischem Wasser pro Person nur um fünf 
Prozent fallen . 
In China haben bereits jetzt 200 größere 
Städte nicht mehr genug Trinkwasser. Der 
Grundwasserspiegel im Raum Peking fällt 
um 90 Zentimeter bis 1,80 Meter pro Jahr. 
Die Behörden suchen jetzt schon in 1000 
Kilometer Entfernung von Peking nach 
neuen Versorgungsquellen . Und vielleicht 
wird Europa Öl aus den arabischen Staaten 
bald nur noch im Tausch gegen Wasser 
bekommen. 

Duelle: DIE WELT vom 72. Nov. 7993 

den USA. In Deutschland ging der Ver­
brauch 1992 trotz eines trockenen Som­
mers zurück: Im Westen um vier auf 189, 
im Osten um 56 auf 200 Liter pro Tag und 
Einwohner. Die öffentlichen Wasserwerke 
versorgen nahezu die gesame Bevölkerung 
mit Trinkwasser. Am Gesamtverbrauch 
haben die privaten Haushalte einen Anteil 
von zwölf Prozent. Die übrigen 88 Prozent 
verbraucht die Industrie. 

Wie Wasser genutzt wird .. 
.,clen 

MexIco 
Aus1raJief1 

ehern. UdSSR. 
.bJJan 

l1lA 
Kanada 

GrofIJrIannfen 
Deuts:h1aOO 

EnIe insg. 
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BUCHBESPRECHUNG 
Gisbert Rodewald 

EXPERIMENTE FÜR DEN 
FEUERWEHRUNTERRICHT 
1993, 227 Seiten, 40 Abbildungen, kart., 
DM 44,-/ÖS 343,-jsFr 45,30 
ISBN 3-17-010276-1 
Verlag W Kohlhammer 
70549 Stuttgart 

Um den vielfältigen Gefahren bei der 
Brandbekämpfung und der technischen Hil­
festellung wirksam zu begegnen, muß die 
Ausbildung der Einsatzkräfte angepaßt und 
intensiviert werden . Das Experiment als 
zentraler Unterrichtsbestandteil dient dazu, 
dieses Ziel zu erreichen . 
Das Buch enthält eine Auswahl von 
bewährten Experimenten zu den Unter­
richtsgebieten Brandlehre, Löschlehre und 
Gefahrenlehre. Es schließt damit eine seit 
Jahrzehnten bestehende Lücke in der Feu­
erwehrliteratur. 
Der allgemeine Teil enthält wichtige Hin­
weise zur Vorbereitung und sicheren 
Durchführung der Versuche. Im Abschnitt 
über Versuchsanleitungen werden allge­
meine Charakteristika der bei Verbrennun­
gen ablaufenden Prozesse dargestellt. 
Die Versuchsbeschreibungen zu den ein­
zelnen Gebieten geben sowohl dem Aus­
bilder in der Feuerwehr oder einer anderen 
Organisation als auch dem Lehrer an zen­
tralen Ausbildungsstätten Anregungen für 
geeignete Experimente . 

Der Autor: 
Dr. Gisbert Rodewald, Diplom-Chemiker, ist 
stellvertretender Leiter und Dozent an der 
Landesfeuerwehrschule Nordrhein-West­
falen . Er verfügt über umfangreiche Erfah­
rungen in der Vorbereitung und Durchfüh­
rung von Experimenten im Unterricht. 

Alfons Rempe/Gisbert Rodewald 

BRANDLEHRE 
4. überarbeitete Auflage 1993, 207 Seiten, 
65 Abbildungen, 48 Tabellen, kart., 
DM 45,-/ÖS 351,-/sFr 46,30 
ISBN 3-17-012573-7 
Verlag W Kohlhammer 
70549 Stuttgart 

.. ... übersichtliche Gliederung gestattet es, 
die teilweise komplizierten sachlichen Zu­
sammenhänge leicht zu erarbeiten. Es han­
delt sich um ein Buch, das für alle Aus­
bildungsstufen der Feuerwehr eine 
Bereicherung ist." 

Florian Hessen 



Hilfe aus dem All 
IDNDR-Workshop z u Satellitenkommunikation und Fernerkundung 
Angesichts wachsender Ausmaße von Naturkatastrophen sollen Satelliten bei der Katastrophenvorbeugung und -hilfe 
eingesetz t werden. Welche Möglichkeiten dabei existieren, hat ein von der Deutschen Agentur für Raumfahrtangele­
genheiten (DARA) GmbH gemeinsam mit der Deutschen Welthungerhilfe im Auftrag des Deutschen IDNDR-Komitees 
organisierter Workshop untersucht, dessen Ergebnisse hier vorgestellt werden. 

IDNDR bedeutet: INTERNATIONAL DECADE FOR NATURAL DISASTERS REDUCTION 
Die Vereinten Nationen haben die 90er Jahre in ihrer Resolution 44/236 vom Dezember 1989 zum Jahrzehnt der 
Katastrophenvorbeugung erklärt und ihre Mitgl ieder aufgefordert, die Ziele der Dekade durch die Arbeit nationaler 
Komitees zu unterstützen . Im Deutschen IDNDR-Komitee arbeiten Politiker, Vertreter der Katastrophen- und Entwick­
lungshilfeorganisationen und Wissenschaftler sowie die Industrie gemeinsam an einem deutschen Beitrag zur UN-De­
kade. 

IDNDR-FACHTAGUNG: KATASTROPHEN­
MANAGEMENT UND SATELLITENNUTZUNG 

HILFE AUS DEM ALL 
Angesichts wachsender 
Ausmaße von Naturkata­
strophen sollen Satelliten 
helfen und vorbeugen 
Eine steigende Zahl von Naturkatastrophen 
stellt die Hilfsorganisationen vor immer 
neue Schwierigkeiten. Immer öfter errei­
chen sie Hilfsgesuche aus den betroffenen 
Regionen und immer öfter ist es gerade die 
Kommunikation mit der Einsatzzentrale in 
Deutschland, die entscheidend ist für eine 
effiziente Koordination dieser internationa­
len Einsätze. 
Nach den Worten Hans-Jürgen Wisch­
newskis, Bundesminister a. D. und Vorsit­
zender des Deutschen Komitees der 
IDNDR, steigen die Ausmaße der durch 
Naturkatastrophen verursachten Schäden 
von Jahr zu Jahr drastisch an. Zwischen 
1960 und 1970 warein volkswirtschaftlicher 
Schaden von 50 Mrd. US-Dollar zu bekla­
gen, zwischen 1980 und 1990 waren es 
bereits 120 Mrd. US-Dollar. In der jüngsten 
Vergangenheit entstanden allein im Jahr 
1992 Schäden in Höhe von mehr als 100 
Mrd. US-Dollar. Angesichts der Tatsache, 
daß im Jahr 2000 mehr als 50 Prozent der 
Weitbevölkerung in den Ballungszentren 
des Pazifischen Beckens leben wird, einer 
Region, in der 80 Prozent aller Naturkata­
strophen stattfinden, müssen weitere 
Anstrengungen für eine wirksame Hilfe 
und Vorbeugung unternommen werden. 
Ziel eines von der Deutschen Agentur für 
Raumfahrtangelegenheiten (DARA) GmbH 
gemeinsam mit der Deutschen Weithun­
gerhilfe im Auftrag des Deutschen IDNDR­
Komitees organisierten Workshops war es 
daher, zu prüfen, wie sich die Satelliten­
technik im Rahmen des Katastrophenma­
nagements besser als bisher nutzen läßt. 
Der Erfahrungsaustausch zwischen Prakti­
kern aus Hilfsorganisationen und den 
Raumfahrtexperten sei, so Wischnewski, 
ein wichtiger Impuls für eine effiziente 
Arbeit im Katastrophenfall. 

Dabei stießen drei Fragen auf das beson­
dere Interesse der Teilnehmer aus Wirt­
schaft, Forschung, Politik und den Hilfsor­
ganisationen. 
1. Wie kann die satellitengestützte 

Kommunikation verbessert werden? 
2. Wie lassen sich die Daten der Erdbe­

obachtungssatelliten für Katastro­
pheneinsätze nutzen? 

3. Wie könnte die satellitengestützte 
Navigation in die Katastrophenhilfe 
eingebunden werden? 

Auf dem Gebiet der Kommunikation vor Ort 
und mit der Einsatszentrale im Heimatland 
helfen bereits heute Kommunikationssatel­
liten, die, wie beim INMARSAT, in von Kata­
strophen betroffenen Regionen, in denen 
die Infrastruktur zusammengebrochen ist, 
mittels tragbarer Satellitenempfangs- und 
Sendeanlagen den dringend notwendigen 
Kontakt zur Außenwelt und zu den Einsatz­
zentralen herstellen. 
Die Vertreter der Hilfsorganisationen, bei 
denen diese Geräte bereits im Einsatz sind, 
beklagten jedoch die hohen Anschaffungs­
kosten für solche Anlagen, die hohen 
Gebühren für die Satellitenkommunikation 
und die derzeit noch sehr hohe Anfälligkeit 
der Geräte gegenüber Temperaturschwan­
kungen und Feuchtigkeit. Auch deren 
hoher Stromverbrauch, der einen Betrieb 
über Akkus nur bergrenzt ermögliche, 
wurde als Schwierigkeit genannt. Generell 
wurden die Möglichkeiten dieser Technik 
allerdings als positiv bewertet. 
Durch eine verbesserte Kommunikation 
mit den Krisenstäben im Heimatland könne 
die Effizienz der Hilfseinsätze beispielswei­
se durch eine genauere Definition des vor 
Ort bestehenden Bedarfs, eine bessere 
Steuerung der Hilfslieferungen oder Anga­
ben zu den benötigten Gerätschaften 
gesteigert werden. 
Die Navigationssysteme GPS und GLO­
NASS ermöglichen es bereits heute, mit­
tels eines faustgroßen Empfängers über 
Satellit jeden Ort auf der Welt exakt bis auf 

30 m zu bestimmen. In unwegsamen oder 
topografisch veränderten Erdbeben- und 
Flutregionen könnte so die lebensretten­
den Hilfsmaßnahmen ohne Zeitverlust an 
Ort und Stelle gebracht werden . Obwohl 
diese Systeme operationeil genutzt wer­
den könnten, werden die so gegebenen 
Navigationsmöglichkeiten bisher noch 
nicht in größerem Umfang durch die Hilfs­
organisationen genutzt. 

Einsatz der Fernerkundung 
Auch die Unterstützung der Einsätze durch 
Daten von Fernerkundungssatelliten spielt 
bisher noch keine große Rolle. Die Möglich­
keiten allerdings, solche Satellitendaten 
nutzbringend einzusetzen, wurden sowohl 
von seiten der Forschung als auch von sei­
ten der Hilfsorganisationen als groß einge­
stuft. 

Prof. Heinz Stoewer, Geschäftsführer 
Raumfahrtnutzung der DARA, demon­
strierte auf der Tagung den "state of the 
art" moderner Satellitentechnik. Heute 
gebe es zahlreiche fortgeschrittene 
Anwendungen für Satelliten-Erdbeobach­
tung, Umweltmonitoring, Kommunikation 
oder Navigation - spezielle" Katastrophen­
systeme " seien aber noch nicht verfügbar. 
Dabei könne die Leistungsfähigkeit moder­
ner Anlagen wertvolle Unterstützung 
geben für die Bewältigung der logistischen 
und analytischen Probleme. 

Die Radarsensoren des Erdbeobachtungs­
satelliten ERS-l können die Schäden in Erd­
bebengebieten sehr genau lokalisieren und 
sogar interpretieren, d. h., nach Art und 
Umfang klassifizieren . Für die Zukunft, so 
Prof. Stoewer, seien besonders im Bereich 
der Beobachtung und Überwachung von 
Katastrophengebieten weitere Fortschritte 
zu erwarten. Durch ein weltweites, lücken­
loses Satellitensystem werde es möglich 
sein, das Katastrophenmanagement nach 
Vulkanausbrüchen, Erdbeben und Flutkata­
strophen besser und genauer zu organisie­
rnn. ~ 
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IDNDR-FACHTAGUNG: 
KATASTROPHEN­

MANAGEMENTUND 
SATELLITENNUTZUNG 

Schwellenängste sind noch 
vorhanden 
Bernd Hoffmann, Generalsekretär der 
Deutschen Welthungerhilfe, signalisierte 
aus der Sicht der möglichen Nutzer die 
Bereitschaft, Chancen und Grenzen eines 
satellitengestützten Katastrophenmanage­
ments genau zu prüfen. Einerseits fehle es 
den Anwendern an den notwendigen Infor­
mationen über die technischen Möglichkei­
ten eines satellitengestützten Manage­
ments, andererseits verhindern zum Teil 
vorhandene Schwellenängste den Zugang 
zu diesen Techniken . 
Schließlich hänge es auch von den Randbe­
dingungen ab, wie sich die Hilfe aus dem All 
vor Ort umsetzen lasse. So könnten z. B. 
Entwicklungsländern zwar die Satellitenda­
ten zur Verfügung gestellt werden, die 
Umsetzung der gewonnen Erkenntnisse, 
die zum Teil die Interessen der örtlichen 
Regierung oder Administration berührten, 
stoße aber mitunter auf Widerstände. 
Der Workshop zeigt. daß die Nutzung von 
Satelliten im Rahmen der Katastrophenvor­
beugung und der Katastrophenhilfe durch­
aus möglich und wünschenswert ist. 
Zunächst allerdings, so die Teilnehmer, 
sollte der konkrete Bedarf auf Seiten der 
Hilfsorganisationen geklärt werden. Es 
bestehe ein erheblicher I nformationsbe­
darf zwischen Satellitentechnikern und 
Hilfsorganisationen, so Bernd Hoffmann. 
Um diesen Informationsaustausch in die 
Wege zu leiten, wurde die Einrichtung 
eines Arbeitskreises "Katastrophenmana­
gement und Satellitennutzung " vereinbart, 
in dem Experten aus Industrie, Forschung 
sowie der Hilfsorganisationen nach Mög­
lichkeiten konkreter Zusammenarbeit 
suchen sollen. Die DARA erklärte sich 
bereit. diese Arbeitsgruppe zu betreuen. 

Ansprechpartner: 
Dr. Hans-Jürgen Mieth 
DARA 
Königswinterer Str. 522-524 
53227 Bonn 
Tel.: 02 28/447-583, Fax: 02 28/447-700 
und 
Bernd Hoffmann 
Deutsche Welthungerhilfe 
Adenauerallee 134 
53113 Bonn 
Tel.: 02 28/22 88-121, Fax: 02 28/22 0710 

Quelle: Ot. IONOR-Komitee, "Naturkata­
strophen", Nr. 5/93 vom 1712.1993, Bonn 
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ERFAHRUNGEN DES 
ARBEITER-SAMERITER-BUNDES 

DEUTSCHLAND MIT DER 
SATELLITENNUTZUNG BEI DER 

KATASTROPHENHILFE 

Alle, die in der Soforthilfe bei Katastrophen 
und Krisen tätig sind, wissen, daß gerade in 
den ersten zwei Wochen nach dem Eintritt 
der Katastrophe ein riesiger Kommunika­
tionsbedarf entsteht. Es sind insbesondere 
ständig aktualisierte Lagefeststellungen, 
Bedarfslisten und vieles mehr zu übermit­
teln. 
Weil dies heute leider noch immer nicht im 
erforderlichen Maß geschieht, konnte z. B. 
anläßlich der Hilfe für die im türkisch-iraki­
schen Grenzgebiet festgehaltenen Kurden 
beobachtet werden, wie ganze Flugzeugla­
dungen von eingelegten Gurken, die nun 
wirklich nicht dem primären Bedarf der 
Flüchtlinge entsprachen, kostbaren Fracht­
raum blockierten, um anschließend vor Ort 
weggeworfen zu werden. Es müssen 
jedoch nicht immer so krasse Fälle sein, die 
eine mangelnde Kommunikation offen­
sichtlich machen: So soll eine große deut­
sche Hilfsorganisation vor kurzem Groß­
zelte als klassisches Hilfsgut in großem 
Umfang zur Unterbringung von Bürger­
kriegsflüchtlingen nach Angola verbracht 
haben, obwohl die Flüchtlinge vor Ort es 
vorzogen, statt in den Großzeiten lieber in 
selbstgebauten Laubhütten mit ihren Fami­
lien zu leben. 
Allein diese Beispiele zeigen, daß eine 
zuverlässige Kommunikation ein unver­
zichtbares Mittel für die zielgerichtete Ver-

Heribert Röhrig, Köln 

wendung der immer unzureichenderen 
Ressourcen der Helfenden ist. 
Mit den örtlichen Kommunikationseinrich­
tungen, also Telefon, Fax, und Telex, ist dies 
jedoch im Regelfall nich möglich. Entweder 
sind die Leitungen durch eine Naturkata­
strophe zerstört, das örtliche Leitungsnetz 
ohnehin so geringfügig ausgebaut, daß es 
in der Regel nicht einmal dem alltäglichen 
Kommunikationsbedarf der örtlichen Bevöl­
kerung, geschweige denn dem umfassen­
den Bedarf der internationalen Katastro­
phenhilfe genügt, oder die vorhandenen 
Kommunikationslinien werden durch politi­
sche Gegner ge- oder zerstört. 
Dies macht eine unabhängige Kommunika­
tion der Hilfskräfte im Not- und Krisenge­
biet erforderlich . 
Eine Hilfsaktion des Arbeiter-Samariter­
Bundes anläßlich des Erdbebens in Mexiko 
im Jahre 1985 war für unsere Organisation 
der Auslöser, sich mit den Möglichkeiten 
der Satelliten nutzung zu Kommunikations­
zwecken in der Katastrophenhilfe zu 
beschäftigen . Damals war eine zuverläs­
sige Verbindung mit den Einsatzkräften in 
Mexiko und der ASB-Zentrale in Köln über 
Kurzwelle nur mit der freundlichen Hilfe 
eines kanadischen Amateurfunkers, der als 
Relaisstation fungierte, möglich. 
Aus den damaligen Erfahrungen wurde uns 
deutlich, daß die Kurzwellentechnik zwar 



eine preiswerte, aber von vielen Unwägbar­
keiten - z. B. Wetterlage, geografische 
Lage usw. - abhängige und damit letztlich 
unzuverlässige Kommunikationsform bie­
tet. 
Auf der Suche nach einer Alternative stie­
ßen wir damals auf die ersten landmobilen 
Geräte des INMARSAT-Systems1. Diese 
Sogenannten Standard-A-Geräte (Sat­
Com-A) waren noch in zwei überseekoffer­
großen Kisten zu transportieren und noch 
niCht von ungeschultem Personal bedien­
bar. Sie boten jedoch eine äußerst zuverläs­
sige Kommunikation zu jedem Telefon-/Fax­
und Telexanschluß in der Welt. 
Ihren ersten realen Einsatz erfuhr unsere 
SATCOM-A-Anlage um die Jahreswende 
1988/89 bei der Erdbebenhilfe in Armenien. 
Hier zeigte sich, daß der ASB zwar die ein­
zige deutsche Hilfsorganisation vor Ort war, 
die eine Satelliten-Kommunikations-Anlage 

Inmarsat '01 Telekom 
~.~-

Das System (Standard-A und C) 

Daten 

" 

,~ 
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betrieb, einige englische und französische 
Organisationen jedoch ebenfalls solche 
Anlagen in Betrieb hatten. Selbst die russi­
sche Armee betrieb mehrere Satelliten­
Kommunikations-Anlagen über ihre Sput­
nik-Satelliten. Allerdings waren diese 
Geräte nur auf Schwertransportern zu 
bewegen. 
Die positive Erkenntnis aus diesem Einsatz, 
der durch den Aufbau eines Krankenhauses 
bis in den Herbst 1989 fortgeführt wurde, 
war eine entscheidend verbesserte Nach­
schublenkung, die aufgrund der zeitnahen 
Kenntnis der aktuellen örtlichen Situation 
im Krisengebiet seitens der Bundesge­
schäftssteIle des ASB möglich war. 
Dieser Einsatz zeigte aber auch bereits die 
Grenzen der derzeitigen Satelliten-Nut­
zung. Obwohl die Geräte während des Dau­
ereinsatzes regen- und windgeschützt 
installiert waren, setzten die extremen 
Stromschwankungen in der armenischen 
Stromversorgung sowie die extremen Kli­
maunterschiede zwischen Winter und 
Sommer das Gerät (trotz einer vom Herstel­
ler propagierten absoluten Wasserdichtig­
keit des Gerätes) durch einen Sickerwas­
sereinbruch nach zehn Monaten außer 
Funktion . Eine Akku-Versorgung des Gerä­
tes war damals nicht möglich, da das Gerät 
ausschließlich mit Wechselstrom versorgt 
werden mußte. 
Die nächste Geräte-Generation der SAT­
COM-A-Anlagen hat zwar nur noch die 

, INMARSAT ist als "International Maritim Satellite 
Organisation" 1979 gegründet worden. Ursprüngli­
che Zielsetzung: Verbesserung der Kommunikation, 
ErriChtung eines Not-, Sicherheits- und Rettungssy­
stems für die Schiffahrt. 
Heute, nach der Erweiterung der - zunächst nur den 
maritimen Bereich abdeckenden - Konvention um 
den aeronautischen und landmobilen Bereich gilt die 
ursprüngliche Zielsetzung für alle drei Bereiche. 
INMARSAT ist zuständig für die Bereitstellung der 
Satellitenkapazitär, für die Spezifikation des Gesamt­
systems und für das störungsfreie Zusammenwir­
ken aller Systemkomponenten. Dazu gehört z. B., 
daß INMARSAT alle mobilen Endgeräte (Terminals) 
des Systems typprüft. Alle Hersteller von Terminals 
müssen ihre Terminalentwicklung von INMARSAT 
nach deren Spezifikation prüfen lassen. Terminals, 
die von den Nutzern in Betrieb genommen werden 
sollen, werden einer Betriebsüberprüfung vor der 
Ersteinschaltung unterzogen (Commissioning test). 
Alle Terminals erhalten von INMARSAT eine Identifi­
kationsnummer (Rufnummer des Terminals). ... 
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ERFAHRUNGEN DES ARBEITER-SAMERITER-BUNDES 
DEUTSCHLAND MIT DER SATELLITENNUTZUNG BEI DER 

KATASTROPHENHILFE 

Inmarsat Inmarsat 

INMARSAT - Entwicklung INMARSAT - Zielsetzungen 

1976: Mobile Satellitenkommunikation beginnt 
mit "MARISAT" 

Bereitstellung eines Raumsegmentes für die 
Verbesserung 

1979: Gründung der INMARSAT-organisation 
aufgrund einer internationalen Konvention 

• der maritimen, aeronautischen und landmobilen 
Kommunikation 

1982: INMARSAT beginnt mit der Aufnahme des 
Betriebsdienstes • der Not- Sicherheits- und Rettungsdienste der 

See- und Luftfahrt 

1985: INMARSAT beschließt die Erweiterung der 
Konvention um den aeronautischen Dienst • 

• 
der Kommunikation innerhalb der Luftfahrt 

der Effektivität und des Managements von Luft­
Land- und Seefahrzeugen ' 1987: Die WARC-MOB 87 legt L-Band-Frequenzen für 

den Landmobilen Dienst fest. Nutzung der 
Frequenzbänder ab Oktober 1989 möglich • der Passagierkommunikation im Luft- und See­

verkehr 

1988: INMARSAT beginnt mit Versuchen für die 
landmobile Nutzung des Systems • der Möglichkeiten der. Funkortung und Navigation 

zu Lande, in der Luft und auf See 

INMARSAT beschließt die Erweiterung der 
Konvention um den land mobilen Dienst. 

Allen Bereichen dienen, in denen ein Bedarf an 
maritimer, aeronautischer oder landmobiler 
Kommunikation besteht. Damit ist die INMARSAT -Organisation berechtigt, 

Dienste in allen drei Bereichen 
- maritimer Bereich, 
- aeronautischer Bereich und 
- land mobiler Bereich 

anzubieten. 

Dipl.-Ing. W. MAATIN 

Größe eines Reisekoffers - außerdem bie­
tet sie neben der Versorgung mit Wechsel­
strom auch die Möglichkeit der Nutzung 
von Gleichstromquellen -, gleichwohl hat 
auch sie während eines Dauereinsatzes im 
Nordirak bisher nicht ihre Dauereinsatzfä­
higkeit beweisen können. Es muß daher zur 
Zeit festgestellt werden, daß die bisher be­
kannten SATCOM-Anlagen, entgegen allen 
Herstellerbeteuerungen, bisher nur in kli­
matisierter Umgebung für einen Dauerein­
satz geeignet sind. 
Ein weiteres Problem stellt jedoch nach wie 
vor die Stromversorgung dar. Bei der Lei­
stungsaufnahme der SATCOM-A-Geräte ist 
ein längerer Betrieb aus Fahrzeugbatterien 
auf Dauer nicht möglich. Andererseits läßt 
die Situation in Notgebieten den dauernden 
Betrieb von Stromaggregaten wegen Treib­
stoffmangels und anderer Probleme häufig 
nicht zu. 
Ein weiteres gravierendes Handicapfür den 
Einsatz von SATCOM-A-Anlagen sind 
selbstverständlich die Betriebskosten. Zur 
Zeit betragen allein die Übertragungsko­
sten von INMARSAT 10 US-Dollar pro 
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H Alle Handlungen dienen ausschliesslich friedlichen 
Zwecken 

1M-17 
01 .90 

DipI.-Ing. W. MAATIN 

Minute. Hinzu kommen die Telefongebüh­
ren von der Landempfangsstation zum Ziel­
anschluß. 
Daher setzten wir zunächst allergrößte 
Hoffnung in die Einführung des Standard-C­
Systems (SatCom-C) durch INMARSAT. 
Auch bei dieser "Billigversion" des INMAR­
SAT-Systems, die eine Kommunikation aus­
schließlich über Telex und Fax mittels eines 
Mailbox-Systems, bei den Landempfangs­
stationen des INMARSAT-Netzes erlaubt, 
war der ASB wieder Vorreiter unter den 
deutschen Hilfsorganisationen. Aus den 
Erfahrungen mit den Standard-A-Geräten 
wurde eine Kofferversion mit Sende-/Emp­
fangsgerät, Antenne, Laptop zur Steuerung 
des Gerätes sowie einer Stromversorgung 
durch Gleich-/Wechselstrom, die über zwei 
Akkus gepuffert wurde, zusammen mit 
einer deutschen Lieferfirma entwickelt. 
Eine Version, die zur Zeit von einer Reihe 
deutscher Hilfsorganisationen ebenso wie 
von der Bundeswehr genutzt wird. Dieses 
System brachte sowohl bei der Anschaf­
fung als auch im Betrieb erhebliche Kosten­
vorteile. Die Stromversorgungsprobleme, 

IM-la 
01 .90 

die sich aus der Situation in Notgebieten 
ergeben, blieben jedoch - trotz der gegen­
über SATCOM-A wesentlich geringeren 
Leistungsaufnahme, die einen Akku-Ein­
satz über mehrere Stunden ermöglicht -
ebenso wie Probleme der fehlenden Eig­
nung für die Dauernutzung in nichtklimati­
sierten Räumen . 
Sicherlich wird der Standard-M des 
INMARSAT-Systems durch eine reduzie­
rung der Betriebskosten auf rund die Hälfte 
der Kosten von Standard-A-Anlagen bei 
gleichem Angebot zur Nutzung von Telefon, 
Fax und Datenübertragung, jedoch einer 
verringerten Datenübertragungsrate (2400 
statt 9300 bit/s) und einem Anschaffungs­
preis, der derzeit bei rund einem Drittel der 
SATCOM-A-Anlagen liegt, einige Probleme 
bei der derzeitigen Satelliten nutzung mil­
dern. 
Es bleiben jedoch grundlegende Probleme 
bei der wir von seiten der Hilfsorganisatio­
nen auf die Hilfe der Geräte- bzw. System­
Anbieter angewiesen sind. So würden wir 
uns hinsichtlich der Dauerbelastbarkeit der 
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Inmarsat 

Was ist INMARSAT ? 

IM-3 

INMARSAT ist als -lntarnational ~itime ~ellite Organisation " 
1979 gegründet worden . 

Ursprüngliche Zielsetzung: Verbe.serung der lommunika~ion, 
Errichtung eines Not-, Sicherheits- und R.~tun9.system8 fUr die 
Schiffahrt. 
Heute, nach der Erweiterung der - zunächst nur den maritimen Bereich 
abdeckenden - ~onvention um den aeronautischen und landmobilen 
Bereich gilt die ursprüngliche Zielsetzung für alle drei Bereiche . 

• INTERNATIONAL MARITIME SATELLITE ORGANIZATION Zur Zeit (01.01.1990) aind 58 Länder Mitglied der INMARSAT­
Organisation (Siehe IM-5 und IM-5a). INMARSAT ist die einzige 
Organisation 4ußerhalb der UNO, in der auch Ostblockstaaten 
vertreten sind. • Zuständig für 

- Bereitstellung von Satellitenkapazität ( Satelliten und deren 
Kontrolleinrichtungen) 

Auch NIchtmitgliedsländer können das INMARSAT-System nutzen . 

Oie M.lt.gliedsHlnder nominieren eine P'ernmeldeverwalt.unq (bzw·. 
-gesellschaft), die die Interessen das Mitgliedslandes in der 
INHARSAT-Organisation wahrnimmt . Für die Bundesrepubl ik Deutschland 
nimmt die Deutsche Bundespost TELEKOM diese Aufgabe wahr. 

- Spezifikation des Gesamtsystems 

- Störungsfreies Zusammenwirken aller Systemkomponenten 

• 

• 

für die Bereiche 
- Seefunk 
- Flugfunk 
- Landfunk 

Kommunikationsarten 
- öffentliche Fernmeldedienste 

Oie ~o8ten des INMARSAT-Sy.te .. werden nach dem Verursacherprinzip 
entsprechend der Nutzung des Sy.tem. aufgeteilt . 

INMARSAT iat zuständig fOr die Bereitstellung der Satelliten­
kapazitlt, für die Spezifikation des Geaamtsystems und fUr das 
störungsfreie Zusammenwirken aller Systemkomponenten. Dazu gehört 

- Not- und Sicherheitsdienste (Nicht für Landfunk) 

•. B., daß INMARSAT alle mobilen Endgeräte (Terminals) des Systems 
typprüft. Alle Hersteller von Terminale müssen ihre Terminal­
entwicklungen von INMARSAT nach deren Spezifikationen prUfen lassen. 
Terminals, die von den Nutaern in Betrieb genommen warden 8011en, 
werden einer BetriebaUberprUfunq vor der Eratainachaltung unterzogen 
(Commisaioning test) Alle Terminals erhalten von INHARSAT eine 
Identifikationsnummer (Rufnuamer'deo Terminals) . 

- Funkortung 
- Funkruf 

- Enhanced Group CaU (EGC) 
Gegründet 1979 ; Betriebsaufnahme 1982 • 

• 58 Mitgliedsländer 

• Basis ist Konvention (in den Mitgliedsländern als Gesetz ratifiziert ) 

• Mitgliedsländer nominieren Fernmeldeverwaltung {-gesellschaft 
(Signatorles) zur Wahrnehmung ihrer Interessen 

• Direktorat mit Sitz in London und internationalem Personal 

• Wirtschaftliche Ausrichtung aber nicht gewinnorientiert 

Dtpi .-Ing . W. MARTIN 

G.eräte wünschen, daß die Geräte weniger 
Eigenwärme produzieren, die die häufigste 
Ausfallursache der heutigen SATCOM­
Geräte ist. Hinsichtlich der Stromversor­
gung, sowohl bei Soforthilfemaßnahmen, 
als auch für den möglichst problemlosen 
Dauereinsatz bei Projekten der Entwick­
lungszusammenarbeit wäre eine stärkere 
Nutzung alternativer Energiequellen, die 
gerade in Kriesengebieten meist reichlich 
Vorhanden sind, wünschenswert. Zu den­
~en ist hier zunächst an Solarpaneele mit 

atteriepufferung. 
Trotz intensiver Suche konnte der ASB bis 
heute keine leicht verpackbaren, zuverläs­
Sig arbeitenden und unmittelbar zum 
Anschluß an Verbrauchsgeräte wie die SAT­
COM-Anlagen geeignete Solargeneratoren 
auf dem deutschen Markt entdecken. Ent­
weder waren die Solarpaneele zu sperrig, 
das .zerlegbare Solarpaneel zu bruchemp­
findlich für den Katastrophenhilfeeinsatz 
Oder eine geeignete Batteriepufferung mit 
der notwendigen Steuerung nicht im Zu­
sammenhang mit den Solarpaneelen 
erhältlich. 
Der Einsatz einer oder mehrerer Windturbi­
nen, etwa in größe eines größeren Ventila­
tors, wäre ebenfalls denkbar. Auch hier 
~ehlt es an den geeigneten, transportablen 
IXlerungs_ und Steuersystemen. 

Das verbleibende Problem der nach wie vor 
~el?tiv hohen Übertragungskosten gerade 

el der kommunikationsintensiven Kata-

IM-3 
01 .90 

strophenhilfe kann durch die verstärkte 
Nutzung von Datenübertragung gemildert 
werden . Außerdem kann der Kommunika­
tionsbedarf auch durch die Bündelung der 
Informationen bei nationalen Koordinie­
rungsstellen im Krisengebiet reduziert wer­
den. Es ist weder sinnvoll noch notwendig, 
daß jede Hilfsorganisation an ihre Zentrale 
in Deutschland all die Informationen weiter­
leitet, die eine nationale Koordinierungs­
stelle im Krisengebiet sammelt und an die 
Koordinierungsstelle im Entsendeland zur 
Weiterleitung an die örtlichen Hilfsorgani­
sationen übermitteln kann . 

Den entscheidenden Durchbruch zur Ein­
führung von Sonderkonditionen für Hilfs­
einsätze durch die Satellitensystem-Betrei­
ber hat jedoch auch die durch die UNDRO 
veranstalteten Konferenzen zur Satelliten­
nutzung bei der Katastrophenhilfe nicht 
erbracht. 

Trotz aller Probleme hat die langjährige 
Erfahrung mit dem Einsatz von Satelliten­
Kommunikations-Anlagen den ASB in sei­
ner Auffassung bestärkt, daß die Satelliten­
Kommunikation die einzige zuverlässige 
Kommunikation der internationalen Kata­
strophenhilfe ist. Unser Appell geht jedoch 
an die Hersteller und Systembetreiber prak­
tikable Lösungen zur Stromversorgung und 
zur Dauereinsatzfähigkeit sowie zum 
kostensenkenden Gebrauch der Geräte 
anzubieten. • 
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SATE LLiTE N U NTE RSTUTZTE S 
KATASTROPHENMANAGEMENT 

ERFAHRUNGEN - PROBLEME - ERWARTUNGEN 

Als ich im Rahmen der Hilfen für die kurdi­
schen Flüchtlinge während des Golfkonflik­
tes im Jahre 1991 als Vertreter des Deut­
schen Roten Kreuzes mit einer Delegation 
der Bundesregierung an die iranisch-iraki­
sche Grenze reiste, um konkrete Hilfsmaß­
nahmen für die betroffene Bevölkerung zu 
prüfen, hatte ich Gelegenheit, mit einem 
Hubschrauber der iranischen Armee direkt 
zu einer irakisch-iranischen Grenzstation in 
den unwegsamen Bergen zu fliegen. 
Schon aus der Luft konnte man auf der Paß­
straße den endlosen Troß der Flüchtlinge 
sehen, die zu Fuß, mit Handkarren, alten 
Traktoren und rostigen Lastwagen unter­
wegs waren. Tagelang befanden sie sich 
bereits auf der Flucht vor den Armeever­
bänden Saddam Husseins, erbärmlich 
gekleidet. von Durchfallerkrankungen ge­
schwächt und ohne Lebensmittelreserven. 
Helfer des nationalen Iranischen Roten 
Halbmonds waren dort oben kaum zu fin­
den und noch keine internationale Hilfsor­
ganisation hatte sich bis zu diesem Zeit­
punkt in diese entlegene Region in den 
Bergen Nordirans verloren. 
Als wir jedoch mit dem Hubschrauber zur 
Landung ansetzten, konnte ich auf der Paß­
höhe, wenige Meter vom Flüchtlingstroß 
entfernt, eine relativ große Satellitenschüs­
sel neben einem sehr neu aussehenden 
Wohn-Container erkennen. Als wir ausstie­
gen, waren wir sofort von einem Fernseh­
team des CNN umringt, das uns bohrende 
Fragen zu unserer Mission stellte. Mit 
allem Notwendigen ausgerüstet - nicht nur 
was die Technik betraf -, schickten sie ihre 
Live-Bilder vom Elend in den kurdischen 
Bergen direkt in die Wohnzimmer der sat­
ten Wohlstandsbevölkerung der Welt. 
Ich war betroffen von der Not der Flücht­
linge und fragte mich in diesem Augenblick, 
warum die Medien, die den Flüchtlingen 
keine konkrete Hilfe leisten konnten oder 
wollten, über eine High-Tech-Ausrüstung 
verfügten, die binnen Bruchteilen von 
Sekunden lebensrettende Informationen 
über Kontinente senden konnte, während 
wir, Vertreter von Hilfsorganisationen, seit 
Tagen mühsam unsere Informationen zu­
sammensuchten, um schnelle, effiziente 
und bedarfsorientierte Hilfe leisten zu kön­
nen. 
Diese Bilder haben eine nachdrückliche 
Wirkung bei mir hinterlassen. Nur wenige 
Jahre sind seither vergangen, und doch ist 
die Nutzung von Satelliten zumindest in 
Teilbereichen auch in das Katastrophenma­
nagement von humanitären Organisatio­
nen eingezogen. Wir sind immer noch weit 
davon entfernt, alle Möglichkeiten der 
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Satellitentechnik auszunutzen, um die 
wichtigsten Phasen des Katastrophenma­
nagements abzudecken: die Prävention, 
die Katastrophenvorsorge und die Katastro­
phenhilfe. Die Herausforderung heißt, zeit­
gerechte und nutzbare Information zu er­
halten, oder wie es im Katastro­
phen-Englisch heißt "to have the right 
information at the right time ". 
1. Im ersten Gebiet, das ich erwähnen 
möchte, der Tele-Kommunikation, hat 
das Zeitalter der Satellitennutzung seine 
Wirkung in der internationalen Rotkreuz­
und Rothalbmond-Bewegung hinterlassen. 
Schnelle, sichere und einfach bedienbare 
Satelliten-Kommunikationseinrichtungen 
sind nach Katastrophen innerhalb weniger 
Jahre eine unverzichtbare Voraussetzung 
für eine rasche und effektive Hilfe gewor­
den. Wir alle wissen, daß gerade bei Kata­
strophen die eventuell vorhandenen Kom­
munikationseinrichtungen eines betroffe­
nen Landes, wie beispielsweise nationale 
Telefonnetze, am stärksten geschädigt sind 
und häufig erst nach Monaten wieder zur 
Verfügung stehen. 
Hier konnte man mit Satelliten-Systemen 
eine Lücke schließen, die in den Jahren 
zuvor nur mit größerem Aufwand hatte 
betrieben werden können. Noch in der 
Armenien-Hilfe in den Jahren 1988 bis 1990 
wurde beim Deutschen Roten Kreuz aus­
schließlich auf Kurzwellen-Einrichtungen 
zwischen den Einsatzorten im Katastro­
phengebiet und der Einsatzleitung in Bonn 
zurückgegriffen, was jedoch über einen län­
geren Zeitraum hinweg nur durch einen 
zusätzlichen Personalbestand betrieben 
werden konnte. 
Heute können wir auf den erfolgreichen 
Einsatz von INMARSAT-C- und -A-Syste­
men in den vergangenen Jahren zurückblik­
ken. Ohne lange Einweisung sind die mit 
Telex, Telefon und Telefax konzipierten 
Anlagen von fast jeder Einsatzkraft bedien­
bar. Einziger, wenn auch gewichtiger, 
Minuspunkt war, daß der Erwerb zu Beginn 
mit hohen Investitionskosten verbunden 
war. Mitdem neu eingeführten INMARSAT­
M-System gibt es jetzt eine neue Genera­
tion von Geräten, die nicht nur leichter und 
handlicher sind als die bisherigen Systeme, 
sondern auch weitaus kostengünstiger 
angeboten werden. 
Neue Kommunikationssysteme befinden 
sich bereits in der Entwicklungsphase und 
werden in einigen Jahren zu noch handli­
cheren und vielseitigeren Geräten führen. 
Ein schnellerer Austausch von Informatio­
nen wird die Effektivität und Effizienz von 
Katastropheneinsätzen entscheidend ver-

Bemd Schell, Bonn 

bessern und die nationale wie internatio­
nale Koordination erleichtern. 
Bei aller positiven Entwicklung sollten 
jedoch einige Aspekte des Einsatzes von 
Satelliten-Kommunikationseinrichtungen 
nicht verschwiegen werden. Politische, 
finanzielle und institutionelle Probleme 
beeinträchtigen den Einsatz dieser neuen 
Technologien. Nationale Gesetzgebungen 
erschweren es noch in vielen Ländern, 
Satelliten systeme bei Katastrophenfällen 
einzusetzen. 
Die internationale Conference on Disaster 
Communication in Tampere, Finnland, ver­
anstaltet durch die United Nations Disaster 
Relief Organisation (UNORO), an der ich im 
Jahre 1991 teilnahm, hat in einer gemein­
sam verabschiedeten Erklärung die Staaten 
der Welt aufgefordert, bei Katastrophen 
Kommunikationseinrichtungen von Hilfsor­
ganisationen ungehinderten Zugang ins 
Einsatzgebiet zu gewähren. Diese Resolu­
tion wurde unter Betonung der Tatsache 
verabschiedet, daß internationale Hilfsor­
ganisationen nur eine unterstützende Rolle 
zu nationalen Katastrophenschutz-Einrich­
tungen bieten können. 
I n der Convention on Disaster Communica­
tion wird die internationale Gemeinschaft 
auch dazu aufgefordert, Mittel bereitzustel­
len, damit die betroffenen Länder ihre eige­
nen Kommunikationsressourcen aufbauen 
und Vorsorge für Katastrophen in Form von 
Frühwarnsystemen treffen können. 
2. Die satellitengestützte Fernerkundung 
ist im Vergleich zum Bereich der Tele-Kom­
munikation innerhalb des Roten Kreuzes 
ein eher unbeschriebenes Blatt. Daß die 
Qualität von Satellitenaufnahmen in der 
Zwischenzeit eine enorme Präzision er­
reicht hat. wurde mir bewußt, als ich vor 
kurzem in einer Tageszeitung einen kurzen 
Artikel über die derzeitigen Satellitenauf­
nahmen las. Der Artikel berichtete darüber, 
daß es durch neue Auflösungstechniken 
beispielsweise kein Problem sei, den 
Anbau von Gemüse in einem Demonstra­
tionsgarten, wie sie gerne zur Verbesse­
rung der Ernährung durch Kleinprojekte ein­
gerichtet werden, durch Satellitenbilder zu 
erkennen. 
Auch wenn dieses Beispiel vielleicht keinen 
konkreten Nutzen hat, so sind die Möglich­
keiten, Satellitenbilder für Frühwarnsy­
steme im landwirtschaftlichen Produk­
tionsbereich oder für längerfristige Projekte 
der Entwicklungszusammenarbeit zu nut­
zen, auch uns im Roten Kreuz nicht verbor­
gen geblieben. Wir haben uns jedoch aus 
mehreren Gründen, die ich noch darlegen 
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möchte, bisher zurückhaltend verhalten, 
uns intensiver mit den Möglichkeiten der 
Satellitenfernerkundung im Rahmen un­
serer Projektarbeit zu beschäftigen. 
Zurückkommend auf die Katastrophenhilfe 
gibt es einige wesentliche Fragestellungen, 
für die wir bisher keine ausreichenden 
Antworten bekommen haben, was zu Tei­
len auch auf längerfristige Projekte der Ent­
wicklungszusammenarbeit zutrifft. 
Nehmen wir ein Beispiel aus der Katastro­
Phenhilfe der vergangenen Jahre. Zu 
Beginn der sog. Kurdenhilfe hatten wir 
weder konkrete Informationen über die 
FlÜChtlingsströme im Norden Iraks in Rich­
tung Türkei und Iran noch detaillierte Kennt­
nisse über die topographischen Verhält­
nisse in den Bergen Kurdistans. Unsere 
anfänglichen Hilfsmaßnahmen entstanden 
also nicht aufgrund einer konkreten 
Bestandsaufnahme vor Ort, sondern durch 
Bilder, die uns von den Medien vor Augen 
geführt wurden. Verläßliche Informationen 
zu diesem Zeitpunkt zu erhalten war aus 
Politischen Gründen kaum möglich. Hier 
stellt sich natürlich die Frage, ob es nicht 
durch Satellitenbilder relativ kurzfristig 
möglich gewesen wäre, die Bewegungen 
der Flüchtlingsströme und das Entstehen 
von FlüchtlingSlagern zu erkennen, um 
dann gezielte und bedarfsorientierte Hilfs­
maßnahmen einzuleiten. 
Hier erkennen wir einen wesentlichen Fak­
tor, gegen den wir als Hilfsorganisation 
~~ändig anlaufen: Die Zeit. Zeit ist einer der 
limitierenden Faktoren eines effektiven 
Katastrophen-Managements. 
Können - und auf diese Frage erhoffe ich 
mir eine aussagekräftigere Antwort auf die­
ser Fachtagung - die Betreiber von Welt­
raum-Satelliten, in gemeinsamer Anstren­
gung mit den Unternehmen, die sich darauf 
spezialisiert haben, Satellitenaufnahmen 
aUfzuarbeiten und zu interpretieren, sicher­
s.tellen, daß den Hilfsorganisationen in rela­
tiV kurzen Zeitperioden während einer Kata­
strophensituation - ich spreche hier von 
Stunden und Tagen - aussagekräftige Auf­
nahmen bereitgestellt werden, damit es 
dann zu gezielteren Maßnahmen im Kata­
strophen management kommt. Nach unse­
rem bisherigen Verständnis sind aktuelle 
AUfnahmen von einem potentiellen Kata­
strophengebiet nicht ständig verfügbar, 
Vergleichsaufnahmen von der Situation vor 
der Katastrophe nicht vorhanden und, was 
noch wichtiger erscheint, eine Aufarbei­
tung der Satellitenbilder für die Informatio­
nen, die wir herauslesen möchten, relativ 
zeitaufwendig. 
Ein weiterer Punkt kommt dazu, der fast 
~benso wichtig ist wie der Zeitfaktor. In 
elten allgemein knapper Mittel, die uns 

alle betreffen, spielt die Kosten-Effektivität 
eine noch größere Rolle. Wir sind als Rotes 
Kreuz, wie alle Hilfsorganisationen, gehal­
te~, mit möglichst wenig Finanzmitteln 
moglichst viel Hilfe für die Betroffenen zu 
~rmöglichen. Die Nutzung der Satelliten-
ernerkundung stellt unseres Wissens 
~ach .eine relativ hohe finanzielle Bürde dar, 
Hle nicht ohne weiteres in die Budgets der 

Ilfsmaßnahmen eingebunden werden 
kann. Ich spreche hier von Kosten pro Auf-

nahme, die nach unseren Informationen 
zwischen 20 000,- DM und 50 000,- DM je 
nach Aufarbeitung des Bildes liegen. Es 
besteht die Notwendigkeit. nicht nur eine, 
sondern zahlreiche Aufnahmen über einen 
evtl. längeren Zeitraum hinweg zu erhalten. 
Dies ist, und das muß ich hier in aller Deut­
lichkeit sagen, eine zu große finanzielle 
Last, die selbst von einer großen Hilfsorga­
nisation, wie sie das Rote Kreuz in seiner 
gesamten Bewegung darstellt, nicht getra­
gen werden kann. 
Als weiterer ungeklärter Punkt sind auch 
die Erkenntnisse wichtig, die wir aus Satel­
litenaufnahmen herauslesen können. 
Anhand praktischer Beispiele sollte huma­
nitären Hilfsorganisationen zunächst de­
monstriert werden, ob das Instrument der 
Satellitenfernerkundung für einen Großteil 
von Katastrophen-Szenarien einsetzbar ist 
und ob die Erwartungen, die wir mit dieser 
Technik verbinden, in der Realität erfüllt 
werden können. 
Ich sehe daher zwar die Notwendigkeit, die 
Satellitenfernerkundung für das Katastro­
phen-Management zu nutzen, glaube aber 
gleichzeitig, daß dies nur Aufgabe einer 
multinationalen Organisation, beispielswei­
se den Vereinten Nationen, sein kann, die 
an das Department for Humanitarian Affairs 
(DHA-UNDRO) in Genf übertragen werden 
könnte. Diese supranationale Organisation 
könnte eine Datenbank aufbauen, die Auf­
nahmen aus katastrophen-gefährdeten 
Regionen in einem pre-disaster-Zustand 
archiviert, nach einer Katastrophe post-dis­
aster-Zustand ermitteln läßt, um dann auf 
Anforderung von Hilfsorganisationen hin 
die Aufnahmen in aufgearbeiteter Form für 
Planungs- und Koordinationszwecke zur 
Verfügung stellt. Die einzelnen Hilfsorgani­
sationen sind meiner Ansicht nach gerade 
im Bereich der Katastrophenhilfe finanziell 
überfordert, solche Datenbanken in Eigen­
regie aufzubauen. Alle Bemühungen .. soll­
ten jedoch im Auge behalten, einen Uber­
fluß an Informationen, ein information 
overload zu vermeiden, der wiederum 
negative Folgen für die Hilfsmaßnahmen 
nach sich ziehen könnte. 

3. Zum Schluß möchte ich kurz auf die 
Navigation eingehen, ebenfalls ein 
Bereich, der durch Satellitensysteme 
unterstützt werden kann. Hier ist ähnlich 
wie im Bereich der Tele-Kommunikation ein 
großer Fortschritt in den letzten Jahren zu 
erkennen. Es gibt in der Zwischenzeit einfa­
che Systeme im Rahmen des sog. Global 
Positioning Systems (GPS), die es uns 
erlauben, Fahrzeuge oder Einsatzkräfte, die 
für uns in einer Operation tätig sind, ständig 
zu lokalisieren. Es ist, glaube ich, lediglich 
eine Frage der Zeit - und natürlich auch des 
Geldes - bis zumindest die unter schwieri­
gen Bedingungen im Ausland eingesetzten 
Fahrzeuge, z. B. in Konfliktgebieten, mit 
diesem System ausgestattet sind. Ich sehe 
hier keine dringliche Notwendigkeit, diese 
Systeme kurzfristig einzuführen, im Rah­
men des technischen Fortschritts glaube 
ich jedoch, daß diese Navigationssysteme 
in absehbarer Zukunft zur Standardausrü­
stung von Hilfsorganisationen zählen wer­
den. 

4. Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
- auch wenn wir bisher im Katastrophen­
Management innerhalb des Roten Kreuzes 
nur in wenigen Teilbereichen Erfahrung 
gesammelt haben - wir generell davon aus­
gehen, daß die neuen Technologien durch 
Nutzung in der Vorhersage, im Monitoring 
und bei Frühwarnsystemen notwendig 
sind, um partiell Auswirkungen von Kata­
strophen zu verhindern und das Ausmaß 
solcher Katastrophen, wenn sie stattgefun­
den haben, zu reduzieren. Dies trifft insbe­
sondere auf den Bereich der Tele-Kommu­
nikation zu. Wir erhoffen uns für die Zukunft 
noch leichtere und kleinere Systeme, die 
auch für Hilfsorganisationen erschwinglich 
bleiben. Bereits zum jetzigen Zeitpunkt ist 
das Rote Kreuz in Entwicklungsphasen für 
zukünftige Systeme bei namhaften Unter­
nehmen eingebunden, um auch eine opti­
male Nutzung im Katastrophen-Manage­
ment zu gewährleisten. 
Darüber hinaus gilt es, die Medien, die häu­
fig über einen Vorsprung in der Nutzung von 
Kommunikations-Technologien verfügen, 
als unterstützendes Element für ein effekti­
ves Katastrophen-Management miteinzu­
beziehen. 
Für den Bereich der Satellitenfernerkun­
dung sehe ich bisher noch keine konkreten 
Wege der Nutzung, die kurzfristig beschrit­
ten werden können. Hier bedarf es meiner 
Ansicht nach einer internationalen Anstren­
gung in Form des erwähnten Datenbanksy­
stems für Satellitenbilder, aus dem die 
international tätigen Hilfsorganisationen 
ihre Informationen abrufen können. Alle 
Beteiligten, Satellitenbetreiber und Unter­
nehmen, die Aufnahmen aufzuarbeiten in 
der Lage sind, sollten sich ebenfalls Gedan­
ken machen, wie sie im Sinne einer ge­
meinsamen humanitären Anstrengung 
Satelliten-Aufnahmen möglichst kosten­
günstig bereitstellen können. Es sollte am 
Ende nicht die konkrete Hilfe für die Betrof­
fenen der Katastrophen darunter leiden, 
daß die eingeschränkt verfügbaren Mittel 
für teure High-Tech-Spielereien westlicher 
Katastrophen-Technokraten eingesetzt 
werden oder, wie es ein Teilnehmer der 
Konferenz in Tampere ausdrückte, "to use 
a rich mans solution for a poor mans pro­
blem". 
Hier haben wir alle, die wir an dieser Fachta­
gung teilnehmen, eine besondere Verant­
wortung. Dies setzt voraus, daß wir im 
besonderen Maße die durch Katastrophen 
gefährdeten Länder, die disaster-prone 
countries, in diesen Prozeß integrieren und 
ihnen den Aufbau von satellitenunterstütz­
ten Katastrophenmanagement-Systemen 
ermöglichen. 
Wir möchten als Mitarbeiter des Roten 
Kreuzes einen solchen Weg in einer kon­
struktiv kritischen Haltung mitbestreiten 
und erhoffen uns von dieser Tagung einige 
konkrete Ansatzpunkte. 
Der Deutschen Welthungerhilfe und der 
Deutschen Luft- und Raumfahrtagentur 
möchte ich für die Planung und Ausrichtung 
dieser Fachtagung recht herzlich danken. 

• 
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NUTZUNGSMOGLICHKEITEN 
VON SATELLITENINFORMATION 

POTENTIALE - ENTWICKLUNGEN - PERSPEKTIVEN 
IMPULSREFERAT anläßlich des Workshop "Katastrophenmanagement und Satellitennutzung" 

vom 30.11.93- 1.12.93 in Wachtberg-Niederbachem bei Bonn 

Einführung 

Katastrophenmanagement (Einbeziehung des 
IDNDR-Hauptziels): 

Einsatz von speziell ausgebildetem Personal und technischen 
Hilfsmitteln zur Reduktion des Verlustes von Menschenleben, 
von Eigentum sowie der Zerstörung sozio-ökonomischer Fun­
damente als Folge von Katastrophen*) durch eine konzertierte 
internationale Aktion besonders mit Blick auf Entwicklungslän­
der. 

Welchen Beitrag kann Satellitennutzung zusätzlich zu bereits 
vorhandenen (luft- und bodengestützten) Systemen leisten? 

*) Liste von Naturkatastrophen aus der einschlägigen Literatur: 
Erdbeben, Tsunamis, Überflutungen, Starkniederschläge 
(Hagel, Gewitter), Dürren, Desertifikationen, Insektenbefall 
(Heuschrecken), Mißernten, Stürme, Sandstürme, Schnee­
stürme, tropische Wirbelstürme (Tornados, Hurricanes, Tai­
fune), Erdrutsche, Lawinen, Vulkanausbrüche, Waldbrände, Hit­
zewellen, Kältewellen 

Anwendungsgebiete 

satellitengestützte - Kommunikation 
- Navigation 
- Erderkundung 

Problematik 

- es existiert bislang keine Organisation, die ein globales satel­
litengestütztes Katastrophenmanagement propagiert 

- vorhandene Systeme sind sowohl hinsichtlich der Satelliten­
sensoren als auch der Informationsverarbeitung nicht primär 
für Katastrophenmanagementzwecke ausgelegt 

Nutzungsmöglichkeiten von Satellitensystemen 
für Katastrophenmanagement 

Bereich 

Kommunikation 
Navigation 
Meteorologie 
Geophysik, Geodäsie, 
Kartographie 
Atmosphärensondierung 
Ozeanbeobachtung 
Landbeobachtung 
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Status 

operationeIl 
operationeil 
operationeIl 
experimentell/präoperationell 

experimentel l 
experimentel l/präoperationell 
operationeIl (großflächig) 
experimentell (kleinskaliert, 
Echtzeit) 

Heinz Stoewer, Bonn 

Kommunikation 

Gegenwärtiger Stand 

- Satellitensysteme nahezu operationeIl nutzbar 
- Empfangs- und Sendegeräteentwicklung bereits so weit 

fortgeschritten, daß kommerzielle Nutzung möglich 

- leicht transportable Bodengeräte 

Nutzungsmöglichkeiten der satellitengestützten 
Kommunikation 

- flächendeckende Informationsversorgung 

- gezielte Informationsversorgung 

- kurzfristiger Übertragungsstreckenaufbau 

Perspektiven für den Einsatz von Kommunikations­
satelliten beim Katastrophenmanagement 

- Mobile Sprechfunkverbindung und Informationsverarbei­
tung bei zerstörter Infrastruktur (z. B. bei Erdbeben, Vulkan­
ausbrüchen, Überflutungen, Wirbelstürmen) 

INMARSAT, IRIDIUM/GLOBALSTAR 

- Vorbeugungs- und Frühwarnmaßnahmen über feste Satelli­
tenverbindungen bei schlechter Bodeninfrastruktur (bei 
Langzeitereignissen, z. B. Dürre, Desertifikation) 

ARTEMIS/DIANA 

- Unterstützung von Rettungsmaßnahmen bei Unfällen von 
Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen 

COSPAS-SARSAT, INMARSAT 

Navigation 

Gegenwärtiger Stand 

- Satelliten systeme nahezu operationeil nutzbar 

- Empfangs- und Sendegeräteentwicklung bereits so weit 
fortgeschritten, daß kommerzielle Nutzung möglich 

- leicht transportable, "handliche" Bodengeräte 

Nutzungsmöglichkeiten der satellitengestützten 
Navigation 

- globale Präzisionsnavigation und -ortung 



Perspektiven für den Einsatz von Navigationssatelliten 
beim Katastrophenmanagement 

- genaue Einweisung von Rettungsdiensten LFlottenmana-
gement") 

- Orientierungshilfe für Hilfskonvois 
- Bestimmung tektonischer Plattenverschiebungen 

GPS, GLONASS 
(militärische Systeme, zivile Nutzung möglich) 

GNSS 
(geplantes ziviles Satellitennavigationssystem) 

Erderkundung 

Gegenwärtiger Stand 
- Satellitensysteme teilweise operational nutzbar 
- experimentelle/präoperationelle Satellitensysteme werden 

gezielt auf operationelle Anwendungen untersucht 
SPOT, LANDSAT, ERS, ENVISAT, RADARSAT, JERS, 
PRIRODA, METEOR, RESUS 

Nutzungsmöglichkeiten für Erderkundungssatelliten 
- Bereitstellung von Daten aus den Bereichen Meteorologie, 

Atmosphäre, Landerkundung, Geophysik, Geodäsie, Kart­
hographie, Ozeanographie 

- Aufbereitung entsprechender Produkte für katastrophenma­
nagementrelevante Parameter 

Weitere DARA·Aktivitäten aus dem nationalen Programm 

ERS·' ·Pilotprojekte zur Katastrophenvorbeugung 
- Überwachungsmaßnahmen bei Küsten- und Gezeiten­

schutzaktivitäten in TAMIL NADU (Indien) 
kooperatives 
DARA/GTZ-Projektmanagement 

- Überwachung des Desertifikationsprozesses in Mali 

GTZ-Projekt/Beratung DARA 

Studien mit Teilaspekt Katastrophenüberwachung 
- WEU Main System Feasibility Study (DARA Beratung) 
- Assessment Study für multifrequentes SAR (DARA-Projekt) 
weitere programmatische Aussagen ~ Workshop 

Perspektiven für den Einsatz von Erderkundungs· 
satelliten beim Katastrophenmanagement 

Untersuchungen des Einsatzes geeigneter 
Erderkundungssysteme 
- für Katastrophenvorbeugung 

~ Ermittlung risikorelevanter geographischer Regionen 
~ Aufnahme des aktuellen Zustandes zur Detektion von 

Veränderungen 
~ Speicherung der Daten in einem Geoinformations­

system 
~ Datenauswertung, Erstellung und Aktualisierung 

thematischer Karten 
- für Katastrophenhilfe 

~ allwettertauglich, auch nachts einsetzbar 
~ hohe räumliche Auflösung 
~ hohe Überwachungswiederholrate 
~ Nahezu-Echtzeitauswertung der Sensordaten mit Auf­

bereitung zum operationellen Einsatz vor Ort 

Schlußfolgerungen 

Für ein zukünftiges Katastrophenüberwachungssystem 
werden Satelliten langfristig eine w ichtige Rolle spielen. 

1. Telekommunikations-, Navigations- und Ortungssysteme 
und Endgeräte entwickeln sich rapide und kommen sukzes­
sive auf den Markt (kommerzielle Triebfeder); dasselbe gilt 
für meteorologische Anwendungen . 

2. Die Einbeziehung der durch ihre Sensoren verfügbaren 
Erderkundungssatelliten-Daten setzt voraus: 
- Umsetzung anwendungsorientierter Ergebnisse aus 

experimentellen/präoperationellen Missionen in opera­
tioneIl nutzbare, für das Katastrophenmanagement ein­
setzbare Verfahren 

- zielgerechte Untersuchungen be- reits operationeIl nutz­
barer Satellitensysteme für einen Einsatz beim Katastro­
phenmanagement 

- engere Abstimmung der Weltraumagenturen unterein­
ander und mit den Katastrophenhilfsorganisationen welt­
weit zur besseren Nutzung existierender Möglichkeiten 
und Erkennbarmachung künftigen Bedarfs im Rahmen 
von CEOS, langfristig könnte die Einrichtung einer welt­
weiten Betreiberorganisation, welche mit den erforderli­
chen hoheitlichen und technischen Kompetenzen ausge­
stattet wird, angedacht werden . 

langfristige Überlegungen zu einem internationalen 
satellitengestützten Katastrophenmanagementsystem 

Konzipierung und Definition des Systems 

- Konzept- und Anforderungsstudien durch Bedarfsträger 

- multinationale Abstimmung und Festlegung der politischen 
Zielvorgaben und Beobachtungsprioritäten, der operationeI­
len und technischen Anforderungen sowie der Grobspezifi­
kation im Rahmen bestehender Organisationen wie UNI 
DHA, UN/FAO, WEU, oder eventuell neu einzurichtender, 
wie z. B. GEOWARN (gem. Vorschlag ISU-Studie); Diskus­
sion im Rahmen von CEOS 

Realisierung des Systems schrittweise und modular 

- Bedarfs-, Durchführbarkeitskonzeptstudien und End-To-End­
Systemsimulationen 

- Aufbau von entsprechenden Kompetenzen und SChulungen 
in der Nutzung von satellitengestützten Telekommunika­
tions- und Navigationshilfsmitteln sowie von Erderkun­
dungssatellitendaten bei den verantwortlichen Hilfsorgani­
sationen 

Betrieb und Datennutzung 

- nationale und multinationale Organisation der Bodeninfra­
struktur sowie der Datenverarbeitungs- und Auswertkapazi­
täten 
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RECHTLICHE GRUNDLAGEN DES 
RETTUNGSDIENSTES 

1. ReHungsdienst - Aufgabe 
und Entwicklung 

Leben und Gesundheit gehören zu den 
höchsten Rechtsgütern der Menschen. Die 
Gestaltung eines Systems des Rettungs­
wesens, das den Bürgern überall den 
Anspruch auf gleichwertige, qualitativ 
hochstehende Leistung und Versorgung im 
Notfall gewährt, ist daher ein Ziel von 
hohem sozial- und gesellschaftspoliti­
schem Rang. 
Der Wert eines funktionierenden Hilfelei­
stungssystems, die Bedeutung von Erster 
Hilfe, Rettung und gesundheitlicher Versor­
gung wurden besonders in Not- und Krisen­
situationen erkannt und geschätzt. Aus 
ihnen ergaben sich für die Fortentwicklung 
des Rettungswesens wesentliche Impul­
se. So waren im vergangenen Jahrhundert 
die mit der Industrialisierung für weite Tei le 
der Bevölkerung verbundene Not, die feh­
lende soziale Absicherung und die Unzu­
länglichkeiten der Rettung Anlaß zur Aus­
bildung in Erster Hilfe und zur Entwicklung 
des Krankentransports. Sie wurden beein­
flußt durch Erfahrungen des militärischen 
Verwu ndetentra nsports . 
Organisatorische und medizinische Verfah­
ren, die sich beim Transport und bei der 
Versorgung großer Verwundetenzahlen 
bewährt hatten, wurden auch für die Ver­
sorgung Erkrankter und Verletzter im Frie­
den übernommen. 
Abgesehen von Erste-Hi lfe-Maßnahmen 
nahmen frühere Rettungsdienste aus­
schließlich Transportaufgaben wahr. Lie­
ßen die ersten Transportmittel andere 
Möglichkeiten gar nicht zu, waren auch spä­
ter entwickelte motorisierte Sanitätsfahr­
zeuge zunächst im wesentlichen auf reine 
Transportfunktionen ausgelegt. Im Vorder­
grund stand der "schnellstmögliche Trans­
port in eine Behandlungseinrichtung ". 
Die Fortschritte der Medizin und die daraus 
resultierende Ausbildung von Spezialdiszi­
plinen ermöglichten aufgrund neuer wis­
senschaftlicher Erkenntnisse eine Lebens­
erhaltung trotz schwerster Schädigungen 
des Organismus. Die hieraus entwickelten 
Methoden der Notfallmedizin haben auch 
das Rettungswesen vor neue, sich ständig 
erweiterte Aufgaben gestellt. Kirchner hat 
bereits in den 30er Jahren mit Nachdruck 
darauf hingewiesen, daß der Verletzte nicht 
so schnell wie möglich zum Arzt, sondern 
der Arzt so schnell wie möglich zum Verletz­
ten gebracht werden müßte. 
Dem früher gefragten "schnellstmöglichen 
Transport" wich die Erkenntnis, daß bei 
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einer Vielzahl von Fällen nicht die Endver­
sorgung im Krankenhaus über Leben oder 
Tod entschied, sondern die Erste Hilfe am 
Notfallort und die Oualität der Beförderung. 
Priorität hat heute die "schnelle und qualifi­
zierte prä klinische Versorgung vor Ort und 
während des Transports ". 

1.2 Bestandsaufnahme und 
gesetzliche Regelung 
ab 1974 (Phase.' 

Kritische Berichte Mitte der 60er Jahre leg­
ten offen, daß ein Mißverhältnis zwischen 
den von der klinischen Medizin erzielten 
Fortschritten und Erfolgen auf den Gebie-

Heinrich Mais, Düsseldorf 

ten der Wiederbelebung sowie der Notfall­
behandlung und dem dazu vergleichsweise 
geringen Leistungsstand des Rettungswe­
sens in weiten Teilen der Bundesrepublik 
entstanden war. 
Zur grundlegenden Verbesserung des Ret­
tungswesens wurden in den meisten Län­
dern der alten Bundesrepublik in den Jah­
ren 1974 und 1975 Rettungsdienstgesetze 
als Spezialgesetze für den "organisierten" 
Rettungsdienst erlassen, die ich als Phase I 
bezeichnen möchte (s. Abbildung 1). Der 
Bund-Länder-Ausschuß Rettungswesen 
hatte hierzu 1972 einen Musterentwurf 
(An lage 1 zur BT-Drucksache 7/489) vorge­
legt, der im wesentlichen ein Organisati-

Gesetzgebung für den ReHungsdienst in den Bundesländern 
Stand: Oktober 1993 

Bundesland Phase 1 Phase 2 

Gesetz vom Gesetz vom 

Baden-Württemberg 10. Juni 1975 19. November 1991 

Bayern 11. Januar 1974 10. August 1990 

Berlin Feuerwehrgesetz 8. Juli 1993 

Brandenburg - 8. Mai 1992 

Bremen Feuerwehrgesetz 17. September 1992 

Hamburg Feuerwehrgesetz 9. Juni 1992 

Hessen 
(18. Dezember 1990) - 7. Juni 1993 

Mecklenburg-Vorpommern - 1. Juli 1993 

Niedersachsen - 29. Januar 1992 

Nordrhein-Westfalen 26. November 1974 24. November 1992 

Rheinland-Pfalz 17. Dezember 1974 22 . April 1991 

Saarland 24. März 1975 Entwurf 

Sachsen - 7. Januar 1993 

Sachsen-Anhalt - Übergangsregelung 

Schleswig-Holstein 24. März 1975 29. November 1991 

Thüringen - 22. Dezember 1992 

I DDR 13. September 1990 

Abb.l 



Rettungskette 
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Abb. 2 

onsgesetz zur Bestimmung von Struktur, 
Organisation und Finanzierung des Ret­
tungsdienstes vorsah . Unterschiedliche 
StrUkturen, die sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg gebildet hatten, konnten so bei­
behalten werden. 
Auf der Grundlage dieser Gesetze hat sich 
das Rettungswesen im Gesundheitssy­
stem der Bundesrepublik in mehr als 15 
Jahren als neuer Teilbereich neben den tra­
ditionellen Aufgabenbereichen der ambu­
lanten und der stationären Behandlung eta­
bliert. Es umfaßt die in der Abbildung 2 
dargestellten Teilsysteme; sie werden als 
Rettungskette bezeichnet. In dieser Kette 
muß jeder Teilbereich für sich optimal 
gestaltet sein darüber hinaus müssen die 
Ubergangsbe~eiche der einzelnen Ele­
mente so aufeinander abgestimmt sein, 
daß ein reibungsloser Rettungsablauf 
gewährleistet wird. 

1.3 Begriff ReHungsdienst 
Rettungsdienst ist grundsätzlich nur das in 
~er Ausbildung dargestel lte vierte Glied der 
d ettungskette. Es ist der Bereich, der mit 

er Annahme des Notrufs durch die Leit­
stelle beginnt und die Fahrt des Rettungs­
fahrzeuges zum Notfallort, die medi­
Zin ische Versorgung des Patienten am 
Notfa llort sowie seinen Transport in die Kli-

& 

Quelle: Leben retten 4/1992 

nik unter Aufrechterhaltung der Transport­
fähigkeit umfaßt. Als Aufgabe der allgemei­
nen Gefahrenabwehr und der Gesundheits­
vorsorge gehört der Rettungsdienst zur 
Gesetzgebungskompetenz und'zur Verwal­
tungszuständigkeit der Länder (Art. 30, 70, 
83 GG) . Rettungsdienst ist nicht nur eine 
"öffentliche", sondern eine staatliche Auf­
gabe. 

1.4 Gesetzliche 
Neuregelung ab 1990 
(Phase 11) 

Die Rettungsdienstgesetze reichten aus, 
eine gleichmäßige rettungsdienstliehe Ver­
sorgung in den Ländern zu gewährleisten. 
Wenn es gleichwohl notwendig war, die 
Gesetze zu ändern, dann aus anderen Grün­
den. 
Neben dem Rettungsdienst betrieben pri­
vate Unternehmer Krankenbeförderung als 
entgeltliche oder geschäftsmäßige Beför­
derung von Kranken nach dem Personen­
beförderungsgesetz (PBefG) des Bundes. 
Die Materie war als" Mietwagenverkehr" 
nach §§ 46 Abs.2 Nr.3 und 49 Abs.4 
PBefG Gegenstand der konkurrierenden 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
und damit der Regelungsbefugnis der Län­
der entzogen. Das PBefG stellte in erster 

Linie auf die Beförderungs- und Verkehrs­
aspekte ab und ließ die Bedürfnisse eines 
modernen Rettungswesens unberücksich­
tigt. 
Mit dem durch die Rettungsdienstgesetze 
der Länder vorgegebenen flächendecken­
den Aufbau des Rettungsdienstes wurden 
Mängel des Bundesrechtes immer deutli­
cher. Während die rettungsdienstlichen 
Aufgabenträger eine ständige und voll flä­
chendeckende Versorgung der Bevölke­
rung mit Rettungsmitteln und qualifizier­
tem Personal rund um die Uhr 
sicherzustellen hatten, konnten nicht in den 
Rettungsdienst eingebundene private 
Unternehmer ihren Geschäftsbetrieb auf 
einen kostengünstigen Tagesbetrieb mit 
hohem Auslastungsgrad beschränken. Es 
wurden zunehmend Kapazitäten aufge­
baut, die mit dem Leistungsangebot des 
Rettungsdienstes nicht abgestimmt waren 
und dessen Auslastung beeinträchtigten. 
Die Finanzierbarkeit und letztlich die Funk­
tionsfähigkeit des Rettungsdienstes gerie­
ten in Gefahr. 
Auf Initiative der Länder wurde durch das 6. 
Gesetz zur Änderung der PBefG die Kran­
kenbeförderung aus dem Personenbeför­
derungsgesetz herausgenommen und 
damit für die Gesetzgebung der Länderfrei­
gegeben. 
Mit den nach 1990 erlassenen Rettungs­
dienstgesetzen machen die Länder von der 
neuen Kompetenz Gebrauch. In den Geset­
zen werden nunmehr auch die subjektiven 
und objektiven Zulassungsvoraussetzun­
gen für Unternehmer geregelt. Zugleich 
wird mit den neuen Gesetzen aber auch der 
Regelungsinhalt für den "öffentlichen" 
Rettungsdienst erweitert. Nach wie vor 
aber weichen die mit den Gesetzen vorge­
gebenen Strukturen und Organisations­
formen in den Ländern erheblich voneinan­
der ab. In den norddeutschen Ländern ist 
der Rettungsdienst weitgehend hoheitlich 
mit einem starken Anteil der Feuerwehren 
organisiert. in Süddeutsch land überwiegen 
privatrechtlieh tätige Hilfsorganisationen 
als Leistungserbringer. Weitgehend über­
einstimmend werden in den Gesetzen fol­
gende Strukturprinzipien festgelegt: 

2. Organisationsformen des 
ReHungsdienstes 

Als Aufgabe des Rettungsdienstes wird die 
bedarfsgerechte flächendeckende Sicher­
steIlung der Versorgung der Bevölkerung 
mit Leistungen der Notfallrettung und des 
Krankentransports definiert. Beide Aufga­
benbereiche bilden eine medizinisch-orga­
nisatorische und wirtschaftliche Einheit der 
Gesundheitsvorsorge und Gefahrenab­
wehr, s. Abbildung 3. 
Gegenstand der Notfallrettung ist es, bei 
Notfallpatienten lebensrettende Maßnah­
men am Notfallort durchzuführen, deren 
Transportfähigkeit herzustellen und sie 
unter Aufrechterhaltung der Transportfä­
higkeit und Vermeidung weiterer Schäden 
in eine für die weitere Versorgung geeig­
nete Behandlungseinrichtung zu beför­
dern. Notfallpatienten sind Personen, die 

~ 

NY + %V, 1/1994 49 



RECHTLICHE GRUNDLAGEN DES 
RETTUNGSDIENSTES 

Organisationsformen des Re"ungsdienstes 

I Rettungsdienst I 

I 

I I 

I Notfallrettung I I Krankentransport I 
I 

I I 
Notarzteinsatz 

I 
Notfalleinsatz 

I 
I I 

I 

I I 
(mit Notarzt) (ohne Notarzt) 

I 
(betreuungspflichtiger 
Krankentransport) 

Abb.3 

sich infolge Verletzung, Krankheit oder son­
stiger Umstände entweder in Lebensge­
fahr befinden oder bei denen schwere 
gesundheitliche Schäden zu befürchten 
sind, wenn sie nicht unverzüglich medi­
zinische Hilfe erhalten. 
Krankentransport ist die Aufgabe, Kran­
ken oder Verletzten oder sonstigen hilfsbe­
dürftigen Personen, die keine Notfallpatien­
ten sind, fachgerechte Hilfe zu leisten und 
sie unter Betreuung mit Krankenkraftwa­
gen oder mit Luftfahrzeugen zu befördern 
(qualifizierter Krankentransport). 

2.1 Träger des Re"ungs-
dienstes 

Träger des Rettungsdienstes sind die Land­
kreise und kreisfreien Städte oder Ret­
tungszweckverbände, die das Gebiet meh­
rerer Kreise oder Städte umfassen. Für die 
Luftrettung sind zumeist die Länder Träger. 
Die Sicherstellungsverpflichtungen sind 
unterschiedlich geregelt. Einige Rettungs­
dienstgesetze sehen einen Vorrang der 
Hilfsorganisationen mit der Folge vor, daß 
für Kreise und Städte eine Pflichtträger­
schaft nur subsidiär besteht. In anderen 
haben die Kreise und kreisfreien Städte 
die Sicherstellungsverpflichtung uneinge­
schränkt, es ist ihnen jedoch auch hier mög­
lich, die Durchführung bestimmter Aufga­
ben auf Hilfsorganisationen oder Unter­
nehmer zu übertragen. 
Die Kreise und Städte nehmen ihre Aufga­
ben entweder als Angelegenheit des über-
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Quelle: Leben retten 4/92 

tragenen Wirkungskreises (Pflichtaufgabe 
zur Erfüllung nach Weisung) oder als 
Selbstverwaltungsaufgabe wahr. 

2.2 Hilfsfristen 
Die Notfallrettung hat gegenüber einem 
Notfallpatienten vordringlich fo lgende Auf­
gaben zu erfüllen: 
- Der Patient muß schnellstmöglich den 

nachtei ligen äußeren Umständen entzo­
gen werden, die zu einer Verschlechte­
rung seiner Lage führen können, und 

- er muß schnellstmöglich medizinisch 
versorgt werden. 

Für die schnellstmögliche Hilfeleistung ist 
der Zeitfaktor von entscheidender Bedeu­
tung. Die größte Gefahr, die einem Notfall­
patienten aus medizinischer Sicht droht, ist 
der Eintritt des plötzlichen Todes. Eine 
schnell eintretende, unerwartete Schädi­
gung der Atmungs- und Kreislauffunktion 
mit Atem- oder Kreislaufstillstand, man 
spricht vom "klinischen Tod", kann dazu 
führen. Bis zum Auftreten irreversibler Zell­
schäden besteht eine Zeitspanne von 4 bis 
6 Minuten. Diese 4 bis 6 Minuten gi lt es zur 
Durchführung von Wiederbelebungsmaß­
nahmen zu nutzen, um Leben zu erhalten 
und weitere Schäden zu vermeiden. 
Ausgehend von diesen Anforderungen sind 
in den meisten Rettungsdienstgesetzen für 
die Notfallrettung Hilfsfristen festgelegt 
worden, die allerdings variieren, wie die 
Abbildung 4 zeigt. Die Hilfsfristen stellen 
einen Kompromiß zwischen den notfallme-

dizinischen Erfordernissen und dem wirt­
schaftlich Realisierbaren dar. Allgemein 
wird davon ausgegangen, daß die Zeit vom 
Eingang der Notfallmeldung in der Leit­
stelle bis zum Eintreffen des Einsatzfahr­
zeuges am Notfallort möglichst nicht mehr 
als 10 Minuten betragen soll; sie darf nicht 
über 15 Minuten liegen. Diese Vorausset­
zungen werden als erfüllt angesehen, 
wenn die Hilfsfrist von 10 Minuten in min­
destens 80 v. H., die Hilfsfrist von höch­
stens 15 Minuten in mindestens 95 v. H. der 
in einem Jahr in einem Rettungsdienstbe­
reich zu erwartenden Notfalleinsätze plane­
risch eingehalten werden kann. 
Nach der Hilfsfrist richtet sich die Zahl der 
Rettungswachen und ihre räumliche Vertei­
lung im Rettungsdienstbereich. Hierfür 
werden Rettungsdienstpläne entweder 
zentral von den Ländern oder als Bereichs­
pläne von den kommunalen Trägern aufge­
stellt. 

2.3 Struktur des 
Re"ungsdlenstes 

Als Einrichtung des Rettungsdienstes wer­
den in jedem Rettungsdienstbereich eine 
Rettungsleitstelle und die nach den örtli­
chen Gegebenheiten (Infrastruktur, Topo­
graphie, etc.) erforderliche Anzahl von Ret­
tungswachen eingerichtet (Abbildung 5). 

Zeitrichtwerte in den 
Bundesländern 

Bundesland Zeitspanne 

Baden- Hilfsfrist1) 

Württemberg 

Bayern Hilfsfrist2) 

Hessen Hilfsfrist1) 

Niedersachsen Fahrzeit 

Nordrhein- Toleranz-
Westfalen zeiP) 

Saarland bis 
Eintreffen4) 

Schleswig- Fahrzeit 
Holstein 

Abb. 4 
Anmerkungen: 

Minuten 

10 bis 15 

12 bis 15 

10 

10 

5 bis 8 

15 

15 

1) Zeit zwischen Eingang der Notfallmeldung und 
Eintreffen am Unfa//ort in 95 % der Fälle zu errei­
chen 

2) Fahrzeit zum Unfallort 
3) Zeit zwischen Einsatzbefehl und Eintreffen am 

Notfallort 
4) Eintreffen der ärztlichen Hilfe nach Schadenser' 

eignis 

Quelle: Unfallverhütungsbericht Straßen­
verkehr 1991 vom 29. 7 1992, Drucksache 
12/3102 des Deutschen Bundestages ~ 



Abb. 5 

Struktur des Rettungsdienstes 

({) 
Notruf 

- landeswelt­
einheitlich 

2.3.1 ReHungslellslelien 
Die Rettungsleitstelle ist das ständig ein­
Satzbereite Kommunikationszentrum des 
gesamten Rettungsdienstes eines Ret­
tungsdienstbereiches. 
Die wichtigsten Aufgaben sind: 
- Annahme aller Hilfeersuchen 
- Einsatz und Koordinierung der Rettungs-

mittel (inkl. Rettungshubschrauber) in 
Ihrem Zuständigkeitsbereich (fachliches 
v,veisungsrecht) 

- Uberwachung des Funkverkehrs und der 
Einsatzfahrt 

- enge Zusammenarbeit mit dem ärztli­
chen Bereitschaftsdienst, den Kranken­
häusern, der Polizei, der Feuerwehr, dem 
Katastrophenschutz sowie anderen am 
Rettungsdienst Beteiligten 

- Führung eines zentralen Nachweises für 
die Krankenhausbetten 

- Informationen über Dienst- und Aufnah­
mebereitschaft von Krankenhäusern und 
anderen wichtigen Versorgungseinrich­
tungen . :n einigen Ländern werden die Rettungs­

eitsteIlen mit den Leitstellen für Feuer­
SChutz- und Katastrophenschutzaufgaben 
zusammengefaßt. 

2.3.2 ReHungswachen 
~ettungSWaChen sind die Organisati­
d nsemhelten des Rettungsdienstes, von 
enen die Hilfeleistung unmittelbar aus­

ieht. In ihnen werden die mobilen Ret­
ungsmlttel, insbesondere Krankenkraft­
~agen, sowie das erforderliche Personal 
ereltgehalten . Für die Bedarfsplanung 

wird al lgemein von einem Krankenkraftwa­
gen auf 12000 bis 15000 Einwohner ausge­
gangen, wobei mindestens 40 % RTW sein 
~ollen . Die Rettungsmittel müssen in ihrer 
R USstattung den allgemein anerkannten 
c~;~.ln von Medizin und Technik entspre-

Kombiniert mit 
Feuerwehr und 
Katastrophen­
schutz.oder . 

Quelle: 
Leben retten 
4/1992 

2.3.3 LuftreHung 
Die Luftrettung ist kein eigenständiger Teil 
des Rettungsdienstes. Sie ergänzt den 
bodengebundenen Rettungsdienst und 
war in den Rettungsdienstgesetzen der 
Phase I nicht besonders geregelt. 
Als Rettungsmittel werden Rettungshub­
schrauber mit einem Einsatzbereich in 
einem Radius von 50 bis 70 km mit folgen­
den Aufgaben eingesetzt. s. Abbildung 6: 

- Primärversorgungsflüge, 
- Primärtransportflüge, 
- Sekundärtransportflüge und 
- Sachtransportflüge. 
Träger der Luftrettung sind überwiegend 
die Länder. Dort, wo sie dies nicht sind, 
bestimmen sie aber in jedem Fall die Orga­
nisation der Luftrettung. 

2.3.4 Planungszahlen und 
Besland 

Planungs- und Istzahlen des rettungs­
dienstlichen Bedarfs zeigen die Abbildun­
gen 7-11. 
In den Istzahlen sind zum Teil auch die Ret­
tungsmittel privater Unternehmer enthal­
ten. 

2.3.5 Vorsorge für beson-
dere Gefahrenlagen 

Zur Sicherstellung der rettungsdienstlichen 
Versorgung bei größeren Notfallereignis­
sen sind die Träger gehalten, ausreichende 
Vorbereitungen für den Einsatz zusätzlicher 
Rettungsmittel und des notwendigen Per­
sonals zu treffen. 
Dazu gehören 
- der Einsatz von Leitenden Notärzten und 

- die Einrichtung von technischen Einsatz-
leitungen. 

Einsatz von Hubschraubern 
im ReHungsdiensl 

Allgemeines 
Hubschrauber des Rettungsdienstes 
ergänzen die bodengebundenen Ret­
tungsmittel (§ 7 Abs. 2 RettG). Ihr wir­
kungsvoller Einsatz ist nur dann gewähr­
leistet, wenn die Einrichtungen des 
Rettungsdienstes und die Krankenhäu­
ser eng zusammenwirken . 

Rettungshubschrauber (RTH) 
RTH sind Rettungsmittel mit regionalem 
Einsatzbereich, der das Gebiet mehrerer 
Träger des Rettungsdienstes (§ 6 Abs . 1 
RettG) umfaßt. 
Aufgaben: 
Im Rahmen der Notfallrettung nach § 2 
Abs. 1 RettG hat der RTH folgende Auf­
gaben: 
Schnelle Heranführung des rettungs­
dienstlichen Einsatzpersonals an den 
Notfallort zur Durchführung lebensret­
tender Maßnahmen und Herstellung der 
Transportfähigkeit von Notfallpatienten 
(Primä rversorgungsflüge); 
Transport von Notfallpatienten vom Not­
fallort in ein geeignetes Krankenhaus 
unter Aufrechterhaltung der Transport­
fähigkeit und Vermeidung weiterer 
Schäden (Primärtransportflüge); 
Transport medizinisch erstversorgter 
Patienten aus einem Krankenhaus in ein 
anderes für die weitere medizinische 
Versorgung geeignetes Krankenhaus 
nach ärztlicher Indikation (Sekundär­
transportflüge) . 
Darüber hinaus kann der RTH auch zur 
Rettung von Personen aus Lebensge­
fahr und in besonders dringenden Fällen 
für den Transport von Arzneimitteln, 
Blutkonserven, Organen und Transplan­
tationen oder medizinischem Gerät ein­
gesetzt werden (Sachtransportflüge) . 

Abb.6 

3. Personal im ReHungs-
diensl 

Funktionsfähigkeit und Qualität des Ret­
tungsdienstes werden bestimmt durch die 
Kenntnisse und Fähigkeiten des hierfür ein­
gesetzten Personals. Bestimmend für die 
Anforderungen an die Qualifikation des ret­
tungsdienstlichen Personals sind das 
Patientenwohl sowie die Entwicklungen 
und Erkenntnisse der Notfallmedizin. Sie 
ergeben sich insbesondere aus der in den 
Rettungsgesetzen definierten Aufgabe der 
Notfallrettung. 
Ausgehend hiervon sind die Träger ret­
tungsdienstlicher Aufgaben dafür verant­
wortlich, daß die eingesetzten Rettungs­
mittel auch mit dem hierfür qualifizierten 
Personal besetzt werden. Sie haften für 
Schäden, die durch mangelnde Qualifika­
tion des Personals entstehen, zivil- und 
strafrechtlich unter dem Gesichtspunkt des 
Organisationsverschuldens. Nicht hinrei­
chend qualifiziertes Personal ist unter 
l)mständen nach dem Gesichtspunkt des 
Ubernahmeverschuldens haftbar. ~ 
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RECHTLICHE GRUNDLAGEN DES 
RETTUNGSDIENSTES 

Anzahl der Re"ungs-
leltstellen Stand: 1991 

beabsich-
Ist 

tigtes Soll 

Baden- 37') 37 
Württemberg 

Bayern 26 26 
Berlin 12) 1 

Bremen 2 2 
Hamburg 13) 1 
Hessen 24 274

) 

Niedersachsen 53 53 
Nordrhein- 54 54 
Westfalen 

Rheinland-Pfalz 18 18 
Saarland 1 1 

Schieswig-Hoistein 15 15 
Mecklenburg- 14 37 
Vorpommern 

Brandenburg 12-14 44 

Sachsen-Anhalt _5) 40 

Sachsen 21 53 

Thüringen 7 33 

Abb. 7 

Anmerkungen: 
1) Zuzüglich Oberleitstelle in Stuttgart für überregio­

nale Aufgaben 
2) Die Funktion der zentralen Rettungsleitstelle wird 

von der Leitstelle der Berliner Feuerwehr wahrge­
nommen; ihr ist die Krankentransportleitstelle der 
Hilfsorganisationen (ASB, DRK, JUH, MHD) 
angegliedert. 

3) Neben der Rettungsleitstelle besteht eine nach­
geordnete Krankentransportleitstelle. 

4) Davon 20 zentrale Leitstellen auf Kreisebene und 
7 Leitfunkstellen (auch für überörtliche Aufga­
ben). Ausschließlich gemeinsame Leitstellen für 
den Brand- und Katastrophenschutz sowie Ret­
tungsdienst 

5) Die Erarbeitung der Sollzahl ist abhängig von der 
geplanten Gebietsreform in Sachsen-Anhalt und 
gegenwärtig noch nicht zu bestimmen. 

Quelle: Unfallverhütungsbericht Straßen­
verkehr 1991 
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Anzahl der Re"ungs-
wachen 1» Stand: 1991 

beabsich-
Ist 

tigtes Soll 

Baden- 2302) 230 
Württemberg 

Bayern 284 2873) 

Berlin 494) 49 

Bremen 20 20 
Hamburg 32 315) 

Hessen 176 205 

Niedersachsen 215 215 

Nordrhein- 377 377 
Westfalen 

Rheinland-Pfalz 113 113 

Saarland 25 25 

Schleswig-Holstein 79 797) 

Mecklenburg- 908) 87 
Vorpommern 

Brandenburg _9) 107 

Sachsen-Anhalt _9) 115 
Sachsen 142 125 

Thüringen 85 80 

Abb. B 

Anmerkungen: 
1) Ohne Stationen des Luft-, Berg- und Wasserret­

tungsdienstes 
2) Davon 30 nicht ständig besetzte AußensteIlen. 
3) Nicht enthalten sind 10 Stellplätze, die nicht ganz­

tägig besetzt sind. 
4) Außerdem bestehen 39 Krankenwagen-Depots, 

von denen 1 der Berliner Feuerwehr. 15 den Hilfs­
organisationen, 3 den Werk feuerwehren, 1 der 
Berliner Flughafen-Gesellschaft und die restli­
chen 19 privaten Unternehmen gehören; sie sind 
zum überwiegenden Teil nur zeitweilig besetzt. 

5) Ferner sind 13 KrankentransportsWtzpunkte der 
Sanitätsorganisationen vorhanden. 

6) Endgültige Zahl ist noch nicht festgestellt. 
7) Enthalten sind 7 Rettungsnebenstellen, die nicht 

ganzjährig besetzt sind. 
8) Im Rahmen von Bedarfsanpassungen au~. Lei­

stungs- oder Kostengründen können hier Ande­
rungen notwendig werden. 

9) Die Erarbeitung der Sollzahl ist abhängig von der 
geplanten Kreisreform und somit gegenwärtig 
noch nicht zu bestimmen. 

Quelle: Unfallverhütungsbericht Straßen­
verkehr 1991 

Anzahl der Krankentrans­
portwagen (KTW' Stand: 1991 

beabsich-
Ist tigtes Soll ' ) 

Baden- 417 417 
Württemberg 

Bayern 618 618 

Berlin 175 1752) 

Bremen _3) -

Hamburg 47 474 ) 

Hessen 200 431 
Niedersachsen5 ) 320 473 
Nordrhein- 614 1203 
Westfalen 

Rheinland-Pfalz 192 233 
Saarland 30 30 
Schieswig-Hoistein 74 74 
Mecklenburg- 80 1758) 

Vorpommern 

Brandenburg _9) 194 
Sachsen 230 344 
Sachsen-Anhalt _9) 123 
Thüringen _9) 150 

Abb.9 

Anmerkungen: 

I1 

Krankenkraftwagen der Bundeswehr stehen für den 
zivilen Bereich im akuten einzelnen Notfall zur Verfü­
gung, wenn die zivilen Einrichtungen nicht rechtzei­
tig oder nicht ausreichend helfen können. 
1) Das Ergebnis der Neufestlegung durch die 

jeweils zuständigen Bereichsausschüsse liegt 
nicht vollständig vor. 

2) Ferner stehen 83 KTW als Reservefahrzeuge und 
weitere 63 bundeseigene KTW des Katastr0-
phenhilfsdienstes zur Verfügung. 

3) Bei den im Lande Bremen im Rettungsdienst ein­
gesetzten Fahrzeugen handelt es sich - ausge­
nommen 7 RTW nach DIN 75080 - um K7lI\I. die 
durch zusätzliche Ausrüstung den RTW angegli­
chen sind und deshalb als RTW geführt werden. 
Im Einsatz wird nicht zwischen KTW und RTW 
unterschieden. 

4) Ab 1. Januar 1990 werden Krankentransporte des 
öffentlichen Rettungsdienstes ausschließlich von 
den vier Sanitätsorganisationen ASB, DRK, JUH 
und MHD durchgeführt. 

5) Stand 1989 (aufgrund des neuen Niedersächsi­
schen Rettungsdienstgesetzes ... vom 29. 
Januar 1992 werden erst ab 1994 neue statisti­
sche Angaben vorliegen). 

6) Endgültige Zahl ist noch nicht festgelegt. 
7) Die Ist-Angabe erfolgt auf der Grundlage des 

Jahresgesundheitsberichtes 1988 (Stand 31. 
Dezember 1988). 

8) Davon sind ca. 120 KTW-Fahrzeuge des DDR­
TVps B 1000. 

9) Aufgrund der geplanten Gebietsreform sind Soll­
Angaben zur Zeit nicht möglich. 

Quelle: Unfallverhütungsbericht Straßen­
verkehr 1991 ~ 



Anzahl der ReHungswagen (RTW) Stand: 1991 Die Durchführung notfallmedizinischer 

beab-
sich- Ist') 
tigtes 
Soll 

Baden-Württemberg 357 357 
Bayern 408 408 
Berlin 117 1173) 

Bremen 45 454 ) 

Hamburg 84 84 
Hessen 3006) 189 
Niedersachsen7) 280 346 
Nordrhein-Westfalen 633 753 
Rheinland-Pfalz 128 113 
Saarland 27 23 
Schleswig-Holstein 116 116 
Mecklenburg-Vorpommern 105 909) 

Brandenburg _ '0) 119 
Sachsen-Anhalt 250 111 
Sachsen 154 204 
Thüringen 377" ) 377 

Abb. 10 

Anmerkungen: 
Rrw der Bundeswehr nach DIN 75080 werden 
rertelmäßig im zivilen Bereich eingesetzt. Sie sind 
mit einem Notarzt besetzt. 

1) Einschließlich NAW 
2) Doppelzählungen, da an einigen Standorten je 

nach Bedarf beide Systeme praktiziert werden. 
3) Außerdem stehen 34 RTW als Reservefahr­

zeuge zur Verfügung. 
4) Einschließlich 14 Reservefahrzeuge. 

Bei den im Lande Bremen im Rettungsdienst 
eingesetzten Fahrzeugen handelt es sich - aus­
genommen 7 RTW nach DIN 75080 - um KTlN, 
die durch zusätzliche Ausrüstung den RTW 
angeglichen sind und deswegen als RTW 
geführt werden. Im Einsatz wird nicht zwischen 
KTW und RTW unterschieden. Das Rendezvous­
System wird in der Stadtgemeinde Bremerha­
ven werktags nach 16 Uhr und an Wochenenden 
und Feiertagen betrieben. 

5) Einschließlich Mehrzweckfahrzeuge (RTW und 
MZFj 

6) 1 Notarztwagen der Bundeswehr wird regelmä­
ßig im zivilen Rettungsdienst eingesetzt und ist 
/m Bundeswehrkrankenhaus stationiert. 

7) Stand 1989 lAuf Grund des neuen Niedersächsi­
schen Rettungsdienstgesetzes vom 29. 1. 1992 
werden erst ab 1994 verläßliche statistische 
Angaben vorliegen.) 

8) Die Istangabe erfolgt auf der Grundlage des Jah­
resgesundheitsberichtes 1988 IStand: 31. De­
zember 1988). 

9) Davon sind 60 Fahrzeuge noch aus DDR-Produk­
t/on und müssen bis 1994 ersetzt werden, da sie 
nicht der DIN 75080 entsprechen. 

10) Die z. Z. sehr kleinen Rettungsdienstbereiche 
lassen, da ihre geringe Größe zu einer überhöh­
ten Vorhaltung zwingt, die Ermittlung der 5011-
zahl noch nicht zu. 

11) Anzahl der Rettungsmittel; detaillierte Angaben 
sind noch nicht verfügbar. Davon sind 17 NAW 
enthalten. 

Quelle: Unfallverhütungsbericht Straßen­
verkehr 1991 

davon 
Anzahl der 
Notarzt- Rendevous-
wagen- system 
Standorte 
122 89 
197 1492) 

14 -
7 -

766) -
50 23 
67 27 

311 227 
336) 17 
14 11 
32 212) 
6 

23 

13 -

Hubachrlluber-St.ttonen 
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5 

-
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Maßnahmen am Notfallort ist primär ärztli­
che Aufgabe und Ausübung der Heilkunde. 
Diese ist aber nach dem Heilpraktikerge­
setz nur dem Arzt und in beschränktem 
Umfang dem Heilpraktiker vorbehalten. 
Wer ohne Approbation als Arzt oder ohne 
Erlaubnis nach der Bundesärzteverordnung 
oder ohne Heilpraktikererlaubnis die Heil­
kunde ausübt. macht sich strafbar. Dies gilt 
auch für Rettungssanitäter und Rettungs­
assistenten, sofern nicht besondere Recht­
fertigungsgründe im Rahmen der Not­
kompetenz in Betracht kommen. 
Für die Bestimmung des Tcitigkeitsfeldes 
der Rettungssanitäter und Rettungs­
assistenten ist wesentlich, wozu ihre Aus­
bildung sie befähigt. Rettungsassistenten 
sollen nach § 3 RettAssG entsprechend der 
AufgabensteIlung des Berufs als Helfer des 
Arztes inbesonde~~ dazu befähigt sein, am 
Notfallort bis zur Ubernahme der Behand­
lung durch den Arzt lebensrettende Maß-

BMV 
AbL·~ 

Hubschr.auber-Statloßeß 
·BASt . der . BUßdesrepubllk Deutschland 

Abb. 11 Quelle:· Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr 7991 
~ 
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RECHTLICHE GRUNDLAGEN DES 
RETTUNGSDIENSTES 

NOTARZT RETTUNGSASSISTENT RETTUNGSSANITÄTER RETTUNGS HELFER 

Qualifikation: Arzt mit Ausbildung nach Ausbildung nach Ausbildung nach 
Fachkundenachweis RettAssG mit: Programm Bund- Richtlinien der 
Rettungsdienst Länder-Ausschuß Hilfsorganisationen 

• 1.200 Stunden "Rettungswesen " und Feuerwehren 
theoretischer u. mit: mit : 
praktischer Aus-
bildung an Schulen • 520 Stunden • 160 Stunden 
für RettAss. theoretischer u. theoretischer u. 

praktischer Aus- praktischer Aus-
• Staatlicher Prüfung bildung bildung 

• 1.600 Stunden 
Praktikum 

(2 Jahre) 

Aufgabe: Notfallrettung Notfallrettung Notfallrettung Krankentransport 
D Behandlung und D Versorgung von D Fahrer des RTW/ D Fahrer des KTW 

Versorgung von Notfallpatienten NAW o Helfer des 
Notfallpatienten o Helfer des Arztes o Helfer des RettAss RettSanitäters 

Abb.12 

nahmen bei Notfallpatienten durchzufüh­
ren, die Transportfähigkeit solcher Patien­
ten herzustellen, die lebenswichtigen 
Körperfunktionen während des Transports 
zum Krankenhaus zu beobachten und auf­
rechtzuerhalten sowie Kranke, Verletzte 
und sonstige hilfsbedürftige Personen, 
auch soweit sie nicht Notfallpatienten sind, 
unter sachgerechter Betreuung zu beför­
dern. 
Die Anforderungen an die Qualifikation des 
in der Notfallrettung und im Krankentrans­
port eingesetzten Personals ist jetzt weit­
gehend in den neuen Rettungsdienstgeset­
zen geregelt. In der Abbildung 12 sind die 
wesentlichen Anforderungen zusammen­
gefaßt. Abweichungen sind derzeit auf­
grund von Übergangsvorschriften noch 
möglich. 

4. Finanzierung des 
Re"ungsdiensles 

Die Finanzierung des Rettungsdienstes 
lehnt an das bisherige dualistische Finanzie­
rungsprinzip der Krankenhausfinanzierung 
an, übernimmt dieses aber nur zu einem 
Teil. In den Rettungsdienstgesetzen wird 
zunächst im Grundsatz bestimmt. daß der 
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o Fahrer des NEF D Helfer des Arztes 

Krankentransport 

o Betreuung von 
Nichtnotfallpatienten 

jeweilige Träger seine Kosten zu tragen hat. 
Die Länder beteiligen sich unterschiedlich 
an den Investitionskosten. Es gibt Länder, 
die Investitionskosten in voller Höhe über­
nehmen, allerdings nach Maßgabe des 
Haushalts. Andere übernehmen Investitio­
nen nur für bestimmte Einrichtungen. 
Betriebskosten sind von den Benutzern der 
rettungsdienstlichen Einrichtungen zu tra­
gen. Dazu werden 
- entweder Benutzungsentgelte mit den 

Krankenkassen nach § 133 Abs. 1 SGB V 
vereinbart oder 

- bei hoheitlich organisierten Rettungs­
diensten Gebühren nach Satzung erho­
ben. 

Bei Gebührenfestsetzungen durch Satzung 
sehen die Rettungsdienstgesetze Mitwir­
kungsrechte der Krankenkassen vor. 

Zusammenfassung 
Mit den neuen Rettungsdienstgesetzen 
sind die Voraussetzungen dafür gegeben, 
einen funktionsfähigen und bedarfsgerech­
ten Rettungsdienst zu erhalten und weiter 
fortzuentwickeln. Es werden erstmals Lei­
stungsstandards gesetzlich festgeschrie­
ben, die allerdings noch nicht überall 

erreicht sind. Bei der derzeitigen Finanzlage 
der Länder, Gemeinden und Krankenkas­
sen wird es erheblicher Anstrengungen 
bedürfen, die Standards durchzusetzen 
und zu erhalten. 

(Eingang des Manuskripts: 18.10.1993) 
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AUSBILDUNG IM FRIEDENSMÄSSIGEN 
UND ERWEITERTEN 
KATASTROPHENSCHUTZ 
Horst Wagner, Nieder-Weisel 

Referat am 22. 10. 93 anläßlich des KatS-Sonderseminars der JUH in Heyrothsberge 

Der Katastrophenschutz stellt heute ein 
umfassendes Hilfeleistungssystem dar. 
Man versteht darunter alle vom Bund und 
den Ländern gemeinsam organisierten 
Maßnahmen zur Verhinderung, Milderung 
oder Beseitigung von Schäden durch Kata­
strophen im Frieden und im Krieg. Der Kata­
strophenschutz setzt sich demnach aus 
dem friedensmäßigen Katastrophenschutz 
und dem für den Verteidigungsfall erweiter­
ten Katastrophenschutz zusammen. 
Der friedensmäßige Katastrophenschutz 
dient dem Schutz gegen natur- oder tech­
~Isch (industriell) bedingte Katastrophen; er 
Ist Sache der Länder. 
Der erweiterte Katastrophenschutz soll im 
Verteidigungsfall den besonderen Gefah­
ren und Schäden eines Krieges Rechnung 
tragen. Damit diese auf den Verteidigungs­
f~.11 erweiterten Aufgaben erfüllt werden 
kannen, verstärkt der Bund die friedensmä­
ßigen Einheiten mit speziellem Gerät, 
Material und der hierfür nötigen Ausbil­
dung . In der Größenordnung von Va des 
Katastrophenschutzes verstärkt der Bund 
den Katastrophenschutz im Rahmen der 
Erweiterung durch eigene Einheiten. 
Die Gesamtstärke des Katastrophenschut­
Zes soll 1 % der Bevölkerung betragen") 
und setzt sich aus % friedensmäßigem 
Katastrophenschutz plus Y3 Verstärkung zu­
sammen. 

Erweiterter 
Katastrophenschutz 

Ergänzungsteil 
% 

Friedensmäßiger 
Katastrophenschutz 

Die Ausbildung im Katastrophenschutz 
~KatS) gliedert sich in gleicher Weise in eine 
nedensmäßige und eine erweiterte oder 

*) Diese Quote wurde nach der Vereinigung 
beider deutscher Staaten aufgegeben 
(Red.) 

zusätzliche Ausbildung. Die zusätzliche 
Ausbildung wird auch teilweise als die 
besondere Ausbildung bezeichnet. Bei der 
Unterscheidung in friedensmäßige und 
zusätzliche Ausbildung geht es in erster 
Linie nicht um fachliche Differenzen, son­
dern lediglich um die Verteilung der Aus­
bildungskompetenzen, -ebenen und -ko­
sten. 

Die friedensmäßige 
(oder friedenszeitliche ) 
KatS-Ausbildung 
Die friedensmäßige Ausbildung wird 
weder vom Bund direkt bezuschußt noch 
finanziert . 
Sie umfaßt gem. KatS-Ausbildungs-VwV 
a) allgemeine Ausbildung, 

einschließlich Erste Hilfe, 
b) fachliche Ausbildung, 
c) Ausbildung im Rahmen der Einheit, 
d) Führungsausbildung für Führer 

und Unterführer. 
Für diese Ausbildungsgänge erstellen die 
Organisationen ihre eigenen Ausbildungs­
vorschriften, welche zum Teil mit den 
Behörden abgestimmt, zum Teil auch 
genehmigt, teilweise aber alleinverant­
wortlich von den Organisationen aufge­
stellt und umgesetzt werden. 
a) Allgemeine Ausbildung 

Zur allgemeinen Ausbildung gehören im 
einzelnen: 
- Lehrgang Erste Hilfe 
- Lehrgang Erste Hilfe für Fortgeschrit-

tene 
- Lehrgang HLW 
- Lehrgang Sanitätshelfer 

b) Die fachliche Ausbildung umfaßt zum 
Beispiel 
- Fachausbildung 

Sanitätsdienst 160 Std. 
- Kraftfahrerschulung 24 Std. 
- Sprechfunkausbildung 8 (27) Std. 

cl Ausbildungen im Rahmen der 
Einheiten sind in erster Linie 
- Übungen (Teilübungen, Vollübungen, 

Alarmierungsübungen etc.) 
d) Führungsausbildung wird von den 

Organisationen als 
- Gruppenführer-Lehrgang 
- Zugführer-Lehrgang 
- Bereitschaftsführer-Lehrgang 
durchgeführt 

Die Fachdienste Bergung, Instandsetzung, 
ABC, Betreuung, Veterinär, Fernmelde, 
Versorgung und die Führungsdienste erhal­
ten eine Vollausbildung. 

Friedensmäßige sanitäts­
dienstliche Ausbildung 
am Beispiel der JUH 
allgem. San-Ausb. 

EH 
EH-F 
HLW 
San-H 

16 Std. 
24 Std. 
6 Std. 

21 Std. 

Fachausbildung Sanitätseinsatz 

Einführung in die JUH-Arbeit 

Einsatzlehre Sanitätsdienst 
- im Schadensgebiet 
- auf dem Verbandplatz 

10 Std . 

130 Std . 

- auf dem Krankenwagenhalteplatz 
- in der Verletztensammelstelle 

Einsatzlehre TechnikfTaktik 
- allgemeine Regeln 
- Kommandos, Befehle, 

Übermittlungszeichen 
- Karten, Pläne 
- Meldungen 

20 Std. 

Die zusätzliche Ausbildung 
Die Einzelheiten des KatS sind so auszu­
richten und zu organisieren, daß sie auch im 
Verteidigungsfall eingesetzt werden kön­
nen . Zu diesem Zweck erhalten sie eine 
zusätzliche Ausbildung, d. h. eine auf die 
Gegebenheiten des Verteidungsfalles ab­
gestellte Ausbildung. 
Die zusätzliche Ausbildung ist in Muster­
ausbildungsplänen (MAPI) geregelt. Die 
anfallenden Ausbildungskosten werden 
vom Bund getragen, sofern es sich um Ein­
heiten der Verstärkung handelt. Für frie­
densmäßige Einheiten des Ergänzungsteils 
erfolgt nur dann eine Kostenübernahme für 
die zusätzliche Ausbildung durch den Bund, 
wenn diese zuvor durch den Bund aner­
kannt worden sind. Man spricht in diesem 
Fall auch von Einheiten der friedensmäßi­
gen Ergänzung. Nach 1978 hat der Bund 
mangels fehlender Finanzen keine Aner-

~ 
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kennung von sogenannten Ergänzungsein­
heiten durchgeführt. 
Einheiten des friedensmäßigen KatS kön­
nen jedoch durch den Bund als "gleichwer­
tige Einheiten" anerkannt werden. Dies hat 
zwar keine finanziellen und materiellen 
Konsequenzen, ermöglicht aber die Frei­
stellung von Helfern nach § 8.2 KatSG 
durch die zuständige Behörde. 
Zur zusätzlichen Ausbildung sind die beson­
dere Ausbildung und die Vollausbildung zu 
rechnen . 
Die besondere Ausbildung baut auf einer 
vollständigen friedensmäßigen Ausbildung 
auf, die für den Sanitäts- und Brandschutz­
dienst von den Organisationen vermittelt 
wird . 
Eine Vollausbildung erhalten die Einheiten 
und Fachdienste, die im Frieden nicht oder 
nicht in dem für den Verteidigungsfall erfor­
derlichen Umfange tätig werden müssen. 
Es handelt sich um folgende sieben Fach­
dienste: 
- Bergungsdienst, 
- Instandsetzungsdienst, 
- ABC-Dienst, 
- Betreuungsdienst, 
- Veterinärdienst, 
- Fernmeldedienst und 
- Versorgungsdienst. 
Zusätzlich auszubilden sind Helfer, Unter­
führer und Führer. Die Ausbildung der Hel­
fer ist auf die Funktion abzustellen, die sie 
wahrzunehmen haben; sie ist funktions­
und gerätebezogen. 
Die Ausbildung findet auf drei Ebenen statt. 
nämlich 
- auf Standortebene, 
- auf Landesebene, 
- auf Bundesebene. 
Auf Standortebene findet die Aus- und 
Fortbildung der Helfer, der Mitglieder des 
Stabes statt und es werden Übungen 
durchgeführt. 
Die Helfer-Aus- und -Fortbildung obliegt 
den jeweiligen Organisationen . Sie soll von 
den Führern und Unterführern selbst durch­
geführt werden . 
Die ordnungsgemäße Durchführung wird 
vom HVB nach den Musterausbildungsplä­
nen kontrolliert. Für den Sanitätsdienst gei­
ten die MAPI1, 401 und 499. 
Für die Aus- und Fortbildung der Stabs-Mit­
glieder ist der HVB selbst verantwortlich . 
Auf Landesebene unterhalten die Länder 
KatS-Schulen . 
An ihnen werden 
- Aus- und Fortbildungs-Lehrgänge für Hel­

fer und Unterführer in besonderen Tätig­
keiten, 

- Aus- und Fortbildungs-Lehrgänge für 
Führer und Unterführer, 
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- Einweisung, Aus- und Fortbildungs-Lehr­
gänge für Mitglieder des Stabes des HVB 
sowie Sonderlehrgänge durchgeführt. 
Übungen können ebenfalls auf Landes­
ebene angesetzt werden; sie bedürfen 
der Zustimmung des Bundesamtes für 
Zivilschutz in Bonn . 

Auf Bundesebene werden folgende Schu­
len unterhalten: für den Führungsbereich 
die KSB in Bad-Neuenahr/Ahrweiler und für 
das THW die Bundesschule in Hoya. An 
den Bundesschulen werden aus- und fort­
gebildet: 
- Bereitschaftsführer 
- Zugführer für IDi, VDi und FmDi, evtl. 

auch andere Fachdienste 
- Ärzte und Tierärzte 
- Mitglieder des Stabes des HVB 
- Führer des ABCDi 
- Gruppenführer des IDi 
- Sprengmeister 
- Lehrkräfte 
Beide Schulen ergänzen sich mit Lehrgän­
gen . 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß 
der Grundstein für eine qualifizierte Aus­
bildung vom Helfer bis zur Führungskraft 
auf Standortebene gelegt wird . Die Aus­
bildung ist zum größten Teil aus dem frie­
densmäßigen Bereich zu finanzieren . 
Zuschüsse vom Kreis, von der Stadt oder 
vom Land können nur erfolgen, wenn die 
Ausbildungsvorhaben oder Materialbe­
schaffung rechtzeitig beantragt, von den 
politischen Gremien befürwortet oder nach 
den VwVs bezuschußungsfähig sind . 
Schlechte Ausbildung, KatS-Kräfte mit 
geringem Einsatzwert sind Ausdruck von 
schlechter Planung und schlechter Führung 
evtl. auch tatsächlich fehlender Bereit­
schaft zur Finanzierung durch die politi­
schen Gremien, entbinden uns aber nicht 
von den zu leistenden Aufgaben im KatS­
Fall. 

Abkürzungen: 
ABCDi = Fachdienst ABC 
FmDi = Fachdienst Fernmelde 
HLW = Herz-Lungen-Wiederbelebung 
HVB = Hauptverwaltungsbeamte 
lOi = Fachdienst Instandsetzung 
KatS = Katastrophenschutz 
KatSG = Gesetz über die Erweiterung 

MAPI 
San-H 
VDi 
VwV 
V-Fall 

des Katastrophenschutzes 
= Musterausbildungsplan 
= Sanitätshelfer 
= Fachdienst Veterinär 
= Verwaltungsvorschrift 
= Verteidigungsfall 
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ZEHN MINUTEN SCHNÜFFELN 
SIND SCHWERSTARBEIT 

Der Polizist und sein Hund. Ein eingespiel­
tes Team. Die Nase des Vierbeiners findet 
Vermißte, kommt Rauschgifthändlern auf 
die Spur, erschnüffelt Sprengstoff durch 
Kofferwände. "Die Hundenase ist durch 
kein Gerät zu ersetzen", meint Poli­
zeihauptkommissar Klaus Sawallisch. Er lei­
tet die Diensthundeausbildung für die Poli­
zei in Rheinland-Pfalz, die seit 1985 bei der 
1. Bereitschaftspolizeiabteilung in Enken­
bach-Alsenborn bei Kaiserslautern zu 
Hause ist. 
Rüde "Elk" ist ein attraktiver Langhaar­
Schäferhund. Groß gew0rden ist er in einer 
Gastwirtschaft. "Ganz roh" kam er in die 
Hände der Ausbilder. Auch für Roland Herp 
Ist es eine Premiere. Er führt seinen ersten 
Diensthund. Unterordnung steht auf dem 
Stundenplan. "Elk" beweist zur Zufrieden­
heit der Ausbilder, was er nach täglichem 
Training in vier Wochen gelernt hat. Unter 
den prüfenden Blicken zeigt sich auch, daß 
.. Elk" als Schutz- und Fährtenhund Karriere 
machen kann. 

hnmer auf der Suche 
In der ganzen Bundesrepublik suchen Klaus 
Sawallisch und seine Kollegen nach geeig­
neten Hunden. Es ist ein mühsames 
Geschäft, denn alle Polizeibehörden bun­
desweit haben einen Bedarf von 5000 
Diensthunden. In der Zeitschrift des Ver­
eins für Deutsche Schäferhunde wird 
monatlich inseriert. Angebote kommen von 
Privatleuten, Hundezüchtern und Hunde­
sPortiern . Auch Hundeführer ziehen Wel­
Pen groß. Allerdings mit dem Risiko, daß 
Sie durch die "Aufnahmeprüfung" fallen. 
Im Schnitt 50 Tiere werden begutachtet, 
ehe ein" Treffer" dabei ist. 
Zur Zeit sucht Sawallisch noch drei Hunde 
für den Rauschgiftspürhunde-Lehrgang. Im 
Jahr müssen 18 bis 20 Tiere "krankheits­
O?er leistungsbedingt ersetzt" werden . 
Ein bis drei Jahre alt sollen die Rüden sein. 
Sorgfältige Auswahl beim Kauf erspart spä­
ter Enttäuschungen. Auf einem neutralen 
Gelände wird das Tier unter die Lupe 
genommen. Umgänglich und nervenstark 
muß es sein, ängstliche Naturen scheiden 
aus. Beißer ohnehin. Gesunde Aggressivi­
tat kann der Hund zeigen . Sawallisch: "Er 
muß die Person annehmen und Wehrtrieb 
gegen Bedrohungen entwickeln." Ein aus­
~prägter Spieltrieb ist wohl das wichtigste 
h erkmal, denn spielerisch wird der Dienst-

und später seine Arbeit tun. Ist dieser 
Tcfleb mit Ausdauer verknüpft, stehen die 
~ancen für eine" Laufbahn" bei der Poli­

zhel gut. Deutsche und belgische Schäfer­
unde schneiden bei diesen Tests am 

~esten ab. Aber auch Rassen wie Rottwei­
er oder Labrador sind vertreten. 

Auf Wirbelsäule, Hüfte und mehr geprüft 
werden die Hunde dann bei der tierärztli­
chen Untersuchung. Es folgen vier Wochen 
Probezeit mit .. Umwelttraining" - Verhal­
ten in der Stadt beispielsweise -, danach 
die Abschlußprüfung, die alle Komponen­
ten nochmals abfragt. Und erst jetzt wird 
endgültig über den Kauf entschieden. 
Schäferhund "Benno" hat alle Stationen 
mit Erfolg durchlaufen. Bevor er zur Polizei 
kam, hat er einen Schrottplatz bewacht und 
"die Leute an die Wand gestellt". Jetzt 
gehört er zu Hundeführer Jörg Flatter. Bei 
ihm zu Hause hat er einen Zwinger, "lebt 
aber in meiner Familie. Ohne Probleme". 
Bennos Fell ist in diesen Wochen beim 
neuen Herrn schon viel ansehnlicher 
geworden. Und als er bei der Grundausbil­
dung "den Mann verbellt", ist nichts aus­
zusetzen. Daß sich "Benno" so gut macht, 
wollte der Vorbesitzer gar nicht glauben, als 
er sich neulich erkundigte. Doch Klaus 
Sawallisch weiß aus Erfahrung: "Ein erfah­
rener Hundeführer kann einen Hund noch 
korrigieren." Verhaltensstörungen ausge­
nommen. 
Ebenso wichtig wie die richtige Auswahl 
der Tiere ist die Wahl der Hundeführer. 
Sawallisch kennt alle, Vierbeiner wie Zwei­
beiner. Der Polizist sollte bereits ein Jahr im 
aktiven Dienst gewesen sein. Diensthun­
deführer zu sein ist Neigungssache. Die 
Beamten bewerben sich um die Stellen. 
"Das macht keiner, der Hunde nicht liebt." 
Entsprechend gut ist das Arbeitsklima. 
Auch der Umgang mit den Tieren. Die Aus­
bildung bewegt sich zwischen zwei Polen: 
Erwünschtes Verhalten wird bestätigt und 
belohnt, unerwünschtes mit einem Leinen­
ruck geahndet. Konsequenz in der Erzie­
hung ist wesentlich. 

Ein Hund und ein Mann" lautet die Devise. 
ÖPtimale Voraussetzung für gute Leistung. 
In USA führen zwei Männer einen Hund. 

Doch von beiden ist immer nur einer der 
~rste und damit der Boß." Die enge Bin­
dung zwischen Hund und Polizist garantiert 
Erfolg. Den hatten die Diensthundeführer 
aus Rheinland-Pfalz schon bei vielen "au­
ßerordentlichen" Konkurrenzen auf Bun­
desebene. Die Pokalsammlung im Dienst­
zimmer von Sawallisch beweist es. 
Der Hundeführer hat beim Einsatz das 
Sagen. Schäferhund "Kid" hat das spielend 
gelernt. Er ist ganz scharf auf sein Spiel­
zeug, sucht es immer wieder und bringt es. 
Und dieses" Bringsei" roch irgendwann im 
Lauf der Ausbi ldung nach Heroin. 
Heck und" Kid" laufen zunächst durch den 
Raum, gewöhnen sich ein. Dann "spielt der 
Hundeführer den Hund an", zeigt ihm das 
"Bringsei" und versteckt es. "Kid" setzt 
seine Nase ein, beschnüffelt ausgiebig und 

1 03 Spezialisten 
Im Aufspüren 

Lehrgänge für Rauschgihsuchhunde 
sind auch im Ausland gefragt. 

In Rheinland-Pfalz sind 103 Hunde im 
Dienst der Polizei. 
34 sind auf Rauschgiftsuche speziali­
siert, zwölf werden auf Sprengstoff 
angesetzt, sieben sind zum Aufspüren 
von Leichen ausgebildet. 50 Hunde kom­
men im Schutzdienst zum Einsatz, sie 
sollen Überfälle auf ihren Hundeführer 
vereiteln oder flüchtende Personen 
durch Zubeißen an der Flucht hindern. 
Bei Suchaktionen werden sie auf die 
Fährte vermißter Personen gesetzt. 
Die zentrale Ausbildungsstelle für 
Diensthunde ist seit 1985 bei der 1. 
Bereitschaftspolizeiabteilung in Enken­
bach-Alsenborn. Ihr Leiter, Klaus Sawal­
lisch, ist direkt dem Leiter der Abteilung 
zugeordnet. Schutzpolizeidirektor Dieter 
Frank: "Unsere räumlichen Gegebenhei­
ten in Enkenbach waren einfach besser 
als die Unterbringung der Ausbildungs­
steile zuvor in Wengerohr. " 
Jeder Diensthund und sein Hundeführer 
absolvieren zunächst den Grundlehr­
gang, der zwölf Wochen dauert. Er 
umfaßt eine Ausbildung als Schutz- und 
Fährtenhund. Acht bis zehn Wochen 
nehmen dann die verschiedenen Son­
derkurse in Anspruch. 
Beamte der französischen Gendarmerie 
und der Polizei aus Luxemburg kommen 
seit Jahren regelmäßig in die Pfalz. In 
Enkenbach-Alsenborn wurden auch 
schon Hundeführer aus Nepal unterwie­
sen. Und in Pakistan wurden von Lothar 
Neußer sechs Hundeführer mit ihren 
Hunden vor Ort in Rauschgiftsuche 
unterrichtet. 

ausdauernd alle Gegenstände - die Hand 
des Hundeführers zeigt immer, wohin die 
Hundenase soll. Und schließlich hat" Kid" 
das Versteck ausgemacht. Beharrliches 
Kratzen zeigt dies an. Ein Verhaltens­
schema, das er gelernt hat. 
Belohnung muß sein . Immer - auch nach 
erfolgloser Suche - bekommt der Hund 
sein Spielzeug. Der Rauschgiftspürhund 
hat vier - sie duften nach Heroin, Ampheta­
minen, Kokain und Haschisch. Zehn bis 15 
Minuten Suche sind Schwerstarbeit für das 
Tier. Bei Hitze oder einem großen Einsatz 
braucht es Ruhepausen, oder mehrere 
Spürnasen müssen ran . Doch auch das 

~ 
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beste Richorgan hat seine Grenzen. "Wenn 
Pfeffer im Spiel ist, weiß ich, daß etwas im 
Busch ist", berichtet Lothar Neußer, Aus­
bildungsleiter für die Rauschgift- und Lei­
chenspürhunde. Er ist mit den Hunden und 
ihren Hundeführern regelmäßig dort, wo 
besondere Gerüche besonders intensiv 
vertreten sind. Im Katzenhaus des Tier­
heims beispielsweise oder auf dem Bau­
ernhof. Geübt wird in Lagerhallen, Kaufhäu­
sern, auf dem Bahnhof, im Gelände. 
Neuerdings wird auch speziell auf Erdde­
pots trainiert. 
Bodenbeschaffenheit und -tiefe spielen für 
den Leichenspürhund eine besondere 
Rolle. Er muß ein Näschen haben, das sich 
von Verpackungen nicht ablenken läßt, 
erzählt Neußer. Selbst wenn eine Leiche im 
Wasser verborgen ist, der Hund bekommt 
die feinsten Partikelchen, die an die Was­
seroberfläche steigen, in die Nase. Der 
Spieltrieb motiviert auch den Sprengstoff­
spürhund. Doch hat er gefunden, was er 
sucht, muß er still halten. "Beherrschung 
am Objekt" ist seine besondere Stärke. 
Acht bis neun Jahre sind die Hunde im 
Dienst. Sie leben bei ihrem Hundeführer, 
der eine Pauschale für Futter und Pflege 
erhält. Auch wenn die Vierbeiner "ausge­
mustert" werden, bleiben sie in ihrer 
gewohnten Umgebung. Das Tier, bisher im 
Eigentum des Landes, wird dem Hunde­
führer geschenkt. Vom Ruhestand haben 
die meisten Diensthunde allerdings nicht 
mehr viel, weiß Sawallisch. Da fehlt plötz­
lich die Aufgabe, der gewohnte Trott. Auch 
ein Hund ist ein Gewohnheitstier. 

Quelle: Char/otte Drewitz in "Die Rhein­
pfalz ", Ludwigshafen vom 13. 11. 1993 
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EXISTENZ DURCH 
ROTSTIFT IN GEFAHR 
Baden-württembergisches 
Innenministerium kann Finanzausfall 
nicht ausgleichen 
NEUHAUSEN, Kreis Esslingen. Wird die Kata­
strophenschutzschule in Neuhausen auf den 
Fildern dem Rotstift der HaushaltspolItiker 
zum Opfer fallen? Im Bonner Innenministe­
rium wird zumindest schon über eine Kürzung 
der Finanzzuweisungen nachgedacht, wie der 
Esslinger SPD-Bundestagsabgeordnete Sig­
mar Mosdorf erfahren haben will. In Stuttgart 
sieht man sich nach Auskunft von Helmut 
Zorell, Pressesprecher des baden-württem­
bergischen Innenministeriums, nicht In der 
Lage, einen eventuellen Rückzug Bonns aus 
der Finanzausstattung des Katastrophen­
schutzes auszugleichen. Gleichwohl will man 
in Stuttgart laut Zorell "alles daransetzen, um 
die Ausbildungsstätte auf den Fildern zu erhal­
ten". Immerhin ist sie die einzige Katastro­
phenschutzschule in Baden-WÜrttemberg . . 
Die Schule in Neuhausen, die erst 1991 Ihr 
25jähriges Bestehen gefeiert hat. bildet jähr­
lich 2000 Helfer aus Rettungsdiensten aus, 
fünfzig Prozent davon allein aus dem Tech~.i­
schen Hilfswerk. Die Unterhaltskosten fur 
Personal, Gebäude und Ausstattung liegen 
bei mehr als drei Millionen Mark pro Jahr. Der 
Betrag ist bisher vollständig aus dem Bundes­
haushalt finanziert worden. 
Auf dem offiziellen Dienstweg ist dem baden­
württembergischen Innenministerium noch 
nichts über eine Mittelkürzung bekanntge­
worden, wie Pressesprecher Zorell ein­
räumte. Er bestätigte aber Informationen aus 
dem Haushaltsausschuß des Bundestags, 
nach denen die Aufwendungen für die Kata­
strophenschutzschulen künftig eingeschränkt 
werden sollen - möglicherweise mußten 
dann einige Standorte ganz geschlossen wer­
den. Der Esslinger Parlamentarier hat deswe­
gen bereits Bundesinnenminister Manfred 
Kanther vor Einsparungen gewarnt. Nach 
Mosdorfs Worten werde man ohne einen 
Katastrophenschutz nicht auskommen - auch 
nicht nach Auflösung des Ost-West-Gegen­
satzes. Es gebe heute "neue Risiken, die 
einen qualifizierten Katastrophenschutz ver­
langen", so Mosdorf in einem Schreiben an 
Kanther. 
Die Ausbildungsstätte in Neuhausen, eine 
von acht in Deutschland, ist nach Darstellung 
von Mosdorf in den Jahren von 1982 bis 1988 
mit einem Aufwand von 15 Millionen Mark 
ausgebaut und modernisiert worden. Sie soll 
über einen Auslastungsgrad von 74 Prozent 
verfügen und eine breite Akzeptanz in den 
Rettungsorganisationen haben. Die Landrats­
ämter seien auf die Unterstützung der Kata­
strophenschutzschule in Neuhausen dringend 
angewiesen. Selbst wenn es Abstriche an den 
acht Standorten in Deutschland geben sollte, 
könnte auf Neuhausen schon deshalb nicht 
verzichtet werden, weil die Schule mit ihrer 
zentralen Lage in der Region Stuttgart, an 
Autobahnknotenpunkten und am Landesflug­
hafen für den Katastrophenschutz im gesam­
ten südwestdeutschen Raum eine zentrale 
Bedeutung habe. ema 
Quelle: 
Stuttgarter Zeitung vom 16. 10. 1993 

DIE AUSBILDUNGSSTÄTIE FÜR 
RETIUNGSHELFER IN NEUHAUSEN AUF 
DEN FILDERN GEN IESST BUNDESWEIT 
EINEN SEHR GUTEN RUF 

KATASTROPHENSCHUTZ­
SCHULE SOLL 
ERHALTEN BLEIBEN 
NEUHAUSEN/FILDERN - Am Rande der Fil­
dergemeinde Neuhausen steht eines der 
modernsten Ausbildungszentren für Katastro­
phenschutzhelfer in Deutschland. Die Kata­
strophenschutzschule in Neuhausen, vom 
Land Baden-Württemberg im Auftrag des 
Bundes mit 32 hauptamtlichen Kräften betrie­
ben, wurde vor wenigen Jahren durch Um­
und Neubauten modernisiert und verfügt 
nicht nur in Helferkreisen bundesweit über 
einen guten Ruf. Otto Hauser, Bundestagsab­
geordneter für den Kreis Esslingen, hat jetzt 
dem Bundesinnenminister den Vorschlag 
unterbreitet, diese Schule dem Technischen 
Hilfswerk (THW) zuzuordnen. .. 
Hintergrund dieses Vorschlages sind Uberle­
gungen im Bundesinnenministerium, den 
Katastrophenschutzschulen in den Bundes­
ländern, die vom Bund finanziert werden, ein 
neues Konzept zu verpassen. Da die Schule in 
Neuhausen über die einzige Atemschutz­
übungsanlage im süddeutschen Raum ver­
fügt, biete es sich an, die Einsatzkräfte des 
THW dort auszubilden, läßt Otto Hauser den 
Bundesinnenminister wissen. Auch eine Zu­
sammenarbeit mit der Landesfeuerwehr- und 
Landessanitärschule bei der Ausbildung von 
Führungspersonal. wie zum Beispiel von Not­
ärzten, wäre nach Ansicht Hausers in Neuhau­
sen möglich. 
Schon jetzt kommen 60 Prozent der Lehr­
gangsteilnehmer in Neuhausen vom THW 
Baden-Württemberg. "Wir sind auf die Schule 
in Neuhausen angewiesen", berichtet der 
Landesbeauftragte des Technischen Hilfs­
werks Baden-Württemberg, Dirk GÖbel. Das 
THW, dessen Hauptaufgabe schließlich der 
Katastrophenschutz ist. verfügt nur über eine 
eigene Schule in Norddeutschland. Der zeit­
liche und finanzielle Aufwand für die Ausbil­
dung der insgesamt 10000 ehrenamtlichen 
THW-Helfer aus dem Land ist auf den Fildern 
natürlich wesentlich geringer. Außerdem 
genieße die Neuhausener Schule bei den Hel­
fern einen guten Ruf. Beim THW kann man 
sich sehr gut vorstellen, die Katastrophen­
schutzschule in eigene Regie zu übernehmen, 
erklärte Dirk GÖbel. Allerdings brauche man 
dazu die vorhandenen Fachkräfte. 
Mit dem Vorsch lag Otto Hausers, die Schule 
zu übernehmen, kann man sich beim THW 
zwar anfreunden, erpicht darauf scheint man 
aber nicht zu sein. "Wir brauchen diese 
Schule in Neuhausen dringend. Aber wir 
wären mit dem jetztigen System auch weiter­
hin zufrieden", erklärte der Landesbeauf­
tragte. 
Dem Abgeordneten geht es um eine Erweite­
rung des auszubildenden Personenkreises 
und damit um eine Erweiterung der Kosten­
träger für die Schule. Schließlich werden dort 
Ausbildungsgebiete wie Brennschneiden und 
Trinkwasseraufbereitung angeboten. Einen 
großen Vorteil sieht Hauser in der verkehrs­
günstigen Lage der Katastrophenschutz­
schule Neuhausen. Mit dem Autobahnan­
schluß direkt vor der Tür und dem Stuttgarter 
Hauptbahnhof in unmittelbarer Nähe sei die 
Schule von den Lehrgangsteilnehmern gut 
erreichbar. 
Quelle: 
Stuttgarter Nachrichten vom 5. 71. 1993 • 



WINFRIED GLASS -
Neuer Bundesgeschäftsführer des DFV 

Vor mehr als 12 Monaten verstarb der Bun­
desgeschäftsführer des Deutschen Feuer­
wehrverbandes, Reinhard Voßmeier. 

Nach einjähriger Vakanz übernahm 
VVinfried Glass diese Aufgabe am 
1 .. Januar 1994. Das außergewöhnliche an 
dieser für rd. 1,4 Millionen Mitglieder des 
DFV bedeutsamen Entscheidung: Winfried 
Glass ist kein Feuerwehrmann! 
Der 51jährige begann seine Berufslaufbahn 
beim Deutschen Roten Kreuz, wo er auch 
1992 sein 25jähriges Dienstjubiläum fei­
erte. Zunächst als Leiter des Landesnach­
forschungsdienstes Baden-Württemberg 
(DRK-Suchdienst), dann als Geschäftsfüh­
rer des Kreisverbandes Rhein/Neckar in 
Heidelberg, kam er1984zum DRK-General­
sekretariat nach Bonn. Dort war er für die 
Grundlagenarbeit im Zivil-/Katastrophen­
~C~utz (im Ref. 13) verantwortlich. In dieser 
l..elt machte er sich um die Positionsbestim­
mung des DRK im Bevölkerungsschutz bei 
Notlagen im Frieden und im Verteidigungs­
~all verdient, versuchte die Zivil-Militärische 
l..Usammenarbeit (ZMZ) vor allem im Sani­
tatsyvesen voranzubringen und organisier­
te Ubungen, deren Ziel die grenzüber­
sChreitende Kooperation in der Katastro­
Phenhilfe zwischen den nationalen 
Rotkreuzgesellschaften war. Die Stabsrah­
menübung "Kalter Fritz" im Januar 1992 

(s. NV + ZV, H. 2/92) unter Beteiligung von 
Rotkreuzgesellschaften aus Belgien, Frank­
reich, den Niederlanden und Österreich 
sowie Deutschland fand große Aufmerk­
samkeit und Anerkennung. Sie hat im 
Januar 1994 an der DRK-Bundesschule in 
Meckenheim-Merl eine Fortsetzung gefun­
den. 
Zudem war Glass bei der Katastrophenhilfe 
und Humanitären Hilfe im Ausland sowie 
zur Beratung von Rotkreuz- und Rothalb­
mondgesellschaften im Einsatz. Genannt 
seien: Erdbeben in Armenien, Dezember 
1988, und im Iran 1989, Kurdenhilfe im Irak, 
Mai 1991 und Konsultationen mit dem MRC 
auf Malta, Juni 1993 (s. Beitrag in dieser 
Ausgabe). 
Geprägt ist der neue Bundesgeschäftsfüh­
rer von Arbeits- und Leistungswillen sowie 
soldatischer Disziplin. Als Oberstleutnant 
der Reserve hat er sich der ZMZ verschrie­
ben und dies mit zahlreichen Wehrübungen 
beim TK Süd, Mannheim, an der KTS 1, 
Hammelburg und im Führungsstab der 
Streitkräfte im BMVg verbunden. 
Wichtige Fachbeiträge zum Katastrophen­
schutz stammen aus seiner Feder; viele 
auch in dieser Zeitschrift. Sie zeichnen sich 
durch Erfahrung und Praxisbezug aus. 

Der DFV geht seit 1. Januar 1994 mit einer 
neuen Führungsmannschaft auf die Jahr­
tausendwende zu. Dem bisherigen DFV­
Präsidenten, dem Nordfriesen Hinrich 
Struve, folgte nach 12jähriger Amtszeit ein 
Alemanne nach: Gerald Schäuble aus 
Radolfzell am Bodensee. Präsident Schäu­
ble (mit den gleichnamigen CDU-Politikern 
im Bund und in Baden-Württemberg nicht 
verwandt!) hat Glass unter einer größeren 
Anzahl von Mitbewerbern favorisiert, ist 
doch eine enge und vertrauensvolle Zu­
sammenarbeit mit dem BGF die Grundlage 
einer erfolgreichen Verbandspolitik für die 
deutschen Feuerwehren. 

Neuwahlen beim Deutschen 
Feuerwehrverband 
Am 24. September 1993 in Schwerin 
wählte die Delegiertenversammlung des 
Deutschen FeuerwehNerbandes neue Vor­
standsmitglieder. Hinrich Struve stellte sich 
nach einem dutzend Jahren als Präsident 
nicht mehr zur Verfügung. Zu seinem Nach­
folger wurde der Konstanzer Kreisbrand­
meister Gerald Schäuble aus Radolfszell 
gewählt. 

Die bisherige Zahl der Vizepräsidenten 
wurde von vier auf fünf erweitert. 

Gerald Schäuble, geb. 1938 
seit 1. Januar 1994 Präsident, 
Inhaber eines Handwerksbetriebs, 
bis zu seiner Wahl zum Präsidenten des 
DFV stellvertretender Landesverbandsvor­
sitzender des Landesfeuerwehrverbandes 
Baden-Württemberg, Kreisbrandmeister 
des Landkreises Konstanz, Radolfszell 

Karl Binai, geb. 1940 
seit 1.6.1984 Vizepräsident, 
Sparte Freiwillige Feuerwehren, 
Stadtbrandrat der Freiwilligen Feuerwehr 
Kempten/Allgäu, 
stellvertretender Vorsitzender Landes­
feuerwehNerband Bayern, Kempten 

Rolf-Dieter Bräunig, geb. 1937 
seit 5. 11. 1981 Vizepräsident, 
Sparte Berufsfeuerwehr, Wiederwahl 
Leiter der Berufsfeuerwehr Hannover 

Fritz Meyer, geb. 1934 
seit 24. September 1993 Vizepräsident, 
Sparte Freiwillige Feuerwehren, 
Vorsitzender des Landesfeuerwehr­
verbandes Niedersachsen, Hilgermissen 

Rolf Schomann, geb. 1941 
seit 24. September 1993 Vizepräsident des 
Deutschen Feuerwehrverbandes, 
Sparte Freiwillige Feuerwehren, 
Vorsitzender des Landesfeuerwehr­
verbandes Mecklenburg-Vorpommern, 
Schwerin 

Waldemar Steuer, geb. 1941 
seit 11. Oktober 1991 Vizepräsident, 
Sparte Werkfeuerwehren, 
Angehöriger der Bayer AG, Leverkusen 

Der langjährige Vizepräsident Sparte Frei­
willige Feuerwehren, Rolf Englerth, wurde 
in Schwerin verabschiedet und zum Ehren­
mitglied des Deutschen FeuerwehNerban­
des ernannt. ~ 
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Die Johanniter -
Das neue Präsidium 
Die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V., kurz und 
einprägsam " Die Johanniter" genannt, 
hat seit Oktober 1993 die "Schwelle" von 
einer Million Mitgliedern überschritten . 
Der Stand am 31 . 12. 1993: 1 018093. Damit 
ist die JUH zweitgrößte Hilfsorganisation 
in Deutschland. Vor einem Jahr, am 
31 . 12. 1992 (neuere Zahlen liegen nicht 
vor). zählten der Arbeiter-Samariter-Bund 
rd. 731 000 und der Malteser-Hilfsdienst rd . 
652000 Mitglieder. Im Vergleich zum Deut­
schen Roten Kreuz, dem nahezu 5 Millio­
nen Mitglieder angehören, sind aber auch 
"Die Johanniter" noch klein . 
Die JUH hatte nun ihr neues Präsidium zu 
wählen . Die zu treffenden personellen Ent­
scheidungen standen im Zeichen der 
neuen Satzung, die von den Delegierten am 
6. März 1993 beschlossen und durch Eintra­
gung in das Vereinsregister am 15. Juni 
1993 rechtswirksam wurde. 
Bisher gehörten dem Präsidium an: 
• das Geschäftsführende Präsidium, 

bestehend aus 
- PräSidenten 
- Vizepräsidenten 
- Bundesschatzmeister 

sowie kraft Amtes der Ordenswerkmeister 
oder sem Beauftragter 

• Bundesausbildungsleiter 
• Bundespfarrer 
• Beisitzerin für die weibliche Helferschaft 
• je ein Beisitzer aus jedem Landesverband 
• Bundesjugendvertreter. der von der 

Johanniter-Jugend gewählt ist 

Nach der neuen Satzung setzt sich das Prä­
Sidium der JUH zusammen aus: 

• Präsident 
• Vizepräsident 
• Vizepräsidentin 
• acht weitere Mitglieder, 

unter denen 
- ein Arzt, 
- ein Pfarrer, 
- ein Fachmann für 

Ausbildungsfragen, 
- ein Fachmann für wirtschaft­

liche Fragen 
sein sollen 
• sowie kraft Amtes der Ordens­

werkmeister oder 
sein Beauftragter. 

Bemerkenswerte Neuerungen sind die 
Verankerung einer Frau im Präsidium 
sowie die Reduzierung seiner Mitglie­
der auf 12 Personen. 

Dem Präsidium steht zur Seite eme 
Bundesleitung, die aus dem 
• Bundesarzt 
• dem Bundesausbildungsleiter 
• dem Bundespfarrer 
• Vertreter der Johanniter-Jugend 
besteht. 

Die Wahlen zum Präsidium fanden anläß­
lich der Delegiertenversammlung am 6. 
November 1993 in der Bundesschule der 
JUH in Nieder-Weisel bei Butzbach statt. 
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BERICHT: JOHANNITER-UNFALL-HILFE 
Das Ergebnis der Wahlen: 

• Wilhelm Graf von Schwerin, geb. 1929 
Präsident 
Mitglied der Geschäftsleitung der John 
Deere Company, Mannheim/Göhren bei 
Neubrandenburg 

• Christian Graf von Bassewitz, geb. 1940 
Vizepräsident 
Persönlich haftender Gesellschafter des 
Bankhauses Lampe KG, Düsseldorf und 
Mitglied der Gruppenleitung der Oetker­
Unternehmensgruppe, Düsseldorf 

• Ingrid Gräfin von Schmettow, geb. 1924 
Vizepräsidentin 
medizinisch-technische Assistentin, 10 
Jahre beruflich im In- und Ausland, jetzt 
Hausfrau, Meerbusch 

• weitere Mitglieder (nach Alphabet) 
Dr. med. Botho von La Chevallerie, 
geb. 1927 
Chefarzt im Ruhestand, Ehningen bei 
Böblingen 
Dr. theol . Friedrich Jacob, geb. 1938 
Superintendent des Kirchenbezirks 
Werdau in der evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Sachsens 
Klaus Preuß, geb. 1952 
Studienrat an einem Gymnasium, 
Darmstadt 
DrAng. Gerhard Röder, geb. 1934 
Beamter des Landes Niedersachsen am 
Institut für Elektrische Maschinen und 
Antriebe an der Universität Hannover, 
Lehrbeauftragter, Langenhagen 
Joachim Schmidt, geb. 1947 
Dipl.-Ing. (FH). als Landesbeamter beim 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, 
Münster/W. 
Georg Schoeller, geb. 1935 
Personaldirektor beim Gerling Konzern 
in Berlin-Brandenburg, Handelsrichter, 
Nürnberg/Berlin 
Asta-Sybille Schröder, geb. 1940 
Ärztin für Innere Medizin und Jugend­
ärztin, Referatsleiterin "Öffentlicher 
Gesundheitsdienst" und stv. Abtei­
lungsleiterin im Landesverwaltungsamt 
Thüringen, Weimar 
Stephen Gerhard Stehli, geb. 1961 
Regierungsdirektor, Justitiar und Refe­
ratsleiter" Rechts- und Verwaltungsan­
gelegenheiten " im Ministerium für Wis­
senschaft und Fo~chung des Landes 
Sachsen-Anhalt, Magdeburg 

• Mitglied kraft Amtes (Ordenswerkmei­
ster) 
Dedo Graf Schwerin von Krosigk, 
geb.1933 
Mitglied des Direktoriums der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG). Bonn 

Dem neuen Präsidium ist zu wünschen, 
daß im Geiste der Präambel "Im Bewußt­
sein der Tradition christlicher Nächsten­
liebe, der die Johanniter seit Jahrhunderten 
verpflichtet sind, und herausgefordert 
durch die Nöte und Gefahren der Welt, will 
die Johanniter-Unfall-Hilfe in Verantwor­
tung vor Gott dem leidenden Menschen 
unserer Zeit beistehen" 

das Werk als große Hilfsorganisation in das 
nächste Jahrtausend hinein erfolgreich 
gestaltet werden kann. 

Sonderseminar Katastrophenschutz 
von JUH und MHD 
in den neuen Bundesländern 
Als Pilotprojekt hat der Bundesbeauftragte 
für Bevölkerungsschutz der Johanniter­
Unfall-Hilfe, Dr. Horst Schöttler, eine Veran­
sta ltung bezeichnet, die im Jahre 1993 
zweimal in der Brandschutz- und Katastro­
phenschutzschule des Landes Sachsen­
Anhalt in Heyrothsberge bei Magdeburg 
durchgeführt wurde . Von ihm initiiert und 
von der Bundesgeschäftsstelle der JUH, 
Ref. 1.3 organisiert, wurden im Januar 1993 
zunächst 40 haupt- und ehrenamtliche Mit­
arbeiter des Rettungsdienstes und im Kata­
strophenschutz drei Tage lang informiert 
und ausgebi ldet. 
Im Sinne der gemeinsamen Geschichte 
und Tradition des Malteser- und des Jo­
hanniter-Ordens, wurde der Malteser-Hilfs­
dienst eingeladen. Der zuständige Abtei­
lungsleiter, Ass. jur. B. Lief/änder, fand das 
Vorhaben gut, und so teilten sich beide 
Hilfsorganisationen auch die Referenten 
und den Kreis der Teilnehmer. 
Als Gäste nahmen KatS-Referenten/innen 
aus zwei Bezirksregierungen und Mitarbei­
ter aus Landkreisen und kreisfreien Städ­
ten teil. 
Die außerordentliche Resonanz, die Mitar­
beit der Seminarteilnehmer und zahlreiche 
Nachfragen zur Fortsetzung veranlaßten 
JUH und MHD zu einem 2. Seminar vom 
20. bis 22. Oktober 1993, wiederum in Hey­
rothsberge. 
Bis zum offiziellen Anmeldeschluß am 25. 
September hatten bereits 58 Damen und 
Herren ihr Interesse bekundet. Am 5. Okto­
ber lagen 132 Anmeldungen vor, darunter 
von über 40 Mitarbeitern aus KatS- und 
Brandschutzämtern der unteren Verwal­
tungsbehörden. Dazu kamen Bewerber 
aus anderen Hilfsorganisationen. 
Um das Seminar unter pädagogischen und 
didaktischen Gesichtspunkten erfolgreich 
gestalten zu können, wurde die Teilnehmer­
zahl auf 60 beschränkt und die Abhaltung 
eines Folgeseminars in 1994 zugesichert. 
Die Weiterbildung von JUH und MHD hat 
zum Ziel - unter besonderer Berücksichti­
gung der militärisch geprägten Zivilverteidi­
gung der ehemaligen DDR und deren 
Strukturen im Hilfeleistungssystem - die 
Teilnehmer mit den Rechts-, Organisations­
und Gesellschaftsgrundlagen der Bundes­
republik vertraut zu machen und die Zustän­
digkeits- und Aufgabenaufteilung zwischen 
Bund und Ländern transparent zu machen. 
Dazu gehören auch Fragen bis hin zu Haus­
halt und Mittelbewirtschaftung sowie des 
Helferrechts. Aber auch der Blick zum euro­
päischen Nachbarn ist gewollt. 
An herausragenden Vorträgen und Refe­
renten sind zu nennen: 
• A. von Block-Schlesier, BGF der JUH 

Die JUH - Stand, Auftrag, Ziele 
• H. Himmels, stv. Generalsekretär d. MHD 

Der MHD - Stand, Auftrag, Ziele ~ 



• N. M. J. Herzig, Provinz Limburg (NL) 
Zivilschutz in den Niederlanden 

• Dr. Dr. M. Schind/er. Oberst d. ZV a. D. 
Die ZV der ehemaligen DDR 

Referate zum Humanitären Völkerrecht und 
zur Geschichte des Roten Kreuzes von Dr. 
H. Schöttier und A. von B/ock zeigen die 
Bandbreite der Schulung. 
Die große Nachfrage am Seminar verdeut­
licht den Informationsbedarf in den neuen 
Bundesländern und die Akzeptanz der 
kirchlichen Hilfsorganisationen, denen 
Neutralität, Sachkunde, vor allem aber das 
im Seminar praktizierte Prinzip der Freiwil­
ligkeit zugeschrieben wird . (hs) 

Dr. Anton Schmitt t 
Nach kurzer schwerer Krankheit verstarb 
am 16. Dezember 1993 in Bonn der 
Ltd . Regierungsdirektor a. D., Dr. Anton 
Schmitt. Er hatte sich nach seiner Ruhe­
Standsversetzung vor allem mit internatio­
nalen Fragen des Katastrophenschutzes 
und der Zivilverteidigung befaßt. Besonde­
res Interesse fand das Königreich Großbri­
tann ien, zu dem er 1990 in der "Zivilvertei­
digung " einen umfassenden Beitrag 
veröffentlichte . Oft konnte man Schmitt in 
der Bibliothek des Bundesamtes für Zivil­
SChutz arbeiten sehen . Dr. Schmitt wurde 
79 Jahre. (hs) 

SEG-Broschüre der 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
Unter dem Titel "SEG IN DEUTSCHLAND, 
Gesetze, Konzepte, Probleme" haben die 
Mitarbeiter des Referates " Katastrophen­
schutz/Rettungswesen!Technik" in der 
Bundesgeschäftsstelle, Ho/ger Gringmuth 
Und Andreas Hermens, eine 27seitige Bro­
schüre veröffentlicht. Die vorliegende Fas­
Sung vom Oktober 1993, die bereits mehr­
fach im Entwurf aktualisiert wurde, befaßt 
sich mit folgenden Themenfeldern: 
- Rechts- und Einsatzgrundlagen 

in den Bundesländern 
- Besondere Organisationsformen im 

Inland und an Beispielen des Auslands 
- JUH-Konzepte und Erfahrungen 
- Finanzplanung und -probleme 
- Einsatzgrundsätze und 

Ausstattungsmerkmale 
- Analyse der Einsatzmöglichkeiten 
- literaturverzeichnis 
Die Thematik von Schnelleinsatzgruppen 
und (vereinzelt) -zügen wird als das zukunfts­
Weisende Einsatzkonzept diskutiert und pro­
Pagiert. Gerade wegen der Verflechtung von 
~ettungSdienstmitteln und -personal mit den 
essourcen des Katastrophenschutzes in 

d
Ka
en Bundesländern und insbesondere des 
tS-Potentials Bund wird die SEG als das 

~onplusultra bei Schadenslagen unterhalb 
h e: Katastrophenschwelle bezeichnet. Ein-
eltliche Grundlagen gibt es aber für das 

.. Wundermittel" SEG nicht und Konzeptio­
nen gibt es mehr als Bundesländer. Insofern 
ISt die Synopse der JUH ein wichtiger Dis­
kU~sionsbeitrag und liefert einen Beitrag zur 
sparl ichen Literatur. 
gle Broschüre kann gegen Erstattung der 

ruck- und Versandkosten bei der Bundes­
~eschäftsste/le der JUH, Ref. 1.3, Postfach 
d 2 0226, 53044 Bann, angefordert wer-

en. • 

THW IM UMBRUCH 
Vortrag anläßl ich der OB/KB Tagung des THW 
am 30. Oktober 1993 in Koblenz (gekürzte Fassung) 

Friedrich C. Dölbor, Mainz 

Im September des Jahres 92 feierte der 
Landesverband (LV) des THW an seiner 
Wiege in Koblenz den 40. Geburtstag. 
Wie aber, oder besser: warum überhaupt 
kam es zur Gründung des THW? Diese 
Frage kann nur vor dem sicherheitspoliti­
schen Hintergrund der damaligen Lage in 
Europa geklärt werden . So standen sich 
zwei militärische Machtblöcke gegenüber, 
die durch unterschiedliche Weltanschauun­
gen getrennt waren . Eine aggressive 
sowjetische Außenpolitik bedrohte nicht 
nur deren Satellitenstaaten, sondern auch 
das freie Europa. Eine neue militärische 
Konfrontation war nicht ausgeschlossen. 
Die Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges 
und die entwickelten Waffentechniken 
deuteten darauf hin, daß im Falle eines Krie­
ges großflächige Zerstörungen auf deut­
schem Boden zu erwarten waren . Zivil­
schutz war im Rahmen der Gesamtvertei­
digung gefragt. 
Während die militärische Verteidigung un­
seres Gebietes von den alli ierten Streitkräf­
ten übernommen werden sollte, konnte die 
Bundesrepublik Deutschland mit eigenen 
Kräften den Zivilschutz (ZS) gewährleisten. 
So begannen 1950 die Vorbereitungen der 
Aufstellung einer freiwilligen technischen 
Hilfsorganisation - dem THW. 
Im Rahmen der vom Grundgesetz gegebe­
nen Verantwortung erfolgte die Aufstellung 
nach den damaligen Erkenntnissen aus 
dem Zweiten Weltkrieg, insbesondere den 
schweren Luftangriffen auf die Städte. 
Einheiten zur technischen Hilfe wurden 
aufgestellt und von hauptamtlichen Be­
diensteten des Bundes geleitet und verwal­
tet. 
So entwickelte sich das THW im Laufe von 
40 Jahren zu der Organisation, wie wir sie 
heute kennen. 
In all diesen Jahren war das THW - dank 
einer konsequenten Außen- und Sicher­
heitspolitik der Bundesrepubl ik - nie gefor­
dert, seine originären Aufgaben im Zivil­
schutz zu erfüllen . Hingegen konnte sich 
das THW bei der Bewältigung anderer Auf­
gaben bewähren . 
So leistete das THW wiederholt technisch 
humanitäre Hilfe im Ausland und trug zum 
Ansehen der Bundesrepublik in der Welt 
bei . 
Im Auftrag der Bundesregierung und der 
Vereinten Nationen leisteten THW-Helfer in 
der Vergangenheit über 500 Einsätze im 
Ausland . 
Über die zur Verfügung gestellten Haus­
haltsmittel gibt es leider keine Aufstellung, 
ebensowenig über den Wert der Hilfsgüter, 

den Wert der erbrachten Arbeitsleistung 
oder die Anzahl der z.B. mit Trinkwasser 
versorgten Menschen. 
Als Beispiel möchte ich nur Einsätze in Hol­
land 1953, Äthiopien 1973, oder im Iran, im 
Irak, Türkei, Somalia oder den GUS-Staaten, 
d.h. im Ausland erwähnen. 
Im Inland konnte sich das THW aufgrund 
der Leistungsfähigkeit und Bereitschaft sei­
ner freiwilligen, ehrenamtlichen Helfer 
einen festen Platz im friedensmäßigen 
Katastrophenschutz (KatS) in Rheinland­
Pfalz sichern . 
Erwähnen möchte ich in diesem Zusam­
menhang nur die zahlreichen Einsätze bei 
Sturmschäden und Hochwasser. 
Dies alles und die Notwendigkeit einer 
gesetzlichen Grundlage für das THW veran­
laßte den Gesetzgeber, das THW-Helfer­
rechtsgesetz zu schaffen . 
Seit 1990 in Kraft, normiert es unter ande­
rem die Aufgaben des THW. 
1. techno Hilfe im Zivilschutz (ZSl. 
2. techn o Hilfe im Ausland und 
3. techn o Hilfe im Inland. 

Zu 1.: Der ZS ist eine zeitlose Aufgabe und 
resultiert aus der staatlichen Fürsorge­
pflicht für seine Bürger. Unabhängig von 
der erfreulichen Entspannungssituation in 
Mitteleuropa muß das Staatswesen - nach 
wie vor - Vorsorge für einen möglichen Ver­
teidigungsfall schaffen . 
Wurde vor zwei bis drei Jahren ein Verteidi­
gungsfall für undenkbar gehalten, so wer­
den seit einiger Zeit verteidigungsrelevante 
Krisen nicht mehr völlig ausgeschlossen. 
Fazit: Das THW ist nach w ie vor Te il der 

Gesamtverteidigung . 

Zu 2.: Als gleichberechtigte Aufgabe hat 
das THW technische Hilfe im Auftrag 
der Bundesregierung außerhalb unserer 
Staatsgrenzen zu leisten. 
Diese gesetzlich verankerte Aufgabe wird 
für das Selbstverständnis und die Praxis 
des THW von immer größerer Bedeutung. 
So waren 1992 ca . 2500 Helfer im Ausland 
tätig. 
Wegen der zunehmenden Anzahl an Aus­
landseinsätzen, werden die Helfer zeitl ich 
immer mehr gefordert und bei der heutigen 
Arbeitsmarktlage steigen die Absagen von 
beruflich qualifizierten Spezialisten an . Hier 
sollte die Frage nach einem POOL erlaubt 
sein , in dem beruflich qualifizierte haupt­
amtliche Mitarbeiter, die jederzeit verfüg­
bar sind. 
Es gab seit 1990 fast keinen Auslandsein­
satz des THW, an dem das THW Rheinland­
Pfalz nicht beteiligt war. ~ 
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Hierbei sei auch besonders an die SEEBA 
(Schnelleinsatzeinheit Bergung Ausland) 
erinnert. Der logistische Teil, der von Rhein­
land-Pfalz gestellt wird, ist von entschei­
dender Gewichtung für die Erfolge der 
SEEBA. Auslandseinsätze sind ebenfalls 
nicht ungefährlich, wie die Jahre 1992 und 
1993 bewiesen haben. 
Fazit: Das THW muß die eingegangenen 

Verpflichtungen, beispielsweise die 
Unterstützung des Hohen Flücht­
lingskommitees der Vereinten Natio­
nen (UNHCR), auch erfüllen können . 

Zu 3.: Das THW als international geschätzte 
und anerkannte Hilfsorganisation hat aber 
auch seinen festen Platz im friedensmäßi­
gen Gefahrenabwehrpotential der Bundes­
länder, so auch des Landes Rheinland­
Pfalz. 
Im Lande ist das THW in das Landesbrand­
und Katastrophenschutzgesetz (LBKG), in 
das Rettungsdienstgesetz und in die Hilfe­
leistungsvereinbarung zwischen Landesre­
gierung und den Streitkräften der Vereinig­
ten Staaten eingebunden . 
Mit seinen Bergungs- (BZ), Instandset­
zungs- (IZ) und Fernmeldezügen (FMZ) 
sowie anderen Fachdiensteinheiten steht 
das THW RP jederzeit zum Schutz der 
Bevölkerung bereit. 
Aber nicht flächendeckend ! Der Grund­
schutz ist nicht gleichwertig aufgebaut. 
Fazit: Wenn das THW diese ihm gesetzlich 

obliegenden Aufgaben optimal erfül­
len will, muß es auch hierfür die not­
wendigen organisatorischen Voraus­
setzungen schaffen und besitzen . 

Hierzu sind 4 Neuerungen angesagt. 
1. Verselbständigung, 
2. optimale Betreuung der Ortsverbände, 
3. effektive Verwaltung der Organisation 

und 
4. flächendeckender Grundschutz. 
Zu 1. : Ein erster wesentlicher Schritt hierzu 
war die Einrichtung der Bundesanstalt (BA) 
THW als eigenständige Bundesoberbe­
hörde mit Wirkung vom 1. 1. 1993. 
Die direkte Unterstellung der BA THW 
sichert den direkten Weg zwischen THW 
und BMI und damit kann insbesondere bei 
Auslandseinsätzen die Abwicklung schnel­
ler und effektiver erfolgen. 
Fazit: Die Verselbständigung ist erreicht 

und muß jetzt zu einer reibungslosen 
Kooperation führen . 

Zu 2. : Die effektive organisatorische Erfül­
lung der gesetzlichen Aufgaben des THW 
setzt effektive Betreuungs- und Verwal­
tungsstrukturen im hauptamtlichen Be­
reich sowie Strukturänderungen in den 
Ortsverbänden voraus. 
Einsätze werden erstens bedingt durch 
stärkere internationale Anforderungen an 
die Bundesregierung, zweitens durch Kata­
strophen, die nach wissenschaftlichen Ein­
schätzungen weltwait ständig zunehmen . 
Hierbei ist zu beaclten, daß das THW als 

62 NY + ZV, 1/19)4 

THW IM UMBRUCH 

BA seine Aufgaben mit freiwilligen, ehren­
amtlichen Helferinnen und Helfern erfüllt. 
Diese werden vom hauptamtlichen Perso­
nal betreut. 
Das THW ist besonders stolz auf die hohe 
berufliche Qualifikation seiner Helfer. 
Zahlreiche Helfer bekleiden in ihren Beru­
fen leitende Funktionen oder nehmen ver­
antwortliche Positionen wahr. 
Eine solch hochqualifizierte Helferschaft 
erwartet zu Recht eine optimale Betreu­
ung. 
Dies erfordert, daß sich die Betreuungs­
strukturen an die Helferbedürfnisse anpas­
sen . 
Hauptverantwortlich ist hierfür der 
Geschäftsführer (GF) . Da dieser in RLP bis 
zu sieben Ortsvereine zu verwalten hat, 
können die ehrenamtlichen Helfer nicht 
ausreichend betreut werden . 
Auf die Ausführung der BMI-Prüfgruppe 
vom 15. Juli 1992 wird verwiesen. 
Deshalb muß der GF, der für die Betreuung 
und Verwaltung zuständig ist, fach kompe­
tente Ansprechpartner im Landesverband 
finden, die ihn in den einzelnen Fragen 
beraten und unterstützen. 
Fazit: Die Betreuung der Helfer muß ver-

bessert werden . 
Zu 3.: Neben der Betreuungs-Struktur, die 
nach wie vor durch GF in eingeteilten 
Dienstbezirken erfolgt, muß es eine effek­
tive Verwaltungs-Struktur geben. In Anbe­
tracht der Haushaltslage des Bundes wird 
es in Zukunft nicht möglich sein, eine sol­
che umfassende Verwaltungsstruktur 
anzubieten mit verkleinerten Dienststellen 
und ohne qualifiziertem Personal, so daß 
derzeit keine diesbezüglichen Planungen 
erfolgen. 
Fazit: Die Forderung nach Verbesserung 

der Verwaltung bleibt offen. 
Zu 4.: Neuerungen sind im Bereich der 
Ortsverbände und Einheiten angezeigt. 
Es ist bekannt. daß das deutsche Staatsge­
biet höchst unterschiedlich mit Einheiten 
des KatS abgedeckt ist. Dies muß mit fol­
genden Maßnahmen geändert werden: 
a) Gleicher Grundschutz für alle Bevölke­

rungsbereiche d.h. Abbau in überver­
sorgten Bereichen und Aufbau fehlen­
der Einheiten und Einrichtungen in 
"Weißen Kreisen" . 

b) Anpassung des Grundschutzes an den 
Bedarf, d.h . jeder OV muß Aufgaben im 
Bergungs- und Instandsetzungsdienst 
erledigen können . 

c) Die vor ca . zwei Jahren vorzeitig veröf­
fentlichte Langzeitstudie - bekannt 
unter THW 2000 - über die Größe der 
OV und Ausstattung mit KFZ und Gerät 
ist auf Helferverträglichkeit, Bedarfsver­
träglichkeit und Haushaltsverträglichkeit 
abzustimmen . (Diese Abklärung erfolgt 
z.Zt. und es ist bereits festzuhalten: 
- THW 2000 ist in seiner exzessiven 

Auslegung nicht vollziehbar! 

- Der Bundeshaushalt und die Anzahl 
der freiwilligen Helfer setzen erhebli­
che Grenzen.) 

d) Bei allem Gebot zur höchsten Sparsam­
keit werden wir keine Helfer freisetzen, 
sondern diesen Helfern eine noch bes­
sere Ausbildung und eine bessere 
Betreuung zu geben versuchen . 

e) Alle Maßnahmen erfolgen in enger Zu­
sammenarbeit und in Absprache mit der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz. 

Das THW ist als Bundesbehörde gehalten, 
im Rahmen seiner verschiedenartigsten 
Verpflichtungen zur Mitwirkung im KatS, im 
ZS oder in der humanitären Hilfe im Aus­
land die Ortsverbände so zu gliedern, zu 
dislozieren und auszustatten, daß eine opti­
male Hilfeleistung für den Bürger sicherge­
stellt ist. 
Auch sind wir es dem Engagement unserer 
ehrenamtlichen Helfer und Führungskräfte 
schuldig, eine Betreuungs- und Verwal­
tungsstruktur zu schaffen, die ihren Bedürf­
nissen optimal entspricht. 
Wenn es uns gelingt, ausgehend von den 
gesetzlichen Aufgaben, die Ortsverbände 
so zu organisieren, daß die berechtigten 
Ansprüche der Helferschaft mit den Aufga­
ben des THW und deren Erfüllung konform 
gehen, bin ich sicher, daß das THW gelas­
sen und zuversichtlich in das Jahr 2000 und 
die vielen Jahrzehnte danach blicken kann. 

Aus der " Neuen Rheinzeitung ", Nr. 254 
vom 2. November 1993 

THW Im Land ist 
"unverzlchtbarll 

Innenminister Zuber will Einsatz­
Möglichkeiten in Ruanda prüfen 

KOBLENZ. BV. Das Technische Hilfswerk 
(THW) ist ein "unverzichtbarer Bestandteil 
des rheinland-pfälzischen Katastrophen­
schutzes". Dies hat der Mainzer Innenmini­
ster Walter Zuber (SPD) bei einer THW­
Tagung in Koblenz unterstrichen. 
Das Treffen drehte sich um die Zukunft des 
THW, das seit Januar diesen Jahres eine 
eigenständige Bundesanstalt bildet und 
sich überdies durch die neue sicherheitspo­
litische Lage in Europa mit geänderten An­
forderungen konfrontiert sieht. Vor den 
Orts- und Kreisbeauftragten erklärte Zuber 
weiter, eine Neukonzeption des erweiter­
ten Katastrophenschutzes durch den Bund 
dürfe nicht allein darin bestehen, Mittel ein­
zusparen . Der Minister regte ferner an, 
über die Möglichkeit eines THW-Einsatzes 
im rheinland-pfälzischen Partnerland Ru­
anda nachzudenken. 
Den finanziellen Verlust, der sich nach Ver­
abschiedung des THW-Haushalts im Bun­
deshaushalt ergeben habe, bezifferte der 
Direktor der Bundesanstalt THW, Gerd Jür-
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gen Henkel, auf 20 Millionen Mark bis 1997. 
Henkel erklärte jedoch, daß der Bundes­
reChnungshof nicht mehr vorhabe, das 
THW aufzulösen. Es gebe außerdem ein 
klares Signal aus dem Bundesinnenmini­
sterium, daß kein Helfer entlassen werden 
müsse. 
Zwar müsse drei Jahre nach der Wiederver­
einigung über die Notwendigkeit des Zivil­
sChutzes neu nachgedacht werden, doch 
angesichts der vielfältigen internationalen 
Krisen gebe es für das THW auch in Zukunft 
noch genug Aufgaben, sagte der Präsident 
der THW-Bundeshelfervereinigung, der 
CDU-Bundestagsabgeordnete Johannes 
Gerster. 

Technisches Hilfswerk 
leistete 4800 Einsätze 
Weltweit 
AFP Bonn - Das Technische Hilfswerk 
(THW) hat im vergangenen Jahr rund 4800 
Einsätze absolviert. Allein beim Jahrhun­
derthochwasser im Dezember hätten mehr 
als 15 000 THW-Angehörige geholfen, 
teilte Bundesinnenminster Manfred Kan­
ther (CDU) gestern in Bonn mit. Experten 
des THW leisteten 1993 auch in mehr als 13 
Ländern humanitäre Soforthilfe, darunter in 
Bosnien und Somalia. Die Bundesanstalt 
THW beschäftigt derzeit 825 hauptamtli­
che Mitarbeiter. 80 000 Helfer seien im 
Bundesgebiet ehrenamtlich tätig, so Kan­
ther. 

Ouelle: OIE WELT vom 5. 1. 1994 

• 

Gratis-Draht zu den 
ReHungsdiensten 
Bonn (rtr). Polizei und Feuerwehr kön­
nen in Kürze aus fast allen Telefonzel­
len der Bundesrepublik kostenlos 
erreicht werden. Die Telekom teilte am 
Donnerstag in Bonn mit, die techni­
schen Umrüstungsarbeiten an Münz­
telefonen seien in 15 der 16 Bundeslän­
der weitgehend abgeschlossen. Alle 
Bundesländer bis auf Baden-Württem­
berg haben der Nachrüstung zuge­
stimmt. Kartentelefone können bereits 
jetzt kostenlos auch ohne Karte zum 
Wählen der Notfall-Nummern 110 und 
112 benutzt werden. Die Kosten für 
Notrufverbindungen übernimmt die 
Telekom. 

(Sachstand: 28. 1. 1994) 

SCHWEIZ: ZIVILSCHUTZ· 
GESETZ DURCH 
PARLAMENT BESCHLOSSEN 
Dokumentation: Horst Schöttler 

Zum 1. Januar 1995 treten verschiedene 
Änderungen aufgrund des neuen Konzep­
tes "Zivilschutz 95" in Kraft. 
Abgeleitet vom neuen Zivilschutzleitbild, 
wurde dem Parlament vom Bundesrat ein 
revidiertes Zivilschutzgesetz vorgelegt. 
Im Vordergrund steht die Gleichstellung der 
Katastrophen- und Nothilfe mit dem tradi­
tionellen Schutz der Bevölkerung vor den 
Auswirkungen bewaffneter Konflikte. 
Geregelt werden ferner die Voraussetzun­
gen für den effizienten Einsatz im grenzna­
hen Ausland. Und schließlich bringt die 
Revision eine Entflechtung der Aufgaben 
zwischen dem Zivilschutz und anderen Ein­
satzdiensten. Nach dem Motto "einfach, 
rasch und im Verbund" arbeitet der Zivil­
schutz nach der neuen Konzeption eng mit 
den Feuerwehren, den technischen Ge­
meindebetrieben, den Diensten des öffent­
lichen Gesundheitswesens, der Polizei und 
den Rettungstruppen der Armee zusam­
men. Deshalb werden in Partnerschaftsor­
ganisationen tätige Schutzdienstpflichtige, 
beispielsweise die rund 60000 Angehöri­
gen der Milizfeuerwehren, vom Zivilschutz 
befreit. 
Weitere Neuerungen: 
• Das Dienstpflichtalterwird von 60 auf 52 
Jahre herabgesetzt. Damit wird der Zivil­
schutz nicht nur verjüngt, sondern auch um 
rund ein Drittel verkleinert. Der Sollbestand 
sinkt von 520000 auf rund 380000 Perso­
nen. 
• Die Brandbekämpfung wird ausschließ­
lich den Feuerwehrleuten übertragen, die 
dafür von der Zivilschutz-Dienstpflicht 
befreit werden. 
Das teilrevidierte Schutzbautengesetz 
sieht eine Lockerung der Baupflicht vor. Am 
Ziel, für jedermann einen Schutzplatz 
bereitzustellen, wird aber festgehalten. 
Doch wird künftig bei Um- und Aufbauten 
sowie bei Nutzungsänderungen auf den 
Bau von Schutzräumen verzichtet. 
Der neue Zivilschutz, der bis 2010 verwirk­
licht werden soll, bringt Einsparungen von 
2,3 Milliarden Franken. 
• Um dem neuen Auftrag der Katastro­
phen- und Nothilfe besser nachkommen zu 
können, enthält das neue Gesetz erstmals 
auch Bestimmungen, die den Bund ver­
pflichten, die Kantone und Gemeinden bei 
solchen Einsätzen finanziell zu unterstützen 
(Art. 55). 
• Mit der Aufnahme von Bestimmungen 
über das internationale Zivilschutzzeichen 
und den Ausweis für das Zivilschutzperso­
nal werden im neuen Gesetz erstmals die 
Bestimmungen des Zusatzprotokolls I zu 
den Genfer Abkommen von 1949 über den 
Schutz der Opfer internationaler bewaffne­
ter Konflikte festgehalten. 

In der Aussprache im Nationalrat, dem 
Schweizer Parlament, wurde die Zusam­
menarbeit zwischen Zivilschutz und Armee 
in den Bereichen Führung und Einsatz 
sowie bei der Beschaffung und Verwaltung 
des Materials diskutiert. 

Der zuständige Minister, Bundesrat Koller, 
gab zu bedenken, daß die Zusammenarbeit 
im Gesetz durchaus geregelt werde und de 
facto wesentlich enger sei, als der Text des 
Erlasses vermuten lasse. Der Gesetzgeber 
müsse sich aber doch auch die sehr unter­
schiedlichen Strukturen der zentralisierten 
Armee und des föderalistisch aufgebauten 
Zivilschutzes vor Augen halten. In vielen 
Kantonen werde zudem jede Änderung, die 
nur schon den Eindruck einer verstärkten 
Militarisierung des Zivilschutzes erwecke, 
strikt abgelehnt. 

Die Zivilschutzreform, die ein großes Pres­
seecho in der Schweizer Medienlandschaft 
fand, wurde so plakativ bewertet: 

DER ZIVILSCHUTZ SOLL KATASTRO­
PHENTAUGLICH, VERJÜNGT UND 
KOSTENGÜNSTIGER WERDEN . 

Die Medienresonanz wirkte sich auch auf 
die Akzeptanz bei den Bürgern aus. So liegt 
der Zivilschutz durchaus im Trend. Spra­
chen sich im November 1992 72 % der 
Befragten für seinen Erhalt und seine funk­
tionsgerechte Anpassung an eine verän­
derte Sicherheitslage aus, so befürworte­
ten Ende August 1993 80 % diese 
Staatsaufgabe (wir berichteten in NV + Zv, 
4/93, S. 48). 

Die Bilanz in 1993: 
Trotz des in den letzten Jahren enger 
gewordenen Finanzrahmens kann sich der 
Zivilschutz bei der Lösung der ihm übertra­
genen erweiterten Aufgaben auf eine gute 
Infrastruktur abstützen. 
1. Es sind für die Bevölkerung zirka 6,1 Mil­
lionen künstlich belüftete Schutzplätze vor­
handen (bei 6,9 Millionen Einwohnern). 

2. Folgende Zivilschutz-Anlagen sind 
gebaut: 
- 1745 geschützte Kommandoposten 
(OKP) für die Führung (wobei die OKP in Ge­
meinden mit weniger als 500 Einwohnern 
in Schutzräumen untergebracht sind). 
- 1331 Bereitstellungsanlagen für die Pio­
nier- und Brandschutzformationen. 
- 1463 Sanitätsdienstliehe Anlagen mit 
106600 geschützten Patientenliegestellen. 

3. Für die Alarmierung der Bevölkerung 
sind zirka 6700 stationäre und mobile Sire­
nen vorhanden. 

4. Finanzen: 
- 1991 Ausgaben des Bundes für den Zivil­
schutz: 219,8 Millionen Franken .. 
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- 1992 Ausgaben des Bundes für den Zivil­
schutz: 191,3 Millionen Franken 
- 1993 Budgetierte Ausgaben des Bundes 
für den Zivilschutz: 168,7 Millionen Franken 
(+ 20 Millionen Franken bewilligter Nach­
tragskredit) (= 200,7 Millionen DM) 
Zum Vergleich : BR Deutschland, 80 Millio­
nen Einwohner; 
Budget des Bundes für die Zivile Verteidi­
gung: 
773 Millionen DM - 1993 
668 Millionen DM - 1994 

Verstärkung der Feuerwehren durch 
Freistellungen 
Mit der Reform "Zivilschutz 95" wird der 
heutige Pionier- und Brandschutzdienst des 
Zivilschutzes von der Pflicht entbunden, 
beim Aufgebot zum aktiven Dienst von 

Armee und Zivilschutz die Aufgaben der 
Ortsfeuerwehren zu übernehmen. Der 
Brandschutzdienst wird gemäß Planung ab 
1995 vom Zivilschutz ausgegliedert, und die 
heutigen Pionier- und Brandschutzforma­
tionen werden zu gestrafften Rettungsfor­
mationen umgebildet. Diese Rettungsfor­
mationen werden mit verbesserter 
Ausrüstung und angepaßter Ausbildung für 
die Katastrophen- und Nothilfe auf Stufe 
Gemeinde oder Region das Schwerge­
wichtsmittel bilden. 
Für die neustrukturierten und zum Teil in 
Stützpunkten konzentrierten Feuerwehren 
wird ein Stamm von Feuerwehrleuten 
geschaffen, die von der Wehrpflicht in der 
Armee und von der Schutzdienstpflicht frei­
gestellt sind. Es wird damit sichergestellt, 
daß auch in den Zeiten aktiven Dienstes für 

den Feuerwehreinsatz eingespielte Feuer­
wehrformationen zur Verfügung stehen . 

Frauen im Zivilschutz 
Zum Dienst im Zivilschutz können weiter­
hin (wie schon seit 1959) Frauen auf der 
Basis der Freiwilligkeit herangezogen wer­
den. 
Bei gleichen Rechten und Pflichten werden 
den Frauen grundsätzlich auch gleiche Auf­
gaben zugeordnet, und es stehen den 
Frauen alle Dienste des Zivilschutzes offen . 
Die heute rund 15000 im Zivilschutz einge­
teilten und ausgebildeten Frauen engagie­
ren sich jedoch vor allem in folgenden 
Bereichen 
• Sanitätsdienst 
• Bevölkerungsschutz (Schutzraumorga­
nisation und Betreuung) 

Die parlamentarischen Entscheidungen folgern die tabellarische Neuordnung 
ZIVILSCHUTZ '95 - Die Fachdienste ab 1, Januar 1995 

GROB- FEINGLIEDERUNG : SIGNATUR : 
GLIEDERUNG ' , 

LEITUNG Chef Zivilschutz- 8 Organisation 
(Ortschef) mit Stab 

C!J STABS- Nachrichtendienst 8 Z DIENSTE 
:> 
a: Übermittlungsdienst 8 :I: 
::> 
u.. 

AC-Schutzdienst 8 : 

SCHUTZ- Bevölkerungsschutz 
DIENSTE (Schutzraum-

N 
organisation) 

~ 
:> Betreuungsdienst 
:I: 
(.) 
(/) 

Kulturgüterschutz-
dienst 

00 
EINSATZ- Rettungsdienst 8 DIENSTE (Pionier-Brandschutz-

dienst) 

Sanitätsdienst 8 

111 

LOGISTISCHE Versorgungsdienst G DIENSTE 

Anlage-, Material- e und Transportdienst 

ZIVILSCHUTZ-AUFTRAG 

Planung, Aufbau, Ausbildung sowie Führung 
der Zivilschutz-Organisation. 

Beschaffung, Verarbeitung und Verbreitung 
der für die Führung notwendigen Informa-
tionen. 

Sicher~!ellung des Betriebes der techni-
sehen Ubermittlungseinrichtungen. 

AC-Messungen, Auswertung und Beratung 
der Leitungen . 

Anleiten der Bevölkerung beim Einrichten 
der Schutzräume (SR). 
Organisation des SR-Bezuges und des 
Lebens im Schutzraum. 

Unterbringung, Betreuung von Obdach-
losen, Flüchtenden und anderen schutz-
suchenden Leuten . 

Schutzmaßnahmen planen und durch-
führen (SichersteIlungsdokumentation 
erstellen usw.). 

Mithilfe beim Einrichten der Schutzräume, 
Rettungseinsätze nach Schaden-
ereignissen. 

Transport, Behandlung und Pflege von 
Patienten, sanitätsdienstliehe Versorgung 
der Bevölkerung. 

Rechnungsführung, Versorgung der ZS-
Pflichtigen, Patienten und Obdachlosen in 
ZS-Obhut. 

Betrieb und Wartung der Schutzbauten, 
Sicherstellen des Material- und Transport-
wesens. 

GEEIGNETE 
VORKENNTNISSE* ) 

Ausbildung und Erfahrung im Or­
ganisieren und Führen, Fachkennt­
nisse für die Stabsmitarbeiter. 

Nachrichtensoldaten und Leute 
mit rascher Auffassungsgabe. 

Telegrafen- und Funkpioniere. 

AC-Spezialisten und Personen mit 
Grundlagenkenntnissen. 

Geschick im Umgang mit Men­
schen, Erfahrung in der Fürsorge 
und Betreuung sowie Freude am 
Organisieren und der Führung von 
Zivilpersonen. 

Fachkenntnisse und Interesse für 
Kunst und Kultur. 

Angehörige der Luftschutz­
und Genietruppen, Landwirte, 
Bauleute. 

Interesse am Samariterdienst oder 
Ausbildung im mil. Sanitätsdienst. 

Fourier, Küchenchef, Kochgehilfe. 

Motorfahrer, Truppenhandwerker 
und andere Berufsleute. 

*) Durch das veränderte Leitbild "Armee '95", das gleichzeitig mit der Zivilschutzreform in Kraft tritt, wird das Wehrpflicht-Alter für . .4.ngehörige der Armee (ohne 
Stabsoffiziere) auf das 42. Lebensjahr verringert. Dieser Personenkreis bleibt danach für 10 Jahre schutzdienstpflichtig. Für den Ubertritt von der Armee zum 
Zivilschutz werden die aufgelisteten " geeigneten Vorkenntnisse" bilanziert. Die Armee wird bis zum Jahr 2005 von BOa 000 auf 460 000 Soldaten (aktiv 
+ Miliz) schrumpfen. ~ 
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• Nachrichtendienst und Übermittlung 
• Versorgung 
Die Mitarbeit der Frauen wird im Zivilschutz 
sehr geschätzt, und es gibt Dienste, wie 
z. B. der Sanitätsdienst, die auf das Fach­
wissen und die Erfahrung einer großen 
Anzahl von Frauen angewiesen sind. Dieser 
Bedarf bleibt auch im "Zivilschutz 95" 
bestehen, und es bleibt zu hoffen, daß auch 
in Zukunft viele Frauen bereit sind, in der 
eigenen Gemeinde zugunsten der Gemein­
SChaft im Zivilschutz freiwillig Dienst zu lei­
sten. 

Fazit 
In der Schweiz stehen Armee und Zivil­
Schutz im Umbruch. Die Wehrpflicht und 
die Schutzdienstpflicht werden verkürzt 
und die Bestände der Armee und des Zivil­
SChutzes auf je zirka zwei Drittel abgebaut. 
Trotzdem sind die Schweizer Bürger und 
Ihre politischen Repräsentanten in Parla­
ment und Regierung keine Illusionisten, 
Was die Sicherung des Friedens angeht und 
keine Hasadeure, wenn es um eine realisti­
Sche Analyse der Bedrohungs- und Gefähr­
dungsszenarien geht. 
Die Schweiz hat seit fast 500 Jahren keinen 
Krieg erlebt, war an keinem bewaffneten 
Konflikt beteiligt und gilt als Hort und Vor­
bild der Demokratie. Sie hat jedoch nie die 
Erhaltung des Friedens alleine gesehen, 
sondern die Bedingungen für diesen Frie­
den mit Freiheit und Unabhängigkeit ver­
bunden. 
Nur so ist auch zu verstehen und zu erklä­
reil, daß im November 1993 37 Schüler im 
Alter von durchschnittlich 16-17 Jahren an 
einer Schutzraumübung teilnahmen - in 
Deutsch land eine undurchführbare Aktion. 

(Stand: Dez. 1993) 

Zwei Schulklassen machten 
lIIit: Schub:raumübung im 
lCanton Schwyz 
Vom 15. bis 19. November führte die Zivil­
sChutzorganisation Arth-Lauerz erstmals 
Im Kanton Schwyz eine "echte" Schutz­
raumübung durch. Damit die Zivilschützer 
r:'öglichst wirklichkeitsnah üben konnten, 
ubernachteten zwei Sekundarklassen in 
den Schutzräumen des Oberarther Bifang­
SChulhauses. 
~ei der Schlußbesprechung zeigte sich die 
Ubungsleitung mit der gesamten Woche 
Und den rund 80 Personen, die während 
dieser fünf Tage im Einsatz standen, sehr 
zufrieden. "Diese Übung hat uns gezeigt, 
daß wir im Zivilschutz arbeiten und eine Lei­
Stung erbringen können. Das Ziel, die 
~Chutzraumbereitschaft in der Gemeinde 
undertprozentig zu erstellen, haben wir 

erreicht. " 
pabei ging es zunächst um das Instandstel­
en und Bereitmachen der Räumlichkeiten. 
Im Anschluß daran probten die Zivilschüt­
zeer einen Ernstfall in Form einer fingierten 

hemiewolke. 
Im Mittelpunkt der Woche stand die Nacht­
Ubung im Bifang-Schulhaus. 20 Schülerin­
nen und 17 Schüler von zwei Sekundarklas­
Sen stellten sich für dieses Unterfangen 
freiwillig zur Verfügung und übernachteten 
In den Schutzräumen. Sie rückten am Don-

nerstagabend ein und verbrachten die 
Nacht unter der Betreuung von vier Block­
und sechs Schutzraumchefs. Schüler und 
Zivilschützer überstanden die Stunden bis 
zur Tagwache um sieben Uhr morgens 
ohne Probleme. Während dieser Zeit traten 
überraschende Situationen wie beispiels­
weise ein Stromausfall ein. Doch die Zivil­
schützer machten ihre Sache ausgezeich­
net und meisterten alle Schwierigkeiten. 
In einer Umfrage erklärten die Schülerinnen 
und Schüler: Zwei Drittel der Jugendlichen 
würden bei anderer Gelegenheit wieder 
mitmachen. Die meisten fanden auch die 
Gasmasken-Übung sehr interessant. Wäh­
rend die Mädchen mit den Betten durchaus 
zufrieden waren, konnten sich die Buben 
damit nicht so recht anfreunden. Auch mit 
der mäßigen Luftqualität in den Schutzräu­
men und der frühen Tagwache hatten 
einige Mühe. Als äußerst positiv hingegen 
wurde die Betreuung durch die Zivilschüt­
zer beurteilt. 
Eine derartige Schutzraumübung war für 
den Kanton Schwyz ein erstmaliges Ereig­
nis. Die nächste Großübung findet übrigens 
1996 statt. Wie diese aussehen wird, steht 
noch nicht endgültig fest. 
(Gekürzte Fassung) 
Quellen: Bote der Urschweiz, Schwyz 

vom 24.11.93 und 
Rigipost, Goldau vom 25.11.93 

Schweiz: Sirenentest 
am 2. Februar 1994 
Wie jedes Jahr zur genau gleichen Zeit fin­
det am Mittwoch, 2. Februar, von 13.30 bis 
14.00 Uhr in der ganzen Schweiz die Kon­
trolle der Alarmsirenen statt. Es handelt 
sich um den einzigen gesamtschweizeri­
schen Probealarm in diesem Jahr. 
Bei der Sirenenkontrolle wird die Funktions­
tüchtigkeit der über 6500 Sirenen geprüft, 
mit denen die Bevölkerung im Katastro­
phen- und Kriegsfall alarmiert wird. Geprüft 
wird das Zeichen "Allgemeiner Alarm", ein 
regelmäßig auf- und absteigender Heulton 
von einer Minute Dauer. Wenn nötig, darf 
die Sirenenkontrolle bis 14.00 Uhr wieder­
holt werden. Mit der Sirenenkontrolle wird 
sichergestellt, daß die Bevölkerung recht­
zeitig über Gefahren und Schutzmaßnah­
men informiert werden kann. 
Wenn das Zeichen "Allgemeiner Alarm" 
außerhalb der angekündigten Sirenenkon­
trolle ertönt, bedeutet dies, daß eine 
Gefährdung der Bevölkerung möglich ist. In 
diesem Fall ist die Bevölkerung gebeten, 
Radio DRS 1 zu hören, die Anweisungen 
der Behörden zu befolgen und die Nach­
barn zu informieren. Weitere Hinweise und 
Verhaltensregeln finden sich auf den hinter­
sten Seiten jedes Telefonbuches. 
Das Alarmierungsnetz in der Schweiz wird 
laufend weiter ausgebaut. Heute können 
bereits an die 90 % der Bevölkerung mit 
fest installierten oder mobilen Sirenen 
erfaßt werden. 
Das Eidgenössische Justiz- und Polizei­
departement bittet die Bevölkerung um 
Verständnis für die mit der Sirenenkontrolle 
verbundenen Unannehmlichkeiten. 

Quelle: Pressemitteilung des BZS, Bern • 
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SCHLAGZEILEN 

FAHRERFLUCHT ALS 
MASSENDELIKT 
SCHWERIN (ap). Zu einem Massendelikt 
hat sich die Fahrerflucht nach Unfällen in 
Mecklenburg-Vorpommern entwickelt. Bis 
Ende November waren 12249 derartige 
Straftaten registriert worden, teilte ein 
Sprecher der Landespolizeibehörde 
gestern mit. In 844 Fällen seien Tote oder 
hilfebedürftige Verletzte am Unfallort 
zurückgelassen worden - ein Tatbestand, 
der als besonders verwerflich bezeichnet 
wurde, da möglicherweise bei sofortiger 
Hilfe einige Menschen hätten gerettet wer­
den können. 22. 12. 93 

BEREITSCHAFT ZUM 
SPENDEN IST UNGEBROCHEN 
AP Berlin - Trotz Einkommenseinbußen 
und wirtschaftlicher Rezession hält die 
Spendenbereitschaft der Deutschen unver­
mindert an. Mit insgesamt rund vier Milliar­
den Mark haben die Bürger in diesem Jahr 
ebensoviel Spenden für humanitäre und 
caritative Organisationen bereitgestellt wie 
1992, sagte die Berliner Sozialsenatorin 
und Vorsitzende des Deutschen Zentralin­
stituts für soziale Fragen (DZI). Ingrid Stah­
mer. In Deutschland gibt es rund 20000 
soziale Hilfsorganisationen. Dez. 7993 

ZAHLEN DER NOT 
UND GEWALT 
Über 600 000 Burundier sind nach dem 
Putschversuch im Oktober aus ihrer Hei­
mat geflüchtet. Dez. 1993 

Landminen töten in Kambodscha auch nach 
Ende des Bürgerkriegs jeden Monat noch 
durchschnittlich 300 Menschen. 

Jan. 1994 
~ 
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In den Konfliktzonen Afrikas, Asiens, 
Europas und Süd- und Mittelamerikas 
haben im Jahre 1993 durch Waffeneinwir­
kung und körperliche Gewalt 75 Journali­
sten und Bildberichterstatter in Ausübung 
ihres Berufs ihr Leben verloren . Besonders 
gefährdete Gebiete: Ex-Jugoslawien, 
Somalia und die Golf-Region. Januar 1994 

MILLIARDEN MENSCHEN 
FEHLT WASSER 
Im Jahre 2025 werden nach einer in Wa­
shington veröffentlichten Studie zwischen 
2,8 und 3,3 Milliarden Menschen unter 
Wassermangelleiden. Nach den Voraussa­
gen der Aktion Bevölkerung International 
werden von dem Wassernotstand vor 
allem Länder in Afrika und im Nahen Osten 
betroffen sein. 
(afp) Nov. 1993 

OZEANE BEDROHT 
Worldwatch-Institut legt Bericht vor 

WASHINGTON (AP) - Nicht Tankerunfälle, 
Chemiemüllverklappung oder andere 
schlagzeilenträchtige Umweltkatastrophen 
bedrohen in erster Linie das natürliche 
Gleichgewicht der Weltmeere . Nach einem 
Bericht des Worldwatch-Instituts, der in 
Washington vorgelegt wurde, geht die 
weniger dramati~che, aber gefährlichere 
Zerstörung von Uberfischung, Küstenzer­
störung und Umweltverschmutzung vom 
Land aus . "Was mit den Ozeanen 
geschieht. ist die Geschichte dessen, was 
mit unserem Planeten geschieht", sagte 
der Leiter des Instituts, Lester Brown . Als 
schleichende Vernichtung beschreibt der 
Bericht "Die abgeschriebenen Meere -
Den Niedergang der Ozeane umkehren" 
die "langsame, aber anhaltende Wirkung 
von Küstenzerstörung, den unaufhaltsa-

men Drang, die Fischfangquoten weltweit 
zu erhöhen, und die verstreuten Quellen 
von Umweltverschmutzung, die letziich im 
Meer endet" . Dreiviertel der Meeresver­
seuchung wird entweder direkt vom Land 
her in die Ozeane gespült oder gelangten 
über die Luft ins Wasser . 
An den Küsten steige die Bevölkerungszahl 
schneller als im Inland, hieß es weiter. Die 
Tourismusindustrie mit ihrem weltweiten 
Umsatz von 1,9 Billionen Dollar (fast 3,2 Bil­
lionen Mark) schaffe die Hälfte aller Urlau­
ber ans Meer. Von den zehn größten Städ­
ten der Welt liege nur Mexiko-Stadt nicht 
an oder in der Nähe der Küste, Wohnungs­
bau , Tourismus und Industrieansiedlung 
haben dem Bericht zufolge Marschland, 
Sümpfe, Korallenriffe und andere Ökosy­
steme vernichtet, die für die Existenz vieler 
Meerestiere und -pflanzen unerläßlich sind. 
Im Jahr 1900 wurden noch weniger als fünf 
Millionen Tonnen Fisch aus den Weltmee­
ren gezogen. Heute seien es 80 Millionen 
Tonnen, hieß es. Nach Schätzung der Welt­
ernährungsorganisation (FAO) sind die 
Kapazitäten der 17 wichtigsten Fangge­
biete erschöpft, neun sind ernsthaft gefähr­
det. Als einen der Gründe für maßlose 
Überfischung der Gewässer nennt die FAO 
schlechtes Management. 

(Stand: Dezember 1993) 

HALBJAHRESPROGRAMM DER AKADEMIE 7. 6. - Wirtschaftssicherstellungslehrgang (Lg . 12/94) 

FÜR ZIVILE VERTEIDIGUNG (1/94) 
11 . 1. - Ernährungssicherstellungslehrgang 
14. 1. 1994 

18. 1. - ZMZ-Lehrgang 
21 . 1 1994 

25. 1. - Straßenverkehrssicherstellungslehrgang 
28. 1. 1994 - Grundlagen -

1. 2. - Grundlagenlehrgang 
4. 2. 1994 

22 . 2. - Aufbaulehrgang 
25. 2. 1994 

8. 3. - Alarmkalenderlehrgang 
11 . 3. 1994 

14. 3. - Informationsveranstaltung für 
15. 3. 1994 Führungskräfte 

15. 3. - Grundlagenlehrgang 
18.3. 1994 

12. 4. - Ernährungssicherstellungslehrgang 
15. 4. 1994 

19. 4.- ZMZ-Lehrgang 
22 . 4. 1994 

26. 4. - Aufbaulehrgang 
29. 4. 1994 

9. 5. - Sonderlehrgang in Brandenburg 
11 . 5. 1994 

17. 5. - Ernährungssicherstellungslehrgang 
20. 5. 1994 

30. 5. - Sonderlehrgang in Sachsen 
1. 6. 1994 
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(Lg. 1/94) 

(Lg . 2/94) 

(Lg . 3/94) 

(Lg . 4/94) 

(Lg . 5/94) 

(Lg . 6/94) 

(Lg . 7/94) 

(Lg . 8/94) 

(Lg.9/94) 

(Lg . 10/94) 

(Lg . 11/94) 

10. 6.1994 

13. 6. - Informationsveranstaltung für 
14. 6. 1994 Führungskräfte 

14. 6. - Straßenverkehrssicherstellungslehrgang (Lg. 13/94) 
17. 6. 1994 - Aufbau -

VERANSTALTUNGEN UND KONGRESSE: 

8. - 9. März 1994, London (UK) 
Natural Hazard Assessment & 
The Unique Role of Remote Sensing 
Ansprechpartner: Dr. Geoff Wadge, 

Director NERC Unit for the Thematic 
Information Systems 
Departement of Geography 
University of Reading 
Reading RG & 2AB 
United Kingdom 

22. - 25 Mai 1994, Tianiin (China) 
International Symposium on Urban Disaster Reduction 
Ansprechpartner: Seismological Bereau of Tlanjin Municipality 

No. 19 Friendship Road 
Tlanjin 300 201 

23. - 27. Mai 1994, Yokohama (Japan) 
World Conference on NaturalDisaster Reduction 
Ansprechpartner: IDNDR Secretariat 

Palais des Nation 
8- 14 Avenue de la Paix 
CH -1211 Geneva 10 
Switzerland 
Tel.: 0041-22-7400377 
Fax: 0041 -22-7 338695 




